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Liebe Leserinnen und Leser,

das Titelthema dieses Heftes lautet:  
„Sackgasse Sicherungsverwahrung?“ 
FORUM STRAFVOLLZUG vertieft und ak-
tualisiert damit einen weiteren vollzugs-
politischen Brennpunkt, der ganz aktuell 
durch die wegweisende Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte in das Zentrum der öffent-
lichen Aufmerksamkeit geraten ist – mit 
Berichten von der BILD-Zeitung über die 
Tagespresse bis hin zu FOCUS, SPIEGEL 
und DIE ZEIT. 

FORUM STRAFVOLLZUG bereitet die 
Fachinformationen auf, die in den o.g. 
Beiträgen teilweise schmerzlich ver-
misst wurden. Entsprechend unserem 
FORUMS-Anspruchs kommen nun Fach-
wissenschaftler, Praktiker und Fachkom-
mentatoren zu Wort und zeigen ein 
differenziertes Bild dieser komplexen 
Problematik auf – auch mit vertiefen-
den Hinweisen zu Problemlösungen 
anderer Länder.

Alle Beiträge machen den drän-
genden Reformbedarf deutlich, bezo-
gen auf die bundes- und landesgesetz-
lichen Grundlagen, die konzeptionellen 
und methodischen vollzugspraktischen 
Grundlagen und Standards sowie die 
daraus resultierenden personellen und 
sächlichen  Ressourcenprobleme . 

Die größte fachliche Herausfor-
derung liegt in der Unsicherheit der 
Rückfallprognosen. Experten sind sich 
völlig einig in der Einschätzung, dass ein 
hoher Prozentsatz der in Sicherungsver-
wahrung Inhaftierten dort verbleiben, 
obwohl sie in Freiheit nicht wieder rück-
fällig geworden wären. Die Abwägung 
ist deshalb besonders schwierig, weil 
nicht begangene Verbrechen bestraft 
werden, sondern künftige verhindert 
werden sollen.

 In nächster Zeit sollen bis zu hun-
dert verurteilte Gewalttäter entlassen 
werden, obwohl Gutachter sie für ge-
fährlich halten. Es ist zu hoffen, dass 
eine rationale und differenzierte De-

batte und Berichterstattung stattfinden 
wird. 
Die Bundesjustizministerin hat zuge-
sagt, baldmöglichst Reformvorschläge 
vorzulegen – FORUM STRAFVOLLZUG 
wird berichten.

Auf Seite 172 finden Sie, liebe Lese-
rinnen und Leser, eine Einladung 

für den 28. Jugendgerichtstag in Mün-
ster. Jugendgerichtstage werden alle 
drei Jahre von der Deutschen Vereini-
gung für Jugendgerichte und Jugend-
gerichtshilfen e.V. durchgeführt – sie 
führten seit 1909 (1. Jugendgerichts-
tag in Berlin) bis zu 1000 Teilnehmer 
(nicht nur Mitglieder!) zu intensiven  
Fachdiskussionen zusammen: Jugend-
staatsanwälte und – Richter, Jugendge-
richtshelfer, Fach- und Führungskräfte 
aus dem Jugendarrest, dem Jugend-
vollzug, der Bewährungshilfe, der Frei-
en Straffälligenhilfe, der Polizei, der 
Fachwissenschaften, der Sozial- und  
Kriminalpolitik, den Medien – aus dem 
In- und Ausland. 

Wesentliche Reformdiskussionen 
wurden durch die Jugendgerichtstage 
vorangetrieben, Gesetzesinitiativen  
mit den Experten aus der Praxis, der 
Wissenschaft, der Politik abgestimmt, 
Resolutionen verfasst, Modellversuche 
und Projekte präsentiert („Markt der 
Möglichkeiten“) .

Und natürlich hatte und hat der 
informelle Austausch eine ganz wich-
tige Bedeutung, das Wiedersehen mit  
Kollegen in häufig jahrzehntelanger 
professioneller oder ehrenamtlicher 
Mitwirkung in allen Arbeitsfeldern der 
Jugendkriminalrechtspflege.

Warum dieser ausführliche Hin-
weis? Nun, die Frage liegt auf der Hand:  
Warum gibt es solche bundesweite Tref-
fen nicht auch für alle in der Resoziali-
sierung von Erwachsenen tätigen Fach- 
und Führungskräfte, Wissenschaftler 
etc. (siehe oben)? Warum gibt es zwar 
den Fachverband der Deutschen Be-

währungshilfe, die Arbeitsgemein-
schaft Deutscher Gerichtshelfer, die 
BAG für Straffälligenhilfe – aber nicht 
den „Bundesverband Resozialisierung“ 
oder die „Deutsche Vereinigung Straf-
vollzug“? Diese könnten die Konferenz 
der Anstaltsleiter und die zahlreichen 
anderen Bundesarbeitsgemeinschaften 
der verschiedenen Professionen und 
Arbeitsfelder der ambulanten und sta-
tionären Resozialisierung zusammen-
führen und ihre Kräfte bündeln. (vgl. 
auch Deutscher Fürsorgetag, Deutscher 
Präventionstag, Deutscher Jugendhil-
fetag u.a.) .

FORUM STRAFVOLLZUG ist nach der 
Föderalismusreform eines der wenigen 
bundesweit ausgerichteten Gefäße zum 
Erfahrungsaustausch, zum Entwickeln 
von fachlichen Standards, zum Entste-
hen und Unterstützen von Innovati-
onen. Vielleicht entwickeln sich weitere 
Formen und Instrumente zur Förderung 
des Fachdiskurses und zur fachpoli-
tischen und medialen Interessenvertre-
tung? Entsprechende Zuschriften und 
Vorschläge werden wir in den nächsten 
Heften gern veröffentlichen. 

Wie immer wünsche ich Ihnen 
eine spannende Lektüre und 

freue mich auf Ihre Reaktionen!

Ihr
Bernd Maelicke

 
 

 
berndmaelicke@aol.com
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Presserat missbilligt „BILD“-
Berichterstattung über
Strafvollzug

Der Deutsche Presserat hat gegen die 
Redaktion von „BILD“ eine Missbilli-
gung im Zusammenhang mit deren 
Berichterstattung über die Verhältnisse 
im bundesdeutschen Strafvollzug aus-
gesprochen. Der Beschwerdeausschuss 
dieses freiwilligen Selbstkontrollgremi-
ums entschied, dass der am 4. Dezem-
ber 2009  unter der Schlagzeile „Nachts 
holen sich die Wärterinnen Häftlinge 
zum Sex“  veröffentlichte  Artikel eine 
Verletzung des Pressekodexes in Bezug 
auf die journalistische Sorgfaltspflicht 
(Ziffer 2) darstelle. Die vorgenommenen 
Verallgemeinerungen seien nicht zuläs-
sig gewesen, hatten die Ausschussmit-
glieder übereinstimmend festgestellt. 
Zuvor hatte sich der Vorsitzende des 
Bundes Deutscher Strafvollzugsbedien-
steter (BSBD), Anton Bachl, mit einer 
Beschwerde an den Deutschen Presse-
rat gewandt.

Ausgangspunkt der Berichterstattung 
war der spektakuläre Ausbruch von zwei 
Gefangenen aus der JVA Aachen Ende 
November vergangenen Jahres. In der 
Folge veröffentlichte „BILD“ einen „groß-
en Knast-Report“. In diesem wurden 
durch den Verfasser die Bediensteten 
in der JVA wider besseres Wissens als 
„Wärter“ bezeichnet, es wurden zahl-
reiche Klischees geschürt. So stellte 
nach Auffassung des BSBD die verall-
gemeinernde Behauptung, „Nachts 
holen sich die Wärterinnen Häftlinge 
zum Sex“ eine pauschale Beleidigung 
des gesamten Personals und insbe-
sondere der mehr als 8.000 weiblichen 
Beschäftigten im Strafvollzug dar. Die 
Behauptungen, die „BILD“ im Zuge der 
Berichterstattung Häftlingen zuschrieb, 
wurden nach Überzeugung des BSBD so 
aufbereitet, dass sie das Geschehen als 
„normales Tagesgeschäft“ erscheinen 
ließen.

Der Axel Springer Verlag argumentierte 
gegenüber dem Deutschen Presserat, 
dass die Berichterstattung eine aktuelle 
und weite Teile der Bevölkerung interes-
sierende Frage aufgreife. Die Aussagen 
der Ex-Häftlinge seien glaubhaft und 
nachprüfbar gewesen. Der Presserat 
hielt dem jedoch entgegen, dass die 
in dem Beitrag dargelegte Quellenlage 
eine Verallgemeinerung nicht zulasse. 
Zwar sei nicht zu kritisieren, wenn die 
Redaktion ehemalige Gefangene zu 
Wort kommen lasse. Die pauschali-
sierenden Verallgemeinerungen seien 
jedoch nicht hinnehmbar. So stelle die 
Behauptung eines der Häftlinge, nur 
etwa ein Viertel der Vollzugsbedien-
steten seien „sauber“, eine sehr weit-
gehende Verallgemeinerung dar, die 
die Redaktion unwidersprochen  habe 
stehen lassen. Mit der Sorgfaltspflicht 
einer Redaktion sei es zudem nicht zu 
vereinbaren, dass sie die Behauptungen 
auf einzelne Aussagen stützt und ent-
gegen ihrer Einlassung beim Presserat, 
diese nachgeprüft zu haben, das im Bei-
trag nicht kenntlich gemacht habe. Die 
Bezeichnungen „Wärter“ und „Wärte-
rinnen“ wurden durch das Kontrollgre-
mium nicht beanstandet. Obwohl nicht 
offizielle Berufsbezeichnung stellten 
sie nach Überzeugung des Gremiums 
keine Beleidigung, sondern tägliche 
Umgangssprache dar.

Die  schwerwiegenden Verstöße gegen 
die presseethischen Grundsätze hat der 
Presserat mit einer Missbilligung geahn-
det. Zwar ist „BILD“ nicht verpflichtet, 
diese Missbilligung zu veröffentlichen. 
Der Presserat empfiehlt dies aber als 
Ausdruck fairer Berichterstattung. 
Der Presserat selbst ist ein freiwilliges 
Selbstkontrollgremium, das 1956 ge-
gründet wurde. 

Weitere Informationen:
www.bsbd.de

Die Abschiebungshaft in Schleswig-
Holstein verliert zunehmend ihre po-
litische Legitimation. Das stellte der 
„Landesbeirat für den Vollzug der Ab-
schiebungshaft“ bei der Vorlage des 
Jahresberichts 2009 fest. Die Zahl der 
in Haft festgehaltenen Flüchtlinge ist 
gegenüber 2008 um rund 20 Prozent 
auf 361 Personen gestiegen.

Nicht einmal ein Fünftel der in der zen-
tralen Abschiebungshafteinrichtung in 
Rendsburg Inhaftierten ist am Ende der 
Haft in ihr Herkunftsland abgescho-
ben worden. Die Betroffenen werden 
überwiegend in ein europäisches Land 
abgeschoben (65 Prozent) oder schlicht 
entlassen. Die meisten von ihnen waren 
auf der Durchreise durch Deutschland 
in ein anderes EU-Land. „Für dieses frag-
würdige Prozedere wurden die Flücht-
linge bis zu 133 Tage im ehemaligen 
Gefängnis in Rendsburg‚verwahrt’“, 
kritisierte der Beiratsvorsitzende Hans-
Joachim Haeger.

„Der erhebliche Aufwand europäischer, 
bundesdeutscher und schleswig-
holsteinischer Dienststellen bei der 
Inhaftierung und Abschiebung in ein 
sogenanntes Drittland ist unverhältnis-
mäßig und wird von den Inhaftierten 
als Schikane der Behörden empfun-
den“, erklärte Haeger weiter. Der Beirat 
kritisiert die lange Haftdauer und die 
Tatsache, dass nach wie vor unbeglei-
tete jugendliche Flüchtlinge inhaftiert 
werden. Diese müssten stattdessen von 
den Jugendämtern betreut werden. 
Ihre Inhaftierung – zudem gemeinsam 
mit erwachsenen Männern – sei ein 
Verstoß gegen die UN-Kinderrechts-
Konvention. Die Zahl der inhaftierten 
Jugendlichen ist in Schleswig-Holstein 
weiter gestiegen: von 14 im Jahr 2008 
auf 17 im vergangenen Jahr. Sie wurden 
durchschnittlich 50 Tage in der Haft fest-
gehalten. Über die Hälfte der Jugend-
lichen kommt aus Afghanistan, andere 
aus Algerien, Albanien oder dem Irak.

Abschiebungshaft verliert 
politische Legitimation



120 • FS 3/2010 Magazin

Der Landesbeirat kritisiert weiter, dass 
den betroffenen Jugendlichen von den 
Behörden kein Vormund oder Rechts-
beistand zur Seite gestellt wurde, ob-
wohl sie darauf nach der Kinderrechts-
Konvention einen Anspruch haben. Das 
Justizministerium weigert sich, hierfür 
die Kosten zu übernehmen. Um sich mit 
einem Anwalt in einem Beschwerdever-
fahren gegen die Abschiebungshaft zu 
wehren, werden jetzt Spendengelder 
aufgewendet, etwa aus dem Sonder-
fond „Rechtshilfe für Flüchtlinge“ des  
Diakonischen Werks Schleswig-Holstein. 
Nach Auffassung des Beirats ist dies ein 
bedenklicher Zustand der Rechtspfle-
ge in Schleswig-Holstein. Von den 17 
Jugendlichen wurden lediglich zwei  
in ihr Herkunftsland abgeschoben, 
zwölf in ein anderes EU-Land. Drei Ju-
gendliche wurden unmittelbar aus der 
Haft entlassen.

Über ein Viertel der Flüchtlinge und Asyl-
bewerber, die nach Europa kommen, 
sind traumatisiert und haben Krieg, Fol-
ter, Freiheitsentzug, Vertreibung oder 
die Ermordung von Familienangehöri-
gen erlebt. Traumatisierte Flüchtlinge 
dürften nicht in Haft genommen wer-
den. Ihre besondere psychische Bela-
stung und in einigen Fällen auch ihre 
Suizid-Gefährdung werde durch die 
Inhaftierung verstärkt. Der Landesbei-
rat kritisiert die hohen Hürden für eine 
Entlassung aus der Abschiebungshaft, 
wenn Gutachter eine Traumatisierung 
festgestellt haben.

presse@diakonie-sh.de

Positive Zwischenbilanz der 
Bewährungs- und Gerichts-
hilfe in freier Trägerschaft 
in Baden-Württemberg

Seit Januar 2007 nimmt NEUSTART 
die Aufgaben der Bewährungs- und 
Gerichtshilfe in Baden-Württemberg 
unter der Aufsicht des Justizministe-
riums wahr. Gemeinsam zogen das Ju-
stizministerium und NEUSTART nun-
mehr eine uneingeschränkt positive 
Zwischenbilanz. 

Mittelfristige Sachkosteneinspa-
rungen von rund 0,5 Mio. Euro/Jahr
Wäre die Bewährungs- und Gerichtshilfe 
Aufgabe des Staates geblieben, würde 
dies beim Land mittelfristig pro Jahr 
rund 5,9 Mio. Euro Sachkosten verursa-
chen. NEUSTART erhalte vom Land ab 
dem Jahr 2016 rund 5,5 Mio. Euro, das 
Land spare mittelfristig also fast eine 
halbe Mio. Euro im Jahr.

Einsparung von Entwicklungsko-
sten
Darüber hinaus konnten in erheblichem 
Umfang Entwicklungskosten dadurch 
erspart werden, dass NEUSTART auf 
bereits vorhandenes österreichisches 
Know-how zurückgreifen konnte. Hätte 
das Land – wie es andere Bundesländer 
versuchen – in staatlicher Trägerschaft 
eine eigene elektronische Klientendo-
kumentation und Fachsoftware ent-
wickeln und ein eigenes Controlling 
und Qualitätsmanagement aufbauen 
wollen, wären dem Land allein hier-
für zusätzliche Investitionskosten von 
rund 3,7 Mio. Euro neben den laufenden 
Kosten für Wartung und Pflege von 
mindestens rund 0,5 Mio. Euro jährlich 
entstanden.

Personalkosten unverändert
Bei den Personalkosten ergeben sich 
für das Land keine wesentlichen Verän-
derungen. Die Landesbeamten werden 
wie bislang vom Land bezahlt. Auf Dau-
er fallen die Pensionslasten weg, wenn 
ausscheidende Beamte durch Ange-

stellte von NEUSTART ersetzt werden. 
Für jeden ausscheidenden Beamten 
leistet das Land ein entsprechendes 
Kapitalisierungsentgelt an NEUSTART. 
Davon stellt NEUSTART eigene Mitar-
beiter ein.

Fallbelastung signifikant gesenkt
NEUSTART habe aus eigenen Mitteln 
40 neue Stellen in der Bewährungshilfe 
zusätzlich geschaffen. Bei einer Stellen-
zahl von bisher rund 330 entspreche 
das einem Stellenzuwachs von über 10 
Prozent. So konnte die Fallbelastung pro 
Bewährungshelfer signifikant gesenkt 
werden. War ein Bewährungshelfer im 
Landesdurchschnitt vor Übertragung 
in freie Trägerschaft für rund 100 Kli-
enten zuständig, so betreut er heute im 
Schnitt ca. 80. Eine weitere Absenkung 
wird angestrebt.

360 Ehrenamtliche gewonnen
NEUSTART habe die ehrenamtliche  
Bewährungshilfe etabliert, die zuvor 
nur auf dem Papier, wenn auch im 
Strafgesetzbuch, existiert habe. Durch 
die Mitarbeit von Ehrenamtlichen wird 
der Zugang zu anderen Institutionen, 
Berufsgruppen und sozialen Feldern er-
möglicht und vertieft. NEUSTART habe 
bereits 360 Ehrenamtliche gewinnen 
können, die derzeit rund 600 Klienten 
betreuten, mit ständig steigender  
Tendenz.

Täter-Opfer-Ausgleich ausgeweitet
Ebenso habe NEUSTART den Täter-Op-
fer-Ausgleich weiter ausgeweitet und 
die Ausbildung der Konfliktschlichter 
verstärkt. Der Täter-Opfer-Ausgleich er-
weise sich häufig als idealer Weg, um 
Alltagskriminalität, wie etwa einfache 
Körperverletzungen, und ihre Folgen 
schnell und zielorientiert aufzuarbei-
ten. Das Opfer erhält schnell einen 
Ausgleich. Ihm und der Allgemeinheit 
bleiben möglicherweise mehrere Ge-
richtsverfahren erspart. Und auch bei 
den Tätern ergeben sich deutlich bes-
sere Resozialisierungsergebnisse. NEU-
START bestätige in Baden-Württemberg 
die allgemeine internationale Erfah-
rung, dass der Täter-Opfer-Ausgleich 
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am effektivsten in privater Hand be-
trieben werde. Im Jahr 2009 sei die Zahl 
der TOA-Aufträge auf landesweit 1.100 
gegenüber 850 im Vorjahr gestiegen. 
Langfristiges Ziel sei eine Steigerung 
auf über 3.000 Aufträge.

Qualitätsstandards und moderne 
EDV eingeführt
NEUSTART habe landesweit verbind-
liche Qualitätsstandards eingeführt. Erst 
durch solche Standards wird aus vielen 
einzelnen Bewährungshelfern eine ein-
heitliche Bewährungshilfe. Soweit sich 
Qualität in Zahlen messen lässt, wird auf 
die niedrige Quote der Bewährungswi-
derrufe von rund 19 Prozent verwiesen. 
Vier von fünf Bewährungen werden also 
erfolgreich abgeschlossen.

Zur Einheitlichkeit trage auch die neu 
gestaltete Fachaufsicht bei, die nun „von 
Sozialarbeitern für Sozialarbeiter“ aus-
geübt werde. Früher sei die Fachaufsicht 
bei den Landgerichten gelegen, also bei 
Juristen ohne spezifisch sozialarbeite-
rische Fachkenntnisse. In den neuen 
Führungsstrukturen brächten viele der 
gut qualifizierten Landesbediensteten 
ihr Wissen und ihre Erfahrung ein.

Eine wichtige Rolle bei der Einführung 
verbindlicher Qualitätsstandards spiele 
das Fortbildungsangebot für die Mit-
arbeiter, das NEUSTART erheblich aus-
gebaut habe. Auch die neue – zum Teil 
erstmalige – EDV-Ausstattung bedeute 
einen großen Schritt nach vorn. Alle 
Mitarbeiter nutzten moderne Fach-
software zur elektronischen Klienten-
dokumentation. Das ermögliche dem 
Bewährungshelfer selbst, aber auch 
einem Kollegen im Vertretungs- oder 
Nachfolgefall einen schnellen und ein-
heitlichen Überblick über die Situation 
des Klienten.

Weitere Informationen:
www.neustart.de
www.justiz-bw.de

Kosten- und Nutzenanalyse 
des Strafvollzuges

Im Justiz-Newsletter der Führungsaka-
demie im Bildungsinstitut des nieder-
sächsischen Justizvollzuges, Ausgabe 
12, März 2010, veröffentlicht Professor 
Dr. Horst Entorf, Professur für Ökonomie 
an der Goethe-Universität in Frankfurt 
a.M., einen Beitrag zur Kosten- und Nut-
zenanalyse des Strafvollzuges.

Er führt dabei aus, dass in Anbetracht 
der Tatsache, dass es sich bei den Ko-
sten des Strafvollzuges zumeist um 
Personal- und Investitionskosten für 
Unterbringung, Resozialisierung usw. 
handelt, es relativ leicht sein sollte, die 
„betriebswirtschaftlichen“ Kosten des 
Justizvollzuges zu messen. 

Allerdings stelle man schnell fest, dass 
auch deren Erfassung Schwierigkeiten 
bereite und wenig transparent seit. Eine 
Möglichkeit bestehe darin, sich die Ein-
zelhaushaltspläne der jeweiligen Justiz-
ministerien der Länder anzuschauen. 
Auf dieser Grundlage wurden in der Stu-
die von Entorf, Meyer und Möbert (2008) 
die Hauptgruppen der Einnahmen- und 
Ausgabenseite gegenübergestellt, um 
die sogenannten Haushaltszuschüsse 
zu ermitteln, die auf einen Inhaftierten 
entfallen. Die sich für das Jahr 2004 
ergebende Spannweite lag zwischen 
rund 22.200 Euro in Thüringen und 
48.800 Euro in Brandenburg. Seither 
haben sich die Zahlen etwas eingeebnet 
(vermutlich wegen mittlerweile weg-
fallender Baukosten in ostdeutschen 
Bundesländern), wie aktuellere Anga-
ben des Statistischen Bundesamtes in 
der Broschüre „Justiz auf einen Blick“ 
(2008) zeigen. Danach schwanken die 
laufenden Ausgaben je Gefangenen im 
Justizvollzug in den 16 Bundesländern 
zwischen 36.100 Euro in Brandenburg 
und 22.600 Euro in Sachsen – was im-
merhin noch ein Unterschied von rund 
60 % ist.

Im Durchschnitt lagen die Kosten bei 
rund 29.000 Euro pro Inhaftierten  

(im Jahr 2004 waren es laut Entorf ca. 
31.000 Tsd. Euro). Der Großteil davon, 
nämlich etwa 70 %, fallen auf Perso-
nalausgaben.

Die zweite Möglichkeit der Kostener-
mittlung besteht in der so genannten 
„Tageshaftkostenrechnung“. Im Jahr 
1994 einigten sich alle Bundesländer 
auf der 80. Tagung des Strafvollzugs-
ausschusses der Länder auf ein bundes-
einheitliches Schema zur Ermittlung der 
Tageshaftkosten.

Durch die Trennung in Tageshaftkosten 
und Baukostensätze ist die Tageshaft-
kostenrechnung aufschlussreicher als 
die Betrachtung der undifferenzierten 
Landeszuschüsse. So liegt zwar auch 
hier Brandenburg bei Betrachtung der 
Gesamtsumme an der Spitze (120 Euro 
pro Tag, das sind 43.800 im Jahr; Angabe 
für 2003), jedoch sind davon 32 Euro an 
Bauinvestitionen zuzurechnen. Bei den 
reinen Tageshaftkosten befindet sich 
gemäß der Entorf-Studie Hamburg an 
erster Position (92 Euro), am unteren 
Ende befindet sich Bayern (63 Euro).

Die Gründe für die hohen Differenzen 
der betriebswirtschaftlichen Kosten 
seien nur teilweise erklärbar, zu einem 
größeren Teil liegen sie aber wegen 
bisher noch nicht flächendeckend ver-
fügbaren Kostenstellenrechnungen im 
Dunkeln. 

Entorf plädiert des Weiteren für die Klä-
rung von offenen qualitativen Fragen 
wie z. B. dem  etwaigen Zusammenhang 
des Einsatzes von qualifiziertem Per-
sonal und der Rückfallquote, oder des 
Zusammenhangs von höherer sozialer 
Belastung in den Stadtstaaten im Ver-
gleich zu den Flächenstaaten.

Abschließend stellt er die Frage: Sind die 
hohen Unterschiede in den Haftkosten 
der Länder wirklich gerechtfertigt oder 
handelt es sich möglicherweise um eine 
unzweckmäßige Verausgabung von 
Steuergeldern?
Weitere Informationen:
www.justiz-forum.de
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Kürzungen bei NEUSTART/
Österreich

Der Verein NEUSTART stellt dem Justiz-
ministerium in Österreich sozialkon-
struktive Maßnahmen als Antwort auf 
Kriminalität zur Verfügung: Tatausgleich 
(Konfliktregelung und Schadenswieder-
gutmachung), Gemeinnützige Arbeit 
(Dienst für die Allgemeinheit), Beglei-
tung der Entlassung aus der Haft und 
den großen Bereich der Bewährungs-
hilfearbeit. 

2009 und 2010 hat das Justizministe-
rium die Geldmittel erheblich gekürzt, 
deshalb mussten über zehn Prozent 
der Beschäftigungsausmaße abgebaut 
werden (von 485 auf 436). Weitere er-
hebliche Kürzungen wurden für 2011 
angekündigt.

Die Kürzungen haben dazu geführt, 
dass jede/jeder Bewährungshelfer/
in seit Anfang 2008 um 33 % mehr 
Klienten zu betreuen hat. Auch beim 
Tatausgleich musste die Zeit für die 
begleiteten Gespräche zwischen Tätern 
und Opfern immer weiter reduziert wer-
den. Dies führte zu einem prozentualen 
Absinken der Anzahl gelungener Aus-
gleichsgespräche.

Weitere Informationen:
www.neustart.at

Dienst im Gefängnis macht 
krank 
Justizvollzugsbeamte fallen im Durch-
schnitt doppelt so oft aus wie andere 
Berufsgruppen

Dresden. Der Krankenstand unter Sach-
sens Gefängnisbediensteten ist alarmie-
rend. Jeder der 1900 Mitarbeiter in den 
zehn Justizvollzugsanstalten (JVA) ist 
im vergangenen Jahr im Schnitt etwas 
mehr als einen Monat krankgemeldet 
gewesen. Das bestätigte das Justizmi-
nisterium auf Anfrage von „Freie Pres- 
se“. Seit Jahren steigt dieser Wert: Lag er 
2002 noch bei 19 Tagen pro Mitarbeiter, 
so betrug er 2008 bereits 28 Tage. Im 
letzten Jahr meldete sich jeder Bedien-
stete im Schnitt sogar 34 Tage krank 
– allerdings ist hier der sprunghafte 
Anstieg um fast eine Woche teilweise 
einer neuen statistischen Erfassung 
geschuldet: So fließen in die Erhebung 
jetzt Kuren von Bediensteten ein – im 
Gegensatz zu früher.
„Wir haben die steigenden Krankenstän-
de als Problem erkannt“, sagt Sachsens 
Justizminister Jürgen Martens (FDP). 
Die JVA-Bediensteten liegen beim Kran-
kenstand fast doppelt so hoch wie der 
Durchschnitt aller sächsischen Berufs-
tätigen.
Derzeit liegt der Entwurf einer Rah-
mendienstvereinbarung zum Ge-
sundheitsmanagement vor, der an die 
Personalvertretung übermittelt wird, 
so der Minister. Zudem sollen Psycho-
logen des Kriminologischen Dienstes 
die Gefängnismitarbeiter anonym be-
fragen. Ziel: Neben der Ursachenfor-
schung auch Anregungen zu sammeln, 
welche Maßnahmen zur Senkung des 
Krankenstandes beitragen können. Laut 
Martens soll am 24. Juni in Dresden ein 
Sachverständigenforum mit Experten 
aus Justiz und Wissenschaft stattfinden, 
um Lösungsansätze zu finden.
Auch in anderen Bundesländern ist das 
Phänomen zunehmend krankheitsbe-
dingter Fehltage bei Gefängnisbedien-
steten zu beobachten. Im November 
2009 gab es in Schwerin deshalb einen 

Erfahrungsaustausch der Personalrefe-
renten der Bundesländer über Metho-
den zur Verbesserung und Erhaltung 
der Gesundheit von JVA-Mitarbeitern.
Sachsen-Anhalts Justizministerin Ange-
la Kolb (SPD) etwa will künftig allen 1200 
Gefängnisbediensteten ein Gesund-
heitsmanagement anbieten. Beispiel: 
Die 89 Bediensteten der JVA Volkstedt 
nahmen bereits an Sehtests und Herz-
Kreislauf-Checks teil. Zudem gibt es 
Vorträge über gesunde Ernährung, 
Stressbewältigung, Entspannungsü-
bungen. 2009 war in Sachsen-Anhalt 
jeder Bedienstete im Schnitt mehr als 
22 Tage krank.
Für den Bund der Strafvollzugsbedien-
steten in Deutschland (BSBD) ist das, 
was Länder wie Sachsen oder Sachsen-
Anhalt machen, begrüßenswert und 
überfällig. „Die Belastung unserer Kol- 
legen ist extrem. Natürlich ist der 
Schichtdienst am Förderband eines 
Konzerns auch anstrengend. Aber un-
sere Mitarbeiter haben eine besondere 
Klientel zu betreuen – Verbrecher mit 
teils hohem Gewaltpotenzial, es gibt 
organisierte Kriminalität und Drogen-
handel hinter Gittern und das rund um 
die Uhr“, so BSBD-Bundesvize Klaus 
Neuenhüsges. Die Folge des hohen 
Krankenstandes: Gesunde Mitarbei-
ter müssten die Arbeit der Kollegen 
mit übernehmen, was noch mehr zur 
Überlastung führe. In diesem Zusam-
menhang beobachte er mit Sorge, dass 
manche Bundesländer die Altersgrenze 
für Gefängniswärter von 60 Jahren um 
zwei Jahre nach oben korrigieren wollen 
– wie etwa Nordrhein-Westfalen oder 
Rheinland-Pfalz. Auch Sachsen will dies 
mittelfristig umsetzen.
Wegen des hohen Krankenstandes wer-
den in den JVA Chemnitz und Regis-
Breitingen derzeit Gesundheitstage vor-
bereitet. In Waldheim und Leipzig sind 
30 Bildschirmarbeitsplätze mit ergo-
nomisch geprüftem Mobiliar beschafft 
worden. Und, so das Justizministerium 
weiter: Es besteht teilweise die Möglich-
keit, das Justizvollzugssportabzeichen 
abzulegen.

www.freiepresse.de
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Sackgasse Sicherungsverwahrung?
Frank Arloth

Der Vollzug der Sicherungsverwah-
rung betrifft zwar nur einen kleinen 

Teil der Gefangenen (November 2009: 
512 Verwahrte bei 71.295 Gefangenen 
insgesamt). Dies steht jedoch in keinem 
Verhältnis zu den mit Anordnung und 
Vollzug zusammenhängenden Proble-
men. Im Fokus stehen auch Entschei-
dungen des Bundesverfassungsgerichts 
und des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte. Und nicht zuletzt  in 
der öffentlichen Diskussion nimmt die 
Sicherungsverwahrung breiten Raum 
ein. Deshalb ist es nur konsequent, 
wenn FORUM STRAFVOLLZUG diesem 
Thema ein Schwerpunktheft widmet. 

Von wissenschaftlicher Seite wid-
men sich Kreuzer und Bartsch dieser 
Thematik in einem grundlegenden 
Aufsatz. Ergänzend dazu finden unsere 
Leser Beiträge aus der Praxis in Baden-
Württemberg (Gorzel/Lefering), Ham-
burg (Karras), Hessen (Mönnighoff) und 
Rheinland-Pfalz (Jarmer). Schon sehr 
frühzeitig die Zeichen der Zeit erkannt 
haben Kollegen aus Niedersachsen, die 
alljährlich eine Tagung zum Thema Si-
cherungsverwahrung in Celle durchfüh-
ren (Tagungsbericht von Husmann). Der 
dortige Vortrag von Kühne, der einen 
Blick über die Grenzen auf andere eu-
ropäische Länder enthält, ist in diesem 
Heft abgedruckt. 

Besondere Aktualität gewinnt das 
Heft durch die Entscheidung der Kleinen 
Kammer des Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (Fünfte Sektion 
–RECHTSSACHE M. ./. DEUTSCHLAND 
– Individualbeschwerde Nr. 19359/04). 
Diese hat mit ihrem Urteil vom 17. 
Dezember 2009, das in der Fortdauer 
der Sicherungsverwahrung über den 
Zeitraum von 10 Jahren hinaus einen 
Verstoß gegen Art. 5 EMRK (Recht auf 
Freiheit und Sicherheit) bzw. gegen 

Art. 7 EMRK (keine Strafe ohne Gesetz) 
bejahte, erhebliches Aufsehen in der 
besorgten Öffentlichkeit wie auch in 
den fachjuristischen Kreisen erregt.

Die Kleine Kammer hat einmal eine 
Verletzung des Art. 5 Abs. 1 EMRK fest-
gestellt, weil es keinen ausreichenden 
Kausalzusammenhang mehr gebe zwi-
schen der ursprünglichen Verurteilung 
des Beschwerdeführers und der länger 
als zehn Jahre dauernden Freiheitsent-
ziehung, die durch die Gesetzesände-
rung im Jahr 1998 ermöglicht wurde. Da 
die Sicherungsverwahrung aufgrund 
einer Gesetzesänderung nachträglich 
verlängert wurde, hatte sich die Kleine 
Kammer daneben auch – ebenso wie 
zuvor das BVerfG – mit der Frage der 
Verletzung des Rückwirkungsverbots 
(Art. 7 EMRK) zu befassen. Entscheidend 
hat die Kleine Kammer hier darauf abge-
stellt, dass die Sicherungsverwahrung 
– obwohl nach deutschem Strafrecht als 
Maßregel der Besserung und Sicherung 
einzustufen – eine Strafe im Sinne des 
Art. 7 EMRK ist. Dabei wurde der Begriff 
der Strafe autonom, ohne Bindung an 
die Qualifikation der Maßnahme nach 
nationalem Recht ausgelegt.

Die Begründung der Entscheidung 
der Kleinen Kammer fußt folglich auf 2 
Säulen und macht damit deutlich, dass 
Änderungen im Vollzug der Sicherungs-
verwahrung an der vom EGMR festge-
stellten Verletzung des Art. 5 EMRK in 
den sog. Altfällen nichts zu ändern ver-
mögen. Dies dürfte im Übrigen auch bei 
dem von der Kleinen Kammer bejahten 
Verstoß gegen Art. 7 EMRK gelten. Sie 
hat in ihrer Begründung auf (fünf ) Paral-
lelen zwischen Sicherungsverwahrung 
und Freiheitsstrafe abgestellt, wovon 
lediglich 2 Aspekte primär vollzugsre-
levant sind. 

Vor diesem Hintergrund ist es von 
besonderer Bedeutung, das Urteil der 
Kleinen Kammer des EGMR im Detail 
umfassend zu analysieren und die ma-
teriellrechtlichen Anknüpfungspunkte 
der Entscheidung zu hinterfragen. Hier-
mit beschäftigt sich der Beitrag von 
Böhm. Und schließlich befasst sich auch 
der Beitrag von Alex und Feltes mit den 
Folgen dieser Entscheidung.

Bei der Zusammenstellung des 
Heftes hat die Redaktion die Nachricht 
erreicht, dass ein Ausschuss der Großen 
Kammer aus fünf Richtern am 10. Mai 
2010 den Antrag der Bundesregierung 
auf Verweisung der Rechtssache an  
die Große Kammer abgelehnt habe. 
Das Urteil des EGMR vom 17. Dezem- 
ber 2009 ist damit seit 10. Mai 2010 
rechtskräftig. Die Beiträge in diesem 
Heft sind damit aber keineswegs über-
holt; im Gegenteil: sie gewinnen da-
durch nur an Aktualität.

Prof. Dr. Frank Arloth
frank.arloth@stmjv.bayern.de
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außerdem eine in der Politik empfun-
dene Herausforderung, erkennbar und 
entschieden jeweils auf  massenmedial 
skandalisierte spektakuläre Einzelver-
brechen zu reagieren. Vielfach wurde 
die Sicherungsverwahrung – rechts-
staatlich gesehen – entgrenzt:

  
Die Zehn-Jahres-Grenze bei erst-

maliger Anordnung der Sicherungs-
verwahrung (künftig: SV) wurde 1998 
mit rückwirkender Kraft aufgehoben. 
Seither ist die Verwahrung potenziell 
lebenslänglich. Außerdem genügt jetzt 
eine einzige Verurteilung wegen zwei 
Verbrechen bzw. bestimmter Gewalt- 
oder Sexualvergehen (§ 66 III 2 StGB). 
Die Anforderungen an eine spätere 
Bewährungsaussetzung wurden he-
raufgesetzt (§ 67d II StGB n.F.). Zwei 
neue Formen der Anordnung sind hin-
zugekommen: 2002 war es die im Urteil 
vorbehaltene SV bei noch nicht sicherer 
Rückfallprognose (§ 66a StGB). Sie wur-
de ein Jahr später auf Heranwachsende, 
die nach allgemeinem Strafrecht ver-
urteilt werden, in modifizierter Form 
ausgedehnt (§ 106 III JGG). 2004 gab 
das Bundesverfassungsgericht nach 
unzulänglichen Regelungsversuchen 
einiger Bundesländer den Weg frei für 
eine bundesgesetzlich festzulegende 
nachträgliche Sicherungsverwahrung 
(künftig: nSV) auch ohne Vorbehalt im 
Ausgangsurteil.3 Die verfassungsge-
richtliche Begründung ist widersprüch-
lich: Einerseits soll keine Landes-, son-
dern eine Bundeskompetenz für eine 
gesetzliche Regelung bestehen, weil es 
sich bei dieser Verwahrung der Sache 
nach um Strafrecht, eine strafrechtliche 
Tatreaktion handele; für bloßes Präven-
tionsrecht wären die Länder zustän-
dig.4 Andererseits soll die SV ein aliud 
zur Strafe sein und deswegen nicht an 
den grundgesetzlichen Schutzbestim-
mungen für Strafen teilhaben, näm-

Vorbemerkung: In diesem Aufsatz wird 
wiederholt Bezug auf die Ergebnisse einer 
bundesweiten empirischen Untersuchung 
zum Vollzug der Sicherungsverwahrung 
genommen. Die Untersuchung wurde von 
Bartsch durchgeführt und von Kreuzer 
betreut. Sie fußt auf schriftlichen Befra-
gungen von allen Landesjustizverwal-
tungen und zuständigen Einrichtungen 
für Sicherungsverwahrte sowie 75 halb-
standardisierten Interviews mit Vollzugs-
experten und Maßregelinsassen.1 

 
I. Entwicklung und Mängel der 
bisherigen Ausweitungen, na-
mentlich der nachträglichen 
Sicherungsverwahrung bei 
Erwachsenen, Heranwachsen-
den und Jugendlichen  

1. Entwicklung und gegenwär-
tiger Stand der Gesetzeslage zur 
Sicherungsverwahrung

Die strafrechtliche Maßregel der Si-
cherungsverwahrung – 1934 erstmals 
durch das Gewohnheitsverbrecherge-
setz eingeführt und schon mit einer 
Klausel für eine nachträgliche Anord-
nung versehen – überdauerte die Na-
zizeit. Sie wurde 1975 im Rahmen der 
grundlegenden Reform des Allgemei-
nen Teils des Strafgesetzbuchs  drastisch 
beschränkt und führte sodann zunächst 
ein Schattendasein. Man dachte über 
ihre Abschaffung nach, zumal sie als 
schuldunabhängige Maßregel einen 
Fremdkörper im Schuldstrafrecht dar-
stellt.2 Seit 1998 setzte eine gegenläufige 
Entwicklung ein. Die Maßregel wurde 
schrittweise ausgeweitet. Rechtsstaat-
liche Rücksichtnahmen schwanden. 
Verantwortlich dafür war nicht eine 
deutliche Zunahme relevanter Straf-
taten – eher das Gegenteil ist gegen-
wärtig zu beobachten –, vielmehr eine 
allgemeine Strafverhärtungstendenz, 

lich den Verboten der Rückwirkung von 
Strafgesetzen und der Doppelbestra-
fung für dieselbe Tat (Art. 103 II, III GG).5 
Dass diese Maßregel etwas gänzlich 
Anderes als Strafhaft sei, erscheint als  
kontrafaktisches rechtliches Konstrukt, 
denn SV wird weitgehend wie Strafe 
vollzogen und dient wie die Strafe so-
wohl der Sicherung als auch der Resozi-
alisierung. Auch zeigt die Untersuchung 
von Bartsch, dass die SV von Betroffenen 
häufig als (zusätzliche und im Vergleich 
sogar härtere) Strafe empfunden wird 
wegen fehlender Unterschiede in der 
Vollzugsgestaltung und der besonde-
ren Missbilligung, die in einer Anord-
nung von SV zum Ausdruck kommt.6 Zu 
verstehen ist die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts allenfalls an-
gesichts der mitschwingenden Furcht, 
einer der in nachträgliche Verwahrung 
genommenen Beschwerdeführer oder 
einer der bei Verwerfung dieser rückwir-
kend vom Wegfall der 10-Jahres-Grenze 
als verfassungswidrig auf freien Fuß zu 
setzenden über 238 von insgesamt 281 
verwahrten Betroffenen7 könne nach 
einer sofortigen Freilassung rückfällig 
und das Verfassungsgericht dafür in der 
Öffentlichkeit verantwortlich gemacht 
werden. Diese problematische Ent-
scheidung – und wohl auch schlechtes 
Gewissen angesichts schwerwiegender 
rechtsstaatlicher Einwände – federte 
das Verfassungsgericht ab, indem es 
wichtige, folgenreiche inhaltliche, quali-
tative Bedingungen an den Vollzug die-
ser Maßregel knüpfte: Nur ausnahms-
weise dürften sehr wenige Gefangene 
in Verwahrung, zumal eine nachträg-
liche, genommen werden (ultima-ratio-
Gebot);8 die Beweislast für anhaltende 
Rückfallgefahr gehe mit zunehmender 
Länge der Verwahrung auf den Staat 
über (Umkehr der Beweislast nach zehn 
Haftjahren);9 den Verwahrten seien Re-
sozialisierungsangebote schon in der 
Strafzeit zu bieten, damit es gar nicht 
erst zur Verbüßung anschließender 
SV komme, außerdem mindestens in 
gleichem Maße in der  Zeit der SV („Reso-
zialisierungsvorgabe“),10 und zwar ein-
schließlich entlassungsrelevanter Voll-
zugslockerungen11; weil die Verwahrten 

Recht und Vollzug der Sicherungsverwahrung
Diskussionsstand und Reformvorschläge
Arthur Kreuzer, Tillmann Bartsch
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schuldunabhängig ein Sonderopfer 
für die Sicherheit der Allgemeinheit 
erbrächten, seien sie gegenüber Straf-
gefangenen besser zu stellen, damit 
sie und die Allgemeinheit erkennten, 
dass die Verwahrung etwas Anderes als 
Strafhaft sei („Abstandsgebot“).12 Der 
Bundesgesetzgeber schuf mit § 66b 
StGB die nSV noch im selben Jahr. Sie 
darf schon bei Ersttätern mit nur einer 
Tat aus einem Katalog schwerer Delikte 
und nach Verurteilung zu mindestens 
fünfjähriger Freiheitsstrafe angeordnet 
werden. Vorausgesetzt wird lediglich, 
dass nach dem Urteil neue Tatsachen 
erkennbar werden, die auf eine erheb-
liche Rückfallgefahr bei Entlassung aus 
Straf- oder Maßregelvollzug hindeuten. 
Zugleich wurden Heranwachsende, die 
nach allgemeinem Strafrecht verurteilt 
wurden, in den Anwendungsbereich 
der nSV einbezogen (§ 106 V, VI JGG). 
2008 zerbrach ein letztes Tabu. Die nSV 
wurde ausgeweitet auf nach Jugend-
strafrecht verurteilte Ersttäter mit einer 
Mindeststrafe von sieben Jahren, wobei 
auf neue Tatsachen sogar verzichtet 
wird (§ 7 II, III JGG).13  Dieses Gesetz 
schleppt die grundsätzlichen Mängel 
fort, ja vermehrt sie sogar noch. Oben-
drein liegen dem Bundesrat weitere 
Ausweitungs-Gesetzentwürfe vor.14 

II. Analyse der Mängel dieser 
Gesetzgebung

Mängel im System der §§ 66–66b 
StGB
Die bisherigen Ausweitungsgesetze ha-
ben ein Konglomerat von Vorschriften 
entstehen lassen. Immer wieder neue 
Lücken werden durch Verbrechens-
vorfälle und anlässlich gerichtlicher 
Entscheidungen erkennbar und zu fül-
len versucht. Gründe sind tatsächliche 
Erscheinungen von Rückfallkriminalität 
ebenso wie höchstrichterliche Feststel-
lungen zu Grenzen und Mängeln voran-
gegangener Ausweitungsgesetze. Wohl 
kein Thema in der Kriminalgesetzge-
bung hat vergleichbar viele und hek-
tische Gesetzesänderungen und einen 
Stau von weiteren Änderungsentwür-
fen bewirkt. Das dabei aus gesetzge-

berischer Flickschusterei entstandene 
Konglomerat enthält Systembrüche 
und Widersprüchlichkeiten, erweckt 
vielfältig rechtsstaatliche Bedenken, 
ist schwer les- und interpretierbar. 
Es weist in bezug auf die nSV zudem 
grotesk mangelnde Treffsicherheit auf. 
Es hat Folgen der Anwendung nicht 
oder fehlsam eingeschätzt, unver-
hältnismäßigen Verwaltungsaufwand 
verursacht, betroffene Strafgefangene 
sowie Vollzugsmitarbeiter unnötig in 
Unruhe versetzt, sich zudem als eine 
Art Arbeitsbeschaffungsprogramm für 
Strafgerichte aller Instanzen, das Bun-
desverfassungsgericht und den Europä-
ischen Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR), ebenso für Kommentarliteratur 
erwiesen. Das gilt auch und gerade für 
die zuletzt beschlossene Ausweitung 
auf junge Täter. Es war daher eigentlich 
nicht an der Zeit, dieses Gesetz 2008 zu 
verabschieden. Vielmehr war es und ist 
es nunmehr erst recht dringend an der 
Zeit, über eine grundsätzliche Neukon-
zeption des gesamten Sicherungsver-
wahrungsrechts, Verschlankung, Ver-
ständlichkeit, Systemkongruenz und 
rechtsstaatliche sowie europarechtliche 
Verträglichkeit nachzudenken. Eine sol-
che Reform sollte tatsächlich mehr Si-
cherheit schaffen, unnötige Bürokratie 
vermeiden und Betroffenen Vertrauens-
schutz geben.

Als Beispiel dafür, dass Populismus 
am Werke war, dass hektisch Gesetze 
geschaffen wurden, ohne mögliche An-
wendungsbereiche zu prüfen, dass es 
manchmal auch nur um symbolisches 
Strafrecht ohne praktische Relevanz 
geht, diene die 2002 geschaffene Mög-
lichkeit, SV auch neben lebenslanger 
Freiheitsstrafe anzuordnen, wenn die 
sonstigen Anordnungsvorausset-
zungen vorliegen. Die dazu gebrauchte 
beliebte juristische Argumentations-
weise a maiore ad minus, SV sei erst 
recht bei lebenslanger Strafe vorzuse-
hen, wenn dies schon bei zeitiger Frei-
heitsstrafe der Fall sei, war erkennbar 
verfehlt. Theoretisch ist nämlich kein 
einziger Fall konstruierbar, in welchem 
neben der Höchststrafe SV greifen 

könnte.15 Der Rest lebenslanger Stra-
fe kann nach der Mindestverbüßung 
nie zur Bewährung ausgesetzt werden, 
solange ein auch nur geringes Rück-
fallrisiko besteht. Für die Anordnung 
von SV nach Verbüßung einer lebens-
langen Strafe ist daher kein Platz. Nun 
aber müssen strafrechtsdogmatisch 
Scheinprobleme gelöst werden, da der 
Gesetzgeber wohl nicht diese „just for 
show“ geleistete Gesetzesmodifikation 
rückgängig machen wird. Und die Praxis 
muss Wege finden, wie mit solcher Dop-
pelung von Sanktionen umzugehen sei. 
Dogmatisch ist zu klären, was die aus 
Sicherheitsgründen über das Mindest-
maß der Verbüßung lebenslanger Strafe 
hinausreichende Strafverbüßung ihrem 
Wesen nach sei, worin ihre Legitimati-
on liege. In vier Sachlagen kann sich 
ein solcher Überhang an Verwahrung 
über die schuldangemessene Haftzeit 
der lebenslangen Freiheitsstrafe hinaus 
ergeben (Kinzig spricht von „gefähr-
lichkeitsbedingter Vollstreckung der 
lebenslangen Freiheitsstrafe“16): einmal, 
wenn bei lebenslanger Strafe die Min-
destverbüßungszeit von 15 Jahren ab-
gelaufen ist, die Entlassungsprognose 
über eine fortbestehende Gefährlichkeit 
aber nicht den strengen Anforderungen 
des § 454 II StPO genügt; weiterhin, 
wenn bei Verhängung der lebenslan-
gen Strafe zugleich mit der Feststel-
lung besonderer Schwere der Schuld im 
Strafurteil die gegebenenfalls vom Voll-
streckungsgericht verfügte zusätzliche 
Strafzeit über 15 Jahre hinaus verbüßt 
ist und die Prognose keine vorzeitige 
Entlassung erlaubt; schließlich, wenn 
neben lebenslanger Strafe Sicherungs-
verwahrung im Urteil verhängt und die 
Mindeststrafe entweder mit oder  ohne 
„Zuschlag“ wegen besonderer Schwere 
der Schuld verbüßt ist. Dieses jeweilige 
Mehr an Inhaftierung entspricht der 
Vollstreckung einer SV nach Verbüßung 
einer zeitigen Freiheitsstrafe. Es könnte 
der Sache nach in den vier Situationen 
der lebenslangen Strafe das nämliche 
Sonderopfer sein, das der Gefangene 
nach der schuldangemessenen Min-
destverbüßung zugunsten des Gesell-
schaftsschutzes erbringt, ebenso wie 
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der, welcher im Anschluss an eine zei-
tige Strafe sicherungsverwahrt wird. 
Sieht man es so, wäre in der Tat  eine 
Überstellung des „Lebenslänglichen“ 
in den Vollzug der SV angebracht mit 
den Besonderheiten des Resozialisie-
rungs- und Abstandsgebots samt der 
vom BVerfG angemahnten Beweisla-
stumkehr. Für diese Sichtweise spricht, 
dass das BVerfG jüngst eine privilegierte 
Vollzugsgestaltung auch für Fälle aus-
schließlich gefährlichkeitsbedingter 
Vollstreckung der lebenslangen Frei-
heitsstrafe gefordert hat.17 Damit stünde 
der nun sicherungsverwahrte „Lebens-
längliche“ besser als der Strafgefangene 
mit lebenslanger Strafe. Zudem ist in 
diesem Fall zu klären, ob der Gefangene 
nunmehr an der vom Bundesverfas-
sungsgericht angemahnten tenden-
ziellen Beweislastumkehr hinsichtlich 
seiner fortbestehenden Gefährlichkeit 
teil hat; dies würde eine Diskrepanz 
gegenüber der Bewährungsprognose-
Voraussetzung in § 454 II StPO mit sich 
bringen. Man könnte aber wohl auch 
in den vier Situationen der lebenslan-
gen Strafe eine weitere Verbüßung der 
Strafe als solcher sehen, zieht doch das 
zugrunde liegende Verbrechen eine 
potenziell lebenslang zu verbüßende 
Strafe nach sich. Wie immer man dies 
bewertet, jedenfalls muss die Praxis ent-
scheiden, was aus Gefangenen werden 
soll, bei denen im Urteil neben lebens-
langer Strafe SV angeordnet und die 
Mindestverbüßungszeit abgelaufen ist. 
In Vollstreckungsakten wird derzeit üb-
licherweise anschließende SV vermerkt. 
Es ließe sich im Sinne praktischer Kon-
kordanz an eine Überstellung in die SV 
bei Zustimmung des Strafgefangenen 
denken. Dann aber müsste er in den 
Genuss der Vorteile vor allem des Ab-
standsgebots kommen.  

Gründe für die gesetzgeberische 
Flickschusterei und stete Ausweitung 
der SV
Eine Reihe von Gründen dürfte zu die-
sem mangelhaften Zustand geführt 
haben:

Die Verschärfungsgesetzgebung seit  -
1998 fiel in eine Zeit und einen Zeit-

geist, welche gezeichnet sind von 
einem in der kriminologischen De-
batte so benannten „punitive turn“, 
einer Strafverhärtungswelle, die von 
den USA („get tough on crime“, „war 
on crime“, „war on terrorism“) auf 
Westeuropa überschwappte. Sie hin-
terließ in manchen anderen Ländern 
sogar deutlichere Spuren als bei uns. 
So wurde in Großbritannien die unbe-
dingte Strafmündigkeit auf 10 Jahre 
herabgesenkt und dort sowie in Un-
garn die von vornherein bis zum Tode 
reichende lebenslange Freiheitsstra-
fe eingeführt. In der Schweiz ergab 
ein Referendum eine Mehrheit für 
die Einführung unbedingt lebenslan-
ger Verwahrung für Sexualstraftäter. 
Bei uns würden solche Sanktionen 
ausscheiden angesichts der frühen 
Festlegung des Bundesverfassungs-
gerichts, dass auch Schwersttätern 
mit lebenslanger Strafe  Resozialisie-
rungsmaßnahmen anzubieten seien 
und eine Chance späterer Entlassung 
in Freiheit verbleiben müsse, wenn 
keine Rückfallgefahr mehr bestün-
de.18 
Die Verschärfungsgesetze entspre- -
chen zudem einer besonders nach 
den terroristischen Ereignissen in den 
siebziger Jahren sowie nach dem 11. 
September 2001 zu beobachtenden 
Tendenz weg vom liberalen tatstraf-
rechtlichen zum präventiv, an Gefähr-
lichkeit ausgerichteten Strafrecht, 
das manchen Kritiker von einem „Si-
cherheitswahn“ sprechen lässt.
Einzelfälle oftmals entsetzlicher Se- -
xual- und Gewaltstraftaten von aus 
Haft oder Maßregeln entlassenen Tä-
tern oder auch von Ersttätern wurden 
massenmedial so dargestellt, dass 
öffentliche und veröffentlichte Mei-
nung den Eindruck brisant zuneh-
mender Gewalt und hilfloser Justiz 
und Gesetzgebung entstehen ließen 
und entsprechenden Handlungs-
druck auf die Politik ausübten. Dass 
die tatsächliche Kriminalitätsent-
wicklung dafür keinen Beleg ergab, 
wurde verkannt.
Der Bundesgesetzgeber reagiert ten- -
denziell mit symbolischer Gesetz-

gebung auf derartige Stimmungen 
und Lagen, zumal solche Gesetze 
üblicherweise nicht einer Erfolgskon-
trolle unterliegen, von den Ländern 
auszuführen sind und als Beweis für 
verantwortungsvolle Reaktion die-
nen sollen. Landesjustizministerien 
und Landesregierungen reagieren 
mitunter ebenso hektisch mit Ver-
schärfungsanträgen im Bundesrat, 
weil sie sich so angesichts geringer 
eigener gesetzgeberischer Kom-
petenz im Landesrecht gleichwohl 
bundesweit im Strafrecht profilieren 
wollen. 
Parlamentarische Anhörungen von  -
Experten finden zumeist erst in 
einem Stadium statt, in dem sich 
maßgebliche Rechtspolitiker und 
Parteien bereits festgelegt haben 
und allenfalls noch peripher korri-
gieren lassen. Selbst offenkundige 
Mängel von Gesetzentwürfen wer-
den nicht mehr geändert. 2008 er-
klärten beispielsweise die Parteien 
fast unisono, eine Gesamtreform der 
SV sei angezeigt. Gleichwohl wurde 
der von Fachleuten heftig kritisier-
te, systemwidrige und verfassungs- 
sowie europarechtlich fragwürdige 
Entwurf zur Ausdehnung der nSV 
auf nach Jugendstrafrecht Verurteilte 
verabschiedet.
Ambivalentes taktisches Verhalten  -
ist mitunter kennzeichnend für po-
litische Einstellungen zu Reformen 
und das Verhalten bei anstehenden 
parlamentarischen Abstimmungen 
über  Ausweitungsgesetze zur SV. 
Die einen stimmen einem Auswei-
tungsgesetz zu, weil sie es für richtig 
halten, die anderen, obwohl sie es 
ablehnen, aber weil sie sich durch 
einen Koalitionsvertrag gehalten 
sehen zuzustimmen, um nicht die 
amtierende Regierung zu Fall zu brin-
gen, wieder andere, weil sie gerade 
die Flickschusterei mit zahlreichen 
Stolpersteinen dogmatischer Art im 
komplizierten Gesetzestext als Mit-
tel erachten, den Anwendungsbe-
reich des eigentlich abzulehnenden 
Ausweitungsgesetzes angesichts 
einer strengen höchstrichterlichen 
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Rechtsprechung zur SV praktisch 
einzuengen.
Allenthalben verweigern sich Poli- -
tiker, öffentlich die Grenzen zumal 
eines rechtsstaatlichen Strafrechts 
zu benennen, wenn es darum geht, 
breitflächig Sicherheit vor schwerer 
Kriminalität und gelegentlicher 
Rückfälligkeit einzelner Täter zu ge-
währleisten. Würden sie Bedenken 
gegenüber Ausweitungen der SV 
vortragen, könnten sie – zumal in 
Wahlkampfzeiten – von jeweiligen 
Konkurrenten als „Weichei“, als unver-
antwortlich diskreditiert werden. Man 
verschweigt geflissentlich die großen 
Erfolge geltender Regelungen zur 
Vermeidung von Rückfälligkeit, etwa 
die erheblichen rechtlichen, konzep-
tionellen und praktischen Verbesse-
rungen im Vollzug der Maßregel der 
Unterbringung in der forensischen 
Psychiatrie mit ihren Erfolgen auch 
in der Behandlung von Sexualstraftä-
tern und ihren behutsamen, flexiblen 
Überleitungen in Freiheit.

Befunde zu den Folgen der Auswei-
tungsgesetze im Vollzug von Strafe 
und Sicherungsverwahrung 
Die nachfolgende Darstellung von 
Folgen der steten gesetzgeberischen 
Ausweitung der SV stützt sich auf die 
Untersuchung von Bartsch. 

Strukturelle Veränderungen in der  -
SV sind beträchtlich. In dem Jahr-
zehnt nach 1998 hat sich die Zahl 
Verwahrter mehr als verdoppelt auf 
jetzt deutlich über 50019. Sie wird sich 
im kommenden Jahrzehnt voraus-
sichtlich erneut verdoppeln, sollte 
nicht durch den EGMR endgültig ein 
Verdikt über die Rückwirkungsrege-
lungen von SV-Gesetzen gesprochen 
werden. Gründe sind die erleichterten 
Voraussetzungen der Anordnung, die 
erschwerten Möglichkeiten, zur Be-
währung entlassen zu werden, sowie 
der Fortfall der 10-Jahres-Begren-
zung. Ein Anstaltsleiter beschrieb 
das als „andauernden Zufluss und 
stark verminderten Abfluss“. 
Anzahl und Anteil älterer Sicherungs- -

verwahrter haben in den vergangenen 
15 Jahren erheblich zugenommen.20 
Diese Entwicklung zwingt, sich Ge-
danken über Altenpflegeschulung 
von Bediensteten und speziell auf 
die Bedürfnisse älterer Gefangener 
ausgerichtete Bereiche in den Siche-
rungsverwahrungseinrichtungen zu 
machen. Zumindest in einzelnen Fäl-
len erscheint es jedoch angebracht, 
ernsthaft zu fragen, ob und warum es 
überhaupt noch notwendig ist, die-
se betagten Menschen in Justizvoll-
zugsanstalten unterzubringen. Als 
Interviewpartner erschienen im Rah-
men der mündlichen Erhebung mit-
unter ausgezehrte alte Männer, die 
nur schwer dazu zu bewegen waren, 
über Handhabung und Probleme des 
Vollzugs der Sicherungsverwahrung 
zu sprechen. Ihre bevorzugten The-
men waren „Wasser in den Beinen“ 
(„Schauen Sie mal!“), „Rheuma“ und 
„regelmäßige Einnahme der Herz-
medikamente“. Zumindest mitur-
sächlich dafür, dass diese Menschen 
bislang nicht in die Freiheit entlassen 
werden konnten, dürfte sein, dass es 
an betreuten Wohneinrichtungen, 
die Sicherungsverwahrte nach der 
Entlassung aufnehmen, fehlt. Diese 
Einschätzung wurde von einem Ab-
teilungsleiter geteilt. Er führte aus: 
„Ich glaube, dass manche Siche-
rungsverwahrte Außensicherungen 
brauchen, aber bei einigen Älteren 
könnte ich mir schon vorstellen, dass 
man auch draußen ein Setting schaf-
fen könnte mit Betreuung, Aufsicht, 
einem hohen Betreuungsschlüssel 
und elektronischer Fußfessel und 
dann trotzdem nichts passieren wür-
de. Ich habe auch mal  überlegt, in 
einer Einrichtung hier in der Nähe so 
ein Modell in Gang zu bringen. Nicht 
für die ‚Hardcore-Leute’ natürlich, 
eher für die ‚Kuscheltypen’, also die, 
die mal einem auf den Penis geküsst 
oder Jungs in der Unterhose fotogra-
fiert haben. […] Aber solche Einrich-
tungen sind nicht durchsetzbar. Alle 
wollen solche Leute ja loswerden, der 
Druck der Öffentlichkeit ist da enorm. 
Und da es solche Einrichtungen nicht 

gibt, gehe ich davon aus, dass ein 
großer Teil unserer Leute hier bis zur 
Pflegestufe bleibt. Von den 26, die wir 
haben, meine ich 80%.“ 
Die Anzahl junger Sicherungsver- -
wahrter wird wegen der erleichterten 
Anordnungsvoraussetzungen der 
Sicherungsverwahrung erheblich 
zunehmen.21 Dieser Befund legt 
Befürchtungen um Sicherheitspro-
bleme nahe: Ein Bediensteter äußerte 
dazu: “[…] Und jetzt stellen Sie sich 
mal vor, was die SV für einen jungen 
Menschen bedeutet. Sagen Sie mal 
einem 32-Jährigen: `Krieg Dein Se-
xualproblem in den Griff, oder Du 
bleibst hier drin.´ Das heißt doch 
für diesen Menschen etwas ganz 
Anderes als für einen 65-Jährigen, 
der ohnehin die meiste Zeit seines 
Lebens im Knast war und sich da-
mit arrangiert hat. Und was das für 
uns als Anstalt bedeutet, kann man 
sich vorstellen. Das wird zu Sicher-
heitsproblemen führen, das ist völlig 
klar.“ Zwar kennen wir eine ähnliche 
Problematik der Perspektivlosigkeit 
bei Lebenslänglichen, die nach der 
Mindestverbüßungszeit wegen un-
günstiger Prognose nicht entlassen 
werden, aber sie sind auf eine große 
Anstalt für „Langstrafer“ verteilt, nicht 
konzentriert in einer kleinen Einheit 
– getrennt von anderen Gefangenen 
– untergebracht.
Von den Auswirkungen der Aufhe- -
bung der 10-Jahres-Grenze für erst-
mals Sicherungsverwahrte waren 
zum Zeitpunkt der Gesetzeskraft 238 
Verwahrte betroffen. Für sie – aber 
wohl auch für unsere Rechtsgemein-
schaft und Rechtskultur – war das eine 
kaum nachvollziehbare Entschei-
dung, ein Verlust für den Glauben 
an rechtsstaatliche Verlässlichkeit 
und Berechenbarkeit. Ein Betroffener 
sagte: “Ohne dass ich nochmals etwas 
ausgefressen habe, haben Gesetzge-
ber und Verfassungsgericht mir das 
Licht am Ende des Tunnels einfach 
so ausgeknipst.“ Ein Anstaltsgeist-
licher wertete es ähnlich: „Das war 
für viele der letzte Hammer, der ih-
nen endgültig gezeigt hat, dass man 
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sie draußen nicht mehr haben will. 
Das behindert sie in ihrem ganzen 
Vorankommen, insbesondere in der 
Auseinandersetzung mit sich selbst. 
Denn nun können sie aufgeben, ohne 
die Schuld hierfür bei sich suchen 
zu müssen.“ Ein Beamter des Allge-
meinen Vollzugsdienstes beobach-
tete: „Viele, die von dem Wegfall der 
Begrenzung betroffen sind, haben 
nach dem Urteil des Verfassungsge-
richts das Interesse an allem verloren. 
Manche bekommen wir kaum noch 
aus ihren Hafträumen heraus. […] 
Also viele haben sich offenkundig 
aufgegeben.“ 
Konsequenzen aus der neuen Ge- -
setzeslage und Verfassungsgericht-
sentscheidung haben bereits 10 von 
14 Einrichtungen für Sicherungs-
verwahrte in Deutschland gezogen, 
indem sie neue Konzepte für den 
Vollzug entwickeln. Am Weitesten ist 
die JVA Werl in NRW fortgeschritten. 
Dort werden die Verwahrten nach 
vier durchlässigen Behandlungs-
stufen ohne jeweilige Separierung 
unterschieden; Behandlungsressour-
cen werden auf therapiefähige und 
-willige Verwahrte konzentriert. Allen 
stehen größere Einzel-Hafträume in 
einem gesonderten Hafthaus für Si-
cherungsverwahrte zur Verfügung 
und ein größerer separater Spazier-
hof tagsüber offen, ohne dass eine 
völlige Trennung zu den Strafgefan-
genen vorgenommen wird, etwa 
bezüglich der Arbeitsmöglichkeiten. 
In Hessen werden die Behandlung-
sangebote von Langstrafanstalten, 
Sozialtherapeutischer Anstalt und 
Sicherungsverwahrung vernetzt; 
in anderen Bundesländern wurden 
zusätzliche Therapieangebote für 
Sicherungsverwahrte, insbesonde-
re sog. niederschwellige Angebote, 
geschaffen. 
Die verfassungsgerichtliche Reso- -
zialisierungsvorgabe wird nur un-
zulänglich umgesetzt. In manchen 
Anstalten werden Strafgefangene 
mit „Anschluss-Sicherungsverwah-
rung“ von der Überstellung in die 
Sozialtherapeutische Anstalt ausge-

nommen oder gar von jeglichen spe-
zifischen Angeboten, die in Richtung 
verbesserter Prognose und Vermei-
dung späterer SV wirken könnten. Es 
herrscht nicht selten die Vorstellung 
zwangsläufiger späterer Überstel-
lung in die SV vor, so dass manche 
in die SV gelangen, ehe ein Gericht 
darüber entschieden hat. Auch wird 
vor Überstellung in die Sicherungs-
verwahrung häufig kein neues Gut-
achten zwecks Überprüfung der Pro-
gnose eingeholt. Bei den Betroffenen 
verstärkt dies den Eindruck, ohnehin 
keine Chance zu haben, der Maßre-
gelvollstreckung noch zu entgehen. 
Sozialtherapeutische Einrichtungen 
lehnen Sicherungsverwahrte ten-
denziell ab, weil die Behandlungs-
platzkapazität ohnehin sehr einge-
schränkt ist – bundesweit gibt es 
1800 Behandlungsplätze – und weil 
die Verwahrten  keine erkennbare, 
berechenbare Entlassungsperspek-
tive haben im Gegensatz zu Strafge-
fangenen. In der Tat vergleichen sich 
Sicherungsverwahrte diesbezüglich 
mit Strafgefangenen und resignieren 
deswegen oftmals vorzeitig. Überdies 
fehlt es in den SV-Einrichtungen zum 
Teil an therapeutischem Personal, 
an Arbeitsmöglichkeiten und Kon-
zepten zur Aufrechterhaltung von 
Außenkontakten. Außerdem schei-
tern Resozialisierungsangebote bei 
Verwahrten mitunter daran, dass bei 
ihnen schon ähnliche Behandlungs-
ansätze vergeblich versucht worden 
waren.
Dem „Abstandsgebot“ wird über-  -
wiegend nur durch marginale Ver-
günstigungen zu entsprechen ver-
sucht, nicht durchweg durch qualita-
tive Veränderungen von Haft. Solche 
formalen Verbesserungen sind ohne-
hin nicht größeren Umfangs möglich, 
weil sie inzwischen  überwiegend 
schon Langstrafgefangenen gewährt 
werden.
Das Gebot, alles für eine Vermeidung  -
oder frühzeitige Beendigung der SV 
zu tun und die Beweislast  für weiter-
bestehende Gefährlichkeit tendenzi-
ell dem Staat zu überbürden, je länger 

die Unterbringung dauert, wird kaum 
beachtet. Dafür nötige entlassungs-
bedeutsame Vollzugsöffnungen wie 
unbegleitete Ausgänge und Urlaube 
werden Sicherungsverwahrten na-
hezu gänzlich verweigert. Statt des-
sen – gleichsam kompensatorisch 
– werden häufiger Ausführungen 
zur Erhaltung der Lebenstüchtigkeit 
(„Vollzugslockerungen aus humani-
tären Gründen“) gewährt. Sie sind 
aber personalintensiv, deshalb teuer 
und wenig aussagekräftig für spätere 
prognoseabhängige Entlassungsent-
scheidungen. Hier ist daran zu erin-
nern, dass zunehmend Bundesver-
fassungsgericht und Obergerichte 
verlangen, Behandlungsangebote 
und aussagekräftige Vollzugslocke-
rungen zu gewähren und dies durch 
die Vollstreckungsgerichte überwa-
chen zu lassen, um später fundiert 
Entlassungsentscheidungen vollstre-
ckungsgerichtlich treffen zu können. 
Die im Vollzug der SV zweijährig 
vorgeschriebenen Entscheidungen 
machen dazu Vorgaben und sollten 
in vergleichbarem Rhythmus bereits 
in der einer SV vorausgehenden  
Haftstrafe vorgenommen werden mit 
entsprechenden Behandlungsaufla-
gen an den Haftvollzug.  

Verfassungsrechtliche Bedenken 
Einige wichtige verfassungsrechtliche 
Bedenken gegenüber dem bisherigen 
Regelungswerk, namentlich wegen 
möglicher Unverhältnismäßigkeit der 
nSV, seien aufgeführt:

Eine Unverhältnismäßigkeit könnte  -
schon zu konstatieren sein, weil die 
Regelungen zur nSV die sogleich 
absehbaren erheblichen Folgen in 
der Zeit nach Strafantritt bis zum 
Beginn des Verfahrens über eine 
konkret anzuordnende nSV für Ge-
fangene, Vollstreckungsbehörden 
und Vollzugsmitarbeiter verkannt 
haben. Die nSV betrifft  nicht nur 
wenige, vielmehr Tausende Gefan-
gene. Es ist irrig zu glauben, die 
gesetzliche Regelung belaste nicht  
betroffene Gefangene während 
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des Strafvollzugs. Das Bundesver-
fassungsgericht22 und der Nationale 
Normenkontrollrat23 haben diese 
Folgewirkungen während der Straf-
zeit ebenfalls außer acht gelassen. 
So müssen nach den Erwartungen 
der Strafvollstreckungsbehörden24 
und den vom Justizministerium des 
Landes Sachsen-Anhalt für alle Bun-
desländer erarbeiteten und in den 
Ländern wohl ganz überwiegend 
umgesetzten Richtlinien samt der 
wegen schwerer Verständlichkeit 
der §§ 66-66 b StGB erarbeiteten 
„Checkliste zur Prüfung der formellen 
Voraussetzungen der nachträglichen 
Sicherungsverwahrung“ bei Strafan-
tritt Tausender Gefangener von Voll-
streckungs- und Vollzugsbehörden 
die „formellen Voraussetzungen“ 
der nSV sogleich geprüft und in der 
Vollstreckungsakte vermerkt werden 
(„f.V.nSV“). Dies bedeutet zugleich ein 
Stigma. Im Hinblick auf mögliche spä-
tere Anordnungsverfahren müssen 
bei diesen Tausenden Betroffenen 
alle prognoserelevanten Auffällig-
keiten unverzüglich aufgeklärt und 
gerichtsverwertbar aktenkundig 
gemacht, evtl. von der Vollzugs- so-
gleich der Vollstreckungsbehörde 
gemeldet werden.25 Lockerungs-
entscheidungen gestalten sich bei 
Betroffenen deswegen zum Teil 
schwieriger. Bedienstete tun sich 
schwer in der Resozialisierungsarbeit 
mit solchen Gefangenen. Gefange-
ne werden misstrauisch, Vertrauen 
schwindet. Hierzu führte etwa ein 
Anstaltsgeistlicher im Rahmen der 
mündlichen Erhebung von Bartsch 
aus: „Die nachträgliche Sicherungs-
verwahrung ist häufig ein Thema, 
wenn ich mit Gefangenen spreche. 
Die Leute haben Angst davor und 
erleben das als ein irrationales Da-
moklesschwert. ‚Wenn ich mich hier 
nicht benehme, kann mir noch was 
passieren’, sagen die sich und mei-
nen die SV. Und das empfinden die 
Menschen als ein Ausgeliefertsein, 
ausgeliefert gegenüber bestimmten 
Bediensteten und Leitungen, die so 
etwas betreiben könnten. Und es 

liegt auf der Hand, dass das Gefan-
gene und Bedienstete auseinander-
dividiert. Von daher kann ich nur hof-
fen, dass die Gefangenen erkennen 
werden, dass dieses Instrument nur 
selten angewendet wird. Aber auch 
dann wird es noch ein  erhebliches 
Problem bleiben, denn es reicht doch 
schon, wenn sie hier nur in einem Fall 
erleben, dass das greift.“  Überdies 
bindet der bürokratische Aufwand 
erhebliche Ressourcen. Beispielswei-
se berichtete in der Anhörung des 
Rechtsausschusses der  Anstaltslei-
ter der JVA Straubing, bisher habe 
er 49 Fälle für eine justizförmige 
Entscheidung einer nSV nach § 66 
b StGB gründlich vorbereiten und 
der Vollstreckungsbehörde zuleiten 
lassen – was eine Mitarbeiterkraft 
ein bis zwei Tage je Fall bindet, ganz 
abgesehen von den vorher und im 
späteren Anordnungsverfahren zu 
erstattenden internen und externen 
Begutachtungen – , aber nur fünf 
seien in einen Antrag bei Gericht, nur 
drei in eine gerichtliche Anordnung 
nSV gemündet.26 Vorausgesetzt, 
andere Langstrafanstalten würden 
ebenso vorgehen, was aber außer-
halb Bayerns eher unwahrscheinlich 
ist, dürften bundesweit also Hun-
derte Gefangene von Anstalten den 
Vollstreckungsbehörden für nSV 
vorgeschlagen worden sein; nur in 
sehr wenigen Fällen ist sie tatsächlich 
angeordnet worden.
Die nSV könnte aus einer weiteren  -
Erwägung gegen den verfassungs-
rechtlich gewährleisteten Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit staatlicher 
Eingriffe verstoßen. Die Beurteilung 
stützt sich – außer auf die darge-
legten unbeachteten drastischen Fol-
gen im Strafvollzug – zunächst auf 
das Missverhältnis zwischen Input 
und Output allein schon im Blick auf 
die Erst- bzw. Einmaltäterregelungen 
in § 66 b II StGB und § 7 II n. F. JGG. 
Wie ein Breitbandantibiotikum wer-
den abstrakt ohne jede Anknüpfung 
an konkrete Gefährlichkeitskriterien 
im Urteil allein anhand der Strafhöhe 
und Katalogtaten gesetzlich Straf-

gefangene dem Damoklesschwert 
möglicher nSV unterworfen. Ihre Voll-
zugsakte erhält das Etikett „f.V.nSV“. 
Bereits jetzt lassen sich ungefähr 
nach kriminalstatistischen Daten die 
Quantitäten betroffener Gefangener 
einschätzen: Ausgehend von den Be-
standszahlen in Strafanstalten27 ist 
mit etwa 7.000-10.000 betroffenen 
Gefangenen („f.V.nSV“) im Erwach-
senen-Strafvollzug zu rechnen (alle 
Erst- oder Mehrfachbestraften, die 
wegen Katalogtaten zu mindestens 5 
Jahren Freiheitsstrafe verurteilt sind, 
einschließlich der zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe Verurteilten28, zuzüg-
lich entsprechender Verurteilter in 
der Unterbringung nach § 63 und § 
64 StGB, ferner diejenigen, welche 
die Voraussetzungen nach § 66 b I 
StGB erfüllen). Das ist etwa jeder 
siebte bis zehnte Strafgefangene. 
In Langstrafanstalten kann es jeder 
zweite bis dritte sein. Davon dürften 
vielleicht 10 bis maximal 50 später 
tatsächlich bei der zu erwartenden 
strengen Prüfung durch die Gerichte 
in die nSV gelangen, also weniger als 
1%. D. h. über 99% werden letztlich 
unnötig erfasst und entsprechend 
im Strafvollzug gehandhabt, was das 
Missverhältnis verdeutlicht, auch den 
bürokratischen Mehr- und Fehlauf-
wand. Das zuletzt beschlossene Ge-
setz erfasst vielleicht 100-150 Gefan-
gene im Jugendstrafvollzug29, von 
denen wohl allenfalls ein oder zwei 
tatsächlich später in die nSV gelan-
gen könnten. Vor dem Hintergrund 
dieses unverhältnismäßigen Kosten-
Nutzen-Verhältnisses verwundert es 
nicht, dass die nSV auch von Vollzug-
spraktikern häufig abgelehnt wird. So 
führte etwa ein Anstaltspsychologe 
im Rahmen der Untersuchung von 
Bartsch aus: „Wenn ich mir anschaue, 
was wir seither [scil.: seit Einführung der 
nSV] leisten müssen und gegenüber-
stelle, was dabei konkret rauskommt, 
stellt sich für mich wirklich die Frage, 
ob die Kosten nicht den Nutzen bei 
weitem übersteigen. Wir finden mit en-
ormem Aufwand vielleicht zwei Hand-
voll Gefährliche bundesweit, die in die 
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nachträgliche Sicherungsverwahrung 
kommen. Auf der anderen Seite müs-
sen zahlreiche Gefangene schlechter 
vorbereitet in die Freiheit entlassen 
werden, weil wir wegen des Aufwands 
weniger Zeit haben, uns zu kümmern. 
Also für mich stellt sich ernsthaft die 
Frage, ob dieses Instrument seinem 
Anliegen nicht mehr schadet, als es 
nutzt.“
Die nSV nach § 66 b II StGB und  § 7 II  -
n. F. JGG könnte außerdem gegen das 
verfassungsrechtliche Verhältnismä-
ßigkeitsgebot verstoßen, weil sie eine 
mangelnde Treffsicherheit aufweist 
und damit als ungeeignete Maß-
nahme anzusehen ist. Im Ersturteil 
werden nach abstrakten Kategorien 
– Strafhöhe, Katalogtat – die Gruppen 
betroffener Gefangener mit einem 
Generalverdacht der Rubrik „f.V.nSV“ 
zugeordnet. Das hat die dargestellten 
unmittelbaren und mittelbaren Fol-
gen. Es beruht auf der Fehlannahme, 
erst nachträgliche Erkenntnisse, d.h. 
„neue Tatsachen“, könnten bei eini-
gen Strafgefangenen erstmals eine 
ungünstige Gefährlichkeitsprognose 
ergeben. Wegen dieser Fehleinschät-
zung scheitern auch die meisten 
Anträge auf Anordnung der nSV in 
der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung.30 Sozusagen mit der Lupe 
sucht man dann nach neuen Erkennt-
nissen zur Gefährlichkeit. Kürzlich hat 
der BGH wieder in einem spektaku-
lären Fall – dem sog. Heinsberger 
Fall – einen wegen Vergewaltigung 
zweier Anhalterinnen langjährig Ver-
urteilten trotz eindeutig ungünstiger 
Prognose in Freiheit belassen müssen, 
weil dessen Gefährlichkeit bereits im 
Zeitpunkt der Verurteilung bekannt 
war und im Vollzug keine neuen Tat-
sachen erkennbar geworden sind.31 
Der erfahrene forensische Gutachter 
Leygraf hatte schon in einer früheren 
Anhörung32 des Rechtsausschusses 
vorausgesagt: „Dass im Erkenntnis-
verfahren überhaupt nichts sichtbar 
ist und sich alles im Vollzug heraus-
stellt, halte ich für irreal.“ Wenn das 
aber so ist, es also in Wahrheit keine 
„neuen Tatsachen“ gibt, dann fragt 

man sich, warum nicht die abstrakte 
Kategorisierung Betroffener im Urteil 
durch eine im Einzelfall konkretisierte 
ersetzt wird aufgrund erkennbarer, 
zumeist in Persönlichkeitsstörungen 
verankerter Rückfallrisiken, die sich 
später bei einer Prüfung zum Ende 
des Strafvollzugs verifizieren oder 
falsifizieren lassen nach den Erfah-
rungen im Strafvollzug. So ließe sich 
die dargestellte enorm große Grup-
pe Tausender betroffener Strafge-
fangener drastisch verringern. Dies 
würde zudem gesetzgeberisches 
Bemühen, die „neuen Tatsachen“ 
auszuweiten oder gar entfallen zu 
lassen, die letztlich doch schon im 
Urteilszeitpunkt bekannt waren oder 
hätten bekannt sein können, über-
flüssig machen. Solches Bemühen 
läuft letztlich immer darauf hinaus, 
eine spätere Korrektur des Urteils ent-
gegen dem strafprozessualen Verbot 
einer Wiederaufnahme zulasten des 
Verurteilten in diesen Sachlagen zu 
ermöglichen.33

Auf verfassungsrechtliche Beden- -
ken speziell gegenüber dem zuletzt 
beschlossenen § 7 II  n. F. JGG wird 
hier erst unter IV eingegangen an-
gesichts einer aktuellen Entschei-
dung des Bundesgerichtshofs zu 
seiner erstmaligen Anwendung und 
nach der zuvor zu erörternden vo- 
rangegangenen Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte, welche die verfas-
sungsrechtliche Diskussion um die 
Vereinbarkeit der deutschen Auswei-
tungsgesetze mit dem Grundgesetz 
überlagert. 

II. Die Entscheidung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte zur rückwir-
kenden Aufhebung der Zehn-
Jahres-Begrenzung 

Am 17. Dezember 2009 hat der EGMR 
anlässlich der Beschwerde eines in der 
JVA Schwalmstadt inhaftierten Siche-
rungsverwahrten entschieden, dass die 
rückwirkende Aufhebung der Zehn-
Jahres-Begrenzung nicht mit dem in 

Art. 7 der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(EMRK) enthaltenen Verbot rückwir-
kender Strafgesetzgebung vereinbar 
sei.34 Zur Begründung griff der EGMR 
im Wesentlichen auf Argumente zurück, 
die auch hier gegen die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts, die SV 
nicht in den Schutzbereich der Art. 103 
II, III GG einzubeziehen, angeführt wer-
den: Die SV sei eine der härtesten Sank-
tionen überhaupt, da ein Ende nicht von 
vornherein abzusehen sei. Sie werde in 
Strafanstalten vollzogen und diene wie 
die Strafe sowohl der Sicherung als auch 
der Resozialisierung. Es mangele an ei-
ner ausreichenden psychologischen Be-
treuung der Maßregelinsassen. Zudem 
bestünden zwischen dem Vollzug der 
SV und dem der Strafe nur geringfügige 
Unterschiede. Daher handele es sich 
bei der SV faktisch um eine Strafe, die 
trotz ihrer Bezeichnung als Maßregel 
den Schutz des Rückwirkungsverbots 
verdiene.35 

Überdies sah der EGMR in der rück-
wirkenden Aufhebung der zeitlichen 
Begrenzung einen Verstoß gegen Art. 
5 EMRK, da die Inhaftierung über zehn 
Jahre hinaus nicht unter einen der in 
Art. 5 I 2 EMRK genannten Haftgrün-
de subsumiert werden könne.36 Dabei 
setzte sich der EGMR insbesondere mit 
dem in Art. 5 I 2a EMRK genannten Haft-
grund auseinander und kam zu dem 
Ergebnis, dass dieser vorliegend keine 
Anwendung finden könne, weil kein 
ausreichender Kausalzusammenhang 
zwischen der ursprünglichen Verurtei-
lung des Beschwerdeführers und seiner 
weiter andauernden Haft nach zehn 
Jahren in der SV bestünde.37 

Die Bundesregierung hat dem Ver-
nehmen nach Mitte März 2010 und da-
mit innerhalb der Frist des Art. 43 I EMRK 
die Verweisung der Rechtssache an die 
Große Kammer beantragt. Damit ge-
winnt sie Zeit. Regierung, Landesjustiz-
verwaltungen, Vollzug und Öffentlich-
keit sollten indes keine unrealistischen 
Erwartungen an die Entscheidung der 
Großen Kammer knüpfen. Diese wird – 
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sofern der Antrag der Bundesregierung 
von dem aus fünf Richtern bestehenden 
Ausschuss der Großen Kammer (vgl. Art. 
43 II EMRK) überhaupt angenommen 
wird – aller Voraussicht nach das Kam-
merurteil bestätigen. Dafür sprechen 
– knapp skizziert – folgende Gründe: 

Von der Kammer des EGMR wurde  -
den von Wissenschaftlern fast aus-
nahmslos gegen die Entscheidung 
unseres Bundesverfassungsgerichts 
erhobenen Bedenken   entspro-
chen.
Der französische Verfassungsrat  -
hatte jüngst in gleicher Weise die 
rückwirkende Kraft einer neuen 
französischen Sicherungssanktion 
als Verstoß gegen das nulla-poena-
sine-lege-Prinzip verworfen.
Der Menschenrechtsausschuss der  -
UNO hatte Frankreich angesichts 
dieser Sicherungsmaßregel auf Be-
denken wegen möglicher Verstöße 
gegen den Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte 
hingewiesen, just gegen jene Ver-
bote, die auch unser Grundgesetz 
vorsieht (ne bis in idem, nulla poena 
sine lege), die das BVerfG aber als 
nicht einschlägig erachtet hat.
Die Kammerentscheidung ist – unter  -
Beteiligung auch einer deutschen 
ehemaligen Verfassungsrichterin un-
ter den sieben Richtern – einstimmig 
ergangen.
Zumindest zur Rückwirkung gab es  -
im Zweiten Senat des Bundesver-
fassungsgerichts 2004 zwei abwei-
chende Richtermeinungen.38

Die Entscheidung des EGMR ist im  -
Gegensatz zu der unseres Verfas-
sungsgerichts  argumentativ ein-
leuchtend, konsistent und breit, 
auch rechtsvergleichend und inter-
nationalrechtlich, angelegt. Sie hat 
überzeugend dargelegt, dass das 
Bundesverfassungsgericht ein rea-
litätsfremdes Konstrukt geschaffen 
hat, indem es die Maßregel als rein 
präventive und schuldunabhängige 
strafrechtliche Sanktion gewertet 
hat, die ein aliud gegenüber der 
Strafe darstelle und deswegen nicht 

an deren verfassungsrechtlichen 
Schutzprinzipien teilhabe. Strafe und 
Verwahrung beruhen nämlich glei-
chermaßen auf  schweren, schuld-
haft begangenen Taten. Über beide 
Sanktionen befinden Strafgerichte. 
Gefährlichkeit kann auch schon in 
der Strafzumessung berücksichtigt 
werden. Strafvollstreckungskam-
mern überwachen den Vollzug bei-
der Sanktionen. Für ihn gelten ge-
setzlich fast deckungsgleich  Ziele 
der Sicherheit und Resozialisierung. 
Sicherungsverwahrung wird unter 
vergleichbaren Bedingungen in Ab-
teilungen von Strafanstalten vollzo-
gen. Sie bedrückt Betroffene wie eine 
schwerste Strafe wegen fehlender 
klarer Entlassungsperspektive und 
unabsehbaren Endes. So wird sie 
auch von den Verwahrten  empfun-
den, nämlich als „Knast, womöglich 
bis zum Tod“. Das Ergebnis bestätigt 
ein Vergleich mit einer anderen „Maß-
regel der Besserung und Sicherung“:  
Unterbringung in einem psychiat-
rischen Krankenhaus unterscheidet 
sich wesentlich vom  Strafvollzug. 
Sie steht unter ärztlicher Leitung. 
Dennoch ist sie gesetzlich voll auf 
die verhängte Strafe anzurechnen; 
sogar sie gilt als strafgleiche Haftzeit. 
Erst recht trifft das  für die Sicherungs-
verwahrung zu.

Das Urteil des EMRK wird – sofern es 
Bestand hat – erhebliche Folgen ha-
ben:39

Für den Beschwerdeführer sowie 
zahlreiche in gleicher Weise Betroffene40 
bedeutet es neue Hoffnung – Straßburg 
hat ihnen das Licht am Ende des Tunnels 
wieder angeknipst. Zwar verdrängen 
Urteile des EGMR nationales Recht nicht 
unmittelbar. Im Falle einer Verurteilung 
ist der beklagte Staat jedoch verpflich-
tet, den konventionswidrigen Zustand 
umgehend zu beseitigen.41 Sämtliche 
Verwahrte, die die Anlasstat vor der 
rückwirkenden Aufhebung der zeit-
lichen Begrenzung begangen haben, 
sind daher zu entlassen, sofern bzw. 
sobald sie sich zehn Jahre im Vollzug der 
SV befinden. Um wie viele Gefangene 

es sich hierbei handelt, ist derzeit noch 
unklar; die Zahl dürfte jedoch deutlich 
über 100 liegen.42 Dabei könnte der Weg 
in die Freiheit – in analoger Anwen-
dung des § 359 Nr. 6 StPO – über ein 
Wiederaufnahmeverfahren führen, das 
sich gegen die letzte vollstreckungsge-
richtliche Entscheidung über die Fort-
dauer der SV richtet. Überdies haben 
alle Betroffenen gemäß Art. 5 V EMRK 
einen Anspruch auf Haftentschädigung 
in nicht unerheblicher Höhe. Dem Be-
schwerdeführer hat der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 50.000 
Euro zugesprochen. 

Für den Vollzug wird das Urteil vo-
rübergehend einen erheblichen Ar-
beitsmehraufwand zur Folge haben. 
Denn nunmehr müssen zahlreiche 
Sicherungsverwahrte, die sich jeweils 
mehr als ein Jahrzehnt in Unfreiheit 
befinden, auf die Freiheit vorbereitet 
werden. Wie viel Zeit hierfür bleibt, ist 
derzeit noch ungewiss und hängt zu-
nächst von der schon bald zu erwar-
tenden Entscheidung des Ausschusses 
der Großen Kammer über die Annahme 
des Antrags der Bundesregierung ab. 
Nimmt der Ausschuss den Antrag an, 
wofür vielleicht die grundsätzliche Be-
deutung der Sache sprechen könnte, 
können bis zu einer Entscheidung der 
Großen Kammer sogar Jahre vergehen. 
Lehnt der Ausschuss den Antrag ab, 
steht die Entlassung unmittelbar be-
vor bzw. ist nur noch abhängig vom 
rechtskräftigen Abschluss der nach hier 
vertretener Auffassung erforderlichen 
Wiederaufnahmeverfahren.43 Diese 
Ungewissheit dürfte die Entlassungs-
vorbereitung in erheblichem Maße er-
schweren. Darüber hinaus stellt sich die 
Frage, wo die Betroffenen Aufnahme 
finden sollen. Sie sind nach der langen 
Haftzeit häufig vollständig entwurzelt, 
und es wird sich kaum eine Stadt oder 
Gemeinde finden, in der die Bevölke-
rung nicht – wie schon im Heinsberger 
Fall – auf die Barrikaden geht, wenn 
ein als hochgradig gefährlich geltender 
Gewalt- oder Sexualstraftäter sich in 
ihrer Mitte niederlassen will.
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Interessant wird es auch sein, zu 
beobachten, wie das Bundesverfas-
sungsgericht auf das Straßburger Urteil 
reagiert. Wird es seine Rechtsprechung 
zu Art. 103 II, III GG ändern, oder bahnt 
sich ein (weiterer) Konflikt zwischen 
Karlsruhe und Straßburg an?

Für die Politik wird die Entscheidung 
des EGMR ebenfalls nicht folgenlos blei-
ben. Will man weitere Verurteilungen 
durch das Straßburger Gericht vermei-
den, wird man das gesamte Recht der 
Sicherungsverwahrung auf den kon-
ventionsrechtlichen Prüfstand stellen 
und hernach Änderungen vornehmen 
müssen. So wird man an § 2 Abs. 6 
StGB, der die rückwirkende Anwendung 
von maßregelrechtlichen Vorschriften 
erlaubt, zumindest für die SV nicht fest-
halten können. In Fällen, in denen die 
seit 1998 neu geschaffenen Vorschriften 
(§§ 66 Abs. 3, 66a, 66b StGB, 7, 106 
JGG) rückwirkend angewandt wurden, 
könnte ebenfalls die Durchführung von 
Wiederaufnahmeverfahren angezeigt 
sein. Höchst fraglich ist zudem, ob im 
deutschen Strafrecht weiterhin Platz ist 
für eine nSV.44 In dieser Form der An-
ordnung dürfte gleichfalls ein Verstoß 
gegen Art. 5 EMRK zu sehen sein. Denn 
wenn bereits zwischen der tatgericht-
lichen Verurteilung und der Entschei-
dung über die Fortdauer der SV nach 
zehn Jahren kein hinreichender Kausal-
zusammenhang besteht, fehlt ein sol-
cher erst recht bei einer Entscheidung 
über die vom ursprünglichen Urteil 
vollends abgekoppelte nachträgliche 
Verwahrung. Der mit der Anordnung 
der nSV verbundene Eingriff in die Frei-
heit ist daher nicht von der Eingriffser-
mächtigung des Art. 5 Abs. 1 Satz 2 lit a 
gedeckt. Aber auch andere Haftgründe 
des Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EMRK kommen 
als Legitimation für den mit der nSV 
verbundenen Eingriff in die Freiheit 
der Person nach der Entscheidung des 
EGMR nicht in Betracht.45 Überdies ist in 
der Anordnung von nSV auch ein Ver-
stoß gegen Art. 7 EMRK zu sehen, sofern 
die Anlasstat begangen wurde, bevor 
§ 66 b StGB in Kraft getreten ist. Vor 
diesem Hintergrund spricht vieles da-

für, dass die Entscheidung des Europä-
ischen Gerichtshofs die Initialzündung 
bildet zu der dringend erforderlichen 
Gesamtreform der Vorschriften über 
die Anordnung von SV.46 

Ein von den Verfassern erarbeiteter 
Vorschlag für eine solche Gesamtreform, 
der den verfassungs- und konventions-
rechtlichen Anforderungen an die SV 
ebenso Rechnung trägt wie den Sicher-
heitsinteressen der Allgemeinheit, wird 
hier unter V vorgestellt werden. 

III. Entscheidung des Bundes-
gerichtshofs zur  Anordnung 
nachträglicher Sicherungsver-
wahrung nach Jugendstraf-
recht

Die Entscheidung des Ersten Strafse-
nats des Bundesgerichtshofs v. 9. März 
2010 zur revisionsrechtlichen Bestäti-
gung der erstmaligen Anordnung von 
nSV bei einem nach Jugendstrafrecht 
verurteilten Heranwachsenden – § 7 II 
JGG – 47 mutet demgegenüber anachro-
nistisch an. Sie ist auf offenkundige ver-
fassungsrechtliche Bedenken und auf 
die europarechtliche Kritik des EGMR 
überhaupt nicht oder unsachgemäß 
eingegangen und wird wegen einer 
Verfassungsbeschwerde des Verurteil-
ten vom Bundesverfassungsgericht zu 
überprüfen sein.  

Mit dem Urteil ist längst nicht das 
letzte Wort in dieser Sache und in allen 
ähnlichen Fällen gesprochen. Rechtliche 
Bedenken sind zu offenkundig. Mehrere 
Gründe sprechen für eine Verfassungs-
widrigkeit des Gesetzes von 2008. 

Ein Verstoß gegen das verfassungs-
rechtliche Gleichbehandlungsgebot 
könnte darin liegen, dass bei Anwen-
dung des Jugendstrafrechts nach § 7 
II JGG für die nSV im Gegensatz zu § 
106 IV JGG keine Überstellung in die 
Sozialtherapeutische Anstalt vorge-
schrieben wird. Auf diese Rüge in der 
parlamentarischen Anhörung48 ist der 
Gesetzgeber ebensowenig wie jetzt der 
Bundesgerichtshof eingegangen.

Darüber hinaus erscheint der Ver-
zicht auf neue Tatsachen zur Gefähr-
lichkeit als Voraussetzung einer nSV 
verfassungsrechtlich deswegen be-
denklich, weil ja erst die Behauptung, 
neue Erkenntnisse könnten erstmals 
die Gefährlichkeit signalisieren, das 
Bundesverfassungsgericht veranlasst 
hat, den Weg für eine gesetzgeberisch 
zu regelnde nSV frei zu machen. Ande-
renfalls gäbe es dafür keinen Bedarf, 
da der Gesetzgeber eine anfängliche 
vorbehaltene SV ermöglichen könnte, 
ohne auf eine spätere Korrektur des 
Urteils angewiesen zu sein, die es zu 
verhindern gelte.

Zudem ist das Urteil unvereinbar 
mit der unter III dargestellten Entschei-
dung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte. Dass es sich um eine 
andere Sach- und Rechtslage handele, 
wie der Bundesgerichtshof behautet, 
ist unzutreffend. Eine nach Jugend-
strafverbüßung angeordnete nSV ist 
selbstverständlich gleichfalls als straf-
gleiche Sanktion zu bewerten wie die 
nachträgliche Entfristung einer bereits 
angeordneten SV. Auch dieses Gesetz 
durfte nicht mit rückwirkender Kraft 
ausgestattet werden. Zumindest hätte 
der Erste Senat dem Beispiel des Vierten 
Senats49 folgen sollen, die Entscheidung 
auszusetzen bis der EGMR endgültig 
die Vereinbarkeit mit der EGMR geklärt 
haben wird.

IV. Vorschlag für eine Reform 
des Rechts und Vollzugs der 
Sicherungsverwahrung

Es kann hier nur darum gehen, die Ziele 
und Grundzüge einer Neustrukturie-
rung des Rechts und Vollzugs der SV 
zu umreißen.50 

Die neue gesetzliche Konzeption 
muss tatsächlichen, empirisch beleg-
baren Sicherheitsbedürfnissen genü-
gen, also kriminologisch fundiert sein 
und fortlaufend evaluiert werden. Sie 
muss sich soweit irgend möglich harmo-
nisch in das bisherige System von Stra-
fen, Strafzumessung, Maßregeln und 
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Strafverfahrensgrundsätzen fügen. Sie 
muss die Zielgruppen so treffsicher wie 
möglich festlegen und dadurch über-
flüssige Belastungen von Gerichten, 
Vollstreckungs-, Vollzugsbehörden und 
Betroffenen vermeiden. Sie muss ver-
fassungs- und konventionsrechtlichen 
Standards genügen. Sie sollte zudem 
schlank und lesbar gestaltet sein.

Das bisherige SV-Recht kennt über-
flüssigerweise und irreführend drei 
unterschiedliche Arten der SV, die an-
fängliche, vorbehaltene und nachträg-
liche. Diese Formen unterscheiden sich 
lediglich in den Voraussetzungen, nicht 
in den Rechtsfolgen. Es sind im Gegen-
satz zu den Unterbringungsmaßregeln 
der §§ 63, 64 StGB bei §§ 66, 66 a StGB 
immer zwei Prognosen zu erstellen: 
Eine anfängliche für die Anordnung 
im Urteil, eine verbindliche zweite am 
Ende der Strafzeit oder bei Erledigung 
einer anderen Unterbringungsmaßre-
gel. Ein Vikariieren dergestalt, dass die 
SV bereits nach der Verurteilung oder 
während der Strafzeit eingeleitet wer-
den kann, ist ausgeschlossen. Das aber 
ist der Regelfall der Unterbringungen 
nach §§ 63, 64 StGB (§ 67 I StGB). Bei der 
SV gebieten es dagegen Rechtsklarheit 
und Ehrlichkeit, immer von einer vorbe-
haltenen SV zu sprechen. Verbindlich, 
d.h. vollstreckbar, wird sie erst nach der 
zweiten, nunmehr überprüften, auf-
grund des weiteren Verhaltens abgesi-
cherten Gefährlichkeitsprognose.

In diese einheitliche, im Urteil  vor-
behaltene SV sind zunächst die bisher in 
§§ 66, 66 a StGB erfassten Täter einzube-
ziehen. Allerdings ist der Anwendungs-
bereich einzuschränken; so sind etwa 
bloße Vermögensdelikte und Vergehen 
ohne schwerwiegende Folgen für per-
sonale Opfer herauszunehmen. Zwar 
mag es beispielsweise unverbesserliche 
Heiratsschwindler geben, die andere 
um ihre Existenz bringen. Aber erstens 
ist Betrug qualitativ etwas Anderes als 
es schwere Gewalt- und Sexualdelikte 
sind, was unter dem Blickwinkel des 
ultima-ratio-Gebots zu beachten ist. 
Zweitens kann dem betrügerischen Wie-

derholungstäter durch entsprechend 
erhöhte Freiheitsstrafen für Rückfall-
taten hinreichend entsprochen werden. 
Einzubeziehen sind außerdem wenige 
Ersttäter schwerster Taten aus einem 
Tatbestands-Katalog von gegen perso-
nale Rechtsgüter gerichteten Straftaten, 
wenn die Anlasstat mit mindestens 
fünf Jahren Freiheitsstrafe geahndet 
wird und im Urteilszeitpunkt konkret 
Besonderheiten in Person und Tat er-
kennbar sind, die eine entsprechende 
Wiederholungsgefahr erkennen lassen. 
Zu denken ist bei Ersttätern vor allem 
an schwere Persönlichkeitsstörungen, 
verfestigte sexuelle Perversionen, die 
sich in einer entsprechend schweren 
Straftat symptomatisch niedergeschla-
gen haben. Als Ersttäter können aus-
nahmsweise auch jugendliche oder 
heranwachsende Straftäter einbezogen 
werden, wenn die Tatsymptomatik die 
nämliche ist und das Gewicht der Anlas-
stat einer Jugendstrafe von mindestens 
sieben Jahren entspricht. Zudem ist 
über eine Ausdehnung der bislang in § 
66 IV 3 StGB enthaltenen „Verjährungs-
frist“ berücksichtigungsfähiger Taten 
nachzudenken. Diese Regelung hat in 
der Vergangenheit wiederholt einer ei-
gentlich erforderlichen Anordnung der 
Sicherungsverwahrung im Weg gestan-
den, so z.B. im Heinsberger Fall. 

Die Prognose muss im Urteilszeit-
punkt nur eine wahrscheinliche Gefähr-
lichkeit ergeben, nicht eine „hinreichend 
sichere“, wie sie für § 66 StGB aus einem 
Umkehrschluss  der Formulierung in 
§ 66 a I StGB zu entnehmen ist; auch 
ist keine „hohe Wahrscheinlichkeit“ vo-
rauszusetzen wie in § 66 b StGB. Erst bei 
der letztverbindlichen Zweitprognose 
nach Strafverbüßung oder erledigter 
Unterbringung ist eine „sichere“, d. h. – 
soweit das bei solchen Prognosen über-
haupt möglich ist – zweifelsfreie Gefähr-
lichkeits-Prognose vorauszusetzen. Sie 
festzustellen sollte dem erkennenden 
Gericht obliegen. Diese Abschichtung 
der Wahrscheinlichkeit wird auch der 
Realität von Begutachtungen gerecht. 
Sie können Entwicklungen während der 
Periode des Strafvollzugs nicht hinrei-

chend zuvor abschätzen und müssen im 
Erstzeitpunkt notwendig unbestimmter 
bleiben als im zweiten. Die erste Fest-
stellung einer entsprechenden wahr-
scheinlichen Gefährlichkeit stellt eine 
Art Screening dar, das zu überprüfen 
und abzusichern ist durch eine nunmehr 
auf eine breitere Grundlage mit einem 
erweiterten Beurteilungszeitraum ge-
stützte Prognose. An dem Kriterium 
des Hanges sollte angesichts der zu-
mindest geringfügig einschränkenden 
Wirkung dieses Merkmals51 weitgehend 
festgehalten werden. Allerdings wird 
ein Hang bei Ersttätern selten feststell-
bar sein, weil dieser doch eher anknüpft 
an Häufigkeit, Regelmäßigkeit, Serien-
mäßigkeit der Taten. Qualitativ dürf-
ten dem Hang-Kriterium jedoch die im 
Gutachten festzustellende Persönlich-
keitsstörung und Besonderheiten der 
Tat entsprechen, wenn sie erwarten las-
sen, dass eine zwanghafte Tendenz zu 
entsprechender Wiederholung vorliegt 
– man denke an die von Perversionen 
geprägten Taten des Jürgen Bartsch52 
oder des „Kannibalen von Rotenburg“ 
Meiwes53.

Mit der einheitlichen Anordnung 
des Vorbehalts im Urteil wird der Begut-
achtungsrealität ebenso entsprochen 
wie der verfassungs- und konventions-
rechtlich gebotenen Vorhersehbarkeit, 
Berechenbarkeit und damit Rechts-
staatlichkeit für betroffene Verurteilte 
und das Vollstreckungs- und Vollzugs-
personal. Das gilt unabhängig davon, 
ob man dieses Vorhersehbarkeitskrite-
rium entgegen der Entscheidung des 
BVerfG für die SV dem Art. 103 II und III 
GG entnimmt oder unmittelbar aus dem 
Rechtsstaatsgebot folgert.54 

Dieses Modell lässt bei Ersttätern 
den justitiellen Streit um „neue Tatsa-
chen“ obsolet werden. Es ist ja kein 
Fall bekannt geworden, in dem allein 
„nova“ ausschlaggebend waren. Im-
mer waren im Urteilszeitpunkt dem 
Grunde nach Tatsachen bekannt, die 
eine Rückfallgefahr nahe legten oder 
nahegelegt hätten, wäre hinreichend 
ermittelt und begutachtet worden. 

Titel
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Hafthaus Ummeln

Wegen dieser Erkenntnis scheitern in 
manchen Fällen nach gegenwärtigem 
Recht und der vorliegenden Rechtspre-
chung Anordnungen der nSV, obwohl 
tatsächliche Sicherheitsbedürfnisse 
sie rechtfertigen würden. Deswegen 
ist das hier vorgeschlagene Modell „si-
cherer“. Es umfasst einige wenige Fälle, 
die bisher mit schlechtem Gewissen 
der Behörden und Gerichte außen vor 
bleiben mussten.55 Zugleich befreit das 
Modell viele Tausende von den „f.V.nSV“ 
betroffener Gefangener von einem 
schwerwiegenden, ungerechtfertigten 
Stigma; sie sind bisher abstrakt erfasst, 
ohne für entsprechende Sicherheitsbe-
dürfnisse wirklich infrage zu kommen. 
Das Modell macht zudem Vorschläge 
mancher Bundesländer überflüssig, in 
die „neuen Tatsachen“ einer nSV Be-
handlungsverweigerung als entschei-
dendes Kriterium einzubeziehen oder 
gar auf „nova“ ganz zu verzichten. Ein 
Vorbehalt kann nämlich während des 
Strafvollzugs die gewünschte Wirkung 
entfalten, bei betroffenen Gefangenen 
Behandlungsbereitschaft zu wecken, 
um spätere SV zu vermeiden. 

Zusätzlich ist – womöglich in den 
Vollzugsgesetzen der Länder – die 
Pflicht der Vollzugsbehörden aufzuneh-
men, während der Strafzeit Gefangenen 
mit möglicher „Anschluss-SV“ „eindring-
liche Resozialisierungsversuche“ zu bie-
ten, damit die endgültige Anordnung 
der SV, den Forderungen des BVerfG 
entsprechend,56 vermieden werden 
kann. Bislang wird vor allem die anfäng-
liche SV im Strafvollzug gemeinhin als 
geradezu  schicksalhaft-unabwendbar 
zur „Anschluss-SV“ führend gewertet, 
so dass sogar in Vollstreckungsplänen 
Resozialisierungsmaßnahmen als über-
flüssig erachtet werden und oftmals 
ohne Begutachtung erst nach Überstel-
lung in die SV diese gerichtlich angeord-
net wird.57 Eine von vornherein immer 
nur „vorläufige“ SV könnte helfen,  die-
sen Automatismus zu vermeiden.  

Reformbedürftig erscheint darü-
ber hinaus der Vollzug der Sicherungs-
verwahrung.58 Er genügt den an ihn 

gestellten verfassungsgerichtlichen 
Anforderungen bislang nur bedingt. 
So scheitert etwa die Umsetzung des 
Abstandsgebots laut den Ergebnissen 
der Studie von Bartsch an den un-
günstigen Rahmenbedingungen, ins-
besondere der zu strikten (vollzugs-)
gesetzlichen und tatsächlichen Anbin-
dung der Sicherungsverwahrung an 
den Strafvollzug. Zur Lösung dieses 
Problems sollten seitens der Länder 
einerseits Sicherungsverwahrungsvoll-
zugsgesetze erlassen werden.59 Ande-
rerseits ist über die Schaffung von Si-
cherungsverwahrungseinrichtungen 
nachzudenken, die vom Strafvollzug 
weitestgehend getrennt (gesonderte 
Hafthäuser nach dem Vorbild der JVA 
Werl) sind und deren personelle, räum-
liche und sächliche Ausstattung den An-
forderungen an einen verfassungskon-
formen Sicherungsverwahrungsvollzug 
gerecht wird. In solchen Hafthäusern 
sollten Stationen eingerichtet werden, 
die speziell auf die Bedürfnisse älterer 
Sicherungsverwahrter zugeschnitten 
sind. Zudem besteht Bedarf an Nachsor-
geeinrichtungen und an gesonderten 
sozialtherapeutischen Abteilungen für 
Sicherungsverwahrte und Strafgefan-
gene mit angeordneter bzw. – nach 
dem hier vorgeschlagenen Modell – 
vorbehaltener Maßregel.
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Ausstellung und 
Veranstaltungsreihe

„In gesiebter Luft“

Noch bis zum 31. Juli 2010 fin-
det in der Kirche St. Elisabeth in 
Kassel eine Ausstellung und Ver-
anstaltungsreihe zu „Gefängnis-
Geschichten; Schuld, Strafe – und   
dann ein neues Leben?“ statt. 

Die Ausstellung zeigt Lebenssitua-
tionen und Lebenswege von Men-
schen auf, die in Straf- oder U-Haft 
leben. Aus den biographischen 
Berichten werden Stationen und 
Knotenpunkte deutlich – angefan-
gen bei Kindheit und Jugend bis 
hin zum Abgleiten in Kriminalität, 
ebenso aber auch Hoffnungen, 
Sehnsüchte, Lebensträume.

Ergänzt wird die Ausstellung durch 
Bilder und Informationen zum Ge-
fängnisalltag, zur Straffälligen- und 
Bewährungshilfe und nicht zuletzt  
zu Hilfe- und Beratungsangeboten 
für Opfer von Straftaten.

Träger der Ausstellung ist der Kirch-
liche Arbeitskreis Straffälligenhilfe, 
in Kooperation mit der evange-
lischen und katholischen Anstalts-
seelsorge und der JVA Kassel.

Info und Kontakt:
info@in-gesiebter-luft.de
www.in-gesiebter-luft.de
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Hagen zu studieren. In verschiedenen 
Betrieben können die Inhaftierten zu-
dem verschiedene Berufsausbildungen 
absolvieren.

Zahlen zur 
Sicherungsverwahrung

Aktuell befinden sich 58 Sicherungsver-
wahrte in der JVA Freiburg. Mit denen 
in Abweichung vom Vollstreckungsplan 
in anderen Anstalten und in der Sozial-
therapie untergebrachten Sicherungs-
verwahrten ergibt sich eine Gesamtzahl 
von 72 in Baden Württemberg. Derzeit 
befinden sich weitere 65 Strafgefange-
ne mit anschließender Sicherungsver-
wahrung in der JVA Bruchsal.

Bei der Deliktstruktur ergibt sich 
das Bild, dass die überwiegende Zahl 
der Sicherungsverwahrten wegen eines 
(versuchten) Sexualdeliktes verurteilt 
worden sind.

Das Durchschnittsalter der Siche- -
rungsverwahrten liegt bei ca. 53 
Jahren, die Altersspanne reicht von 
33 bis 73 Jahren
14 Sicherungsverwahrte sind über  -
10 Jahre in der SV, der längste seit 
1988

Wegschließen – und zwar für im-
mer. So formulierte Altbundes-

kanzler Schröder das wohl bekannteste 
Statement in den letzten 20 Jahren 
zum Umgang mit gefährlichen (Sexu-
al-) Straftätern und trug somit zu ei-
ner Renaissance des Instruments der  
Sicherungsverwahrung bei. Ein Satz, 
der ausgesprochen wurde und sich der 
Zustimmung vieler in der Bevölkerung 
sicher sein konnte, der aber auch ausge-
sprochen wurde, ohne die politischen 
und rechtlichen Folgen und vor allem 
die Folgen für den Vollzug abzuschät-
zen. Er trug zu einer breiten Akzep-
tanz in der Bevölkerung für die Vielzahl 
von Verschärfungen im Strafrecht bei, 
die zu einem deutlichen Anstieg von  
Sicherungsverwahrten in der BRD 
führte. Für das Land Baden Württem-
berg wird die Sicherungsverwahrung 
in der JVA Freiburg vollstreckt. 

JVA Freiburg

Die JVA Freiburg wurde 1878 als „Groß-
herzoglich Badisches Landesgefäng-
nis“ eröffnet und ist im Baustil des penn-
sylvanischen Systems erbaut. Sie gehört 
zu den großen Langstrafenanstalten in 
Baden Württemberg und hat eine Be-
legungsfähigkeit von 729 Haftplätzen. 
Zur JVA Freiburg gehört der Offene Voll-
zug in der Außenstelle Emmendingen 
mit einem landwirtschaftlichen Betrieb 
und ein Freigängerhaus direkt an der 
JVA gelegen. Die JVA Freiburg hat neben 
dem Langstrafenbereich getrennte Ab-
teilungen für erwachsene und jugendli-
che Untersuchungsgefangene und eine 
Abteilung für Kurzstrafengefangene. 
Weiterhin ist sie Schwerpunktanstalt für 
Sexualstraftäter. Als Bildungszentrum 
bietet sie, beginnend mit Alphabetisie-
rungskursen alle Schulabschlüsse bis hin 
zur Möglichkeit an der Fernuniversität 

5 Sicherungsverwahrte mit mehr- -
facher Anordnung der SV
30 in Arbeit, 4 Schüler, 1 Student,   -
6 Rentner, 17 ohne Arbeit (grundsätz-
lich sind ausreichend Arbeitsplätze 
vorhanden)

Unterbringung der 
Sicherungsverwahrten

In der JVA Freiburg sind die Sicherungs-
verwahrten auf zwei vom Strafvollzug 
abgetrennten Stockwerken (jeweils 30 
Hafträume) untergebracht. Diese sind 
jeweils mit einer Küche, einem bzw. 
zwei zusätzlichen Freizeiträumen, einer 
Waschmaschine und einem Wäsche-
trockner ausgestattet. Hinsichtlich der 
Einrichtung des Haftraumes dürfen  
Sicherungsverwahrte gewisse Dinge zu-
sätzlich haben (Kaffeemaschine, Haus-
haltskühlschrank, eigene Möbel). Die 
Hafträume der Sicherungsverwahrten 
sind von 07.00 bis 21.45 Uhr geöffnet, 
auch über die Mittagszeit findet kein 
Einschluss statt. Sicherungsverwahrte, 
die unter 10 Jahren in der Verwahrung 
sind, können eine Ausführung, ab einer 
Unterbringung von mehr als 10 Jahren 
zwei Ausführungen pro Jahr beantra-
gen. Ausführungen können z.B. zu An-
gehörigen oder in die Umgebung von 
Freiburg erfolgen und finden in der 
Regel gefesselt statt.

Behandlungsangebote

Ein spezielles Behandlungsangebot 
gibt es für Sicherungsverwahrte nicht. 

Wegschließen – und zwar für immer!?
Zur Umsetzung der Sicherungsverwahrung in der 
JVA Freiburg
Thomas Gorzel,  Günther Lefering

(versuchte) Vergewaltigung, sexuelle Nötigung 29

Sexueller Missbrauch 5

(versuchte) Tötungsdelikte 4

Raubdelikte 7

Körperverletzungsdelikte 3

Betrug 4

Brandstiftung 3

Diebstahlsdelikte 2

Verstoß gg. das BtMG 1
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Hintergrund ist in erster Linie, dass bei 
den meisten Sicherungsverwahrten 
vor einer möglichen Entlassung die 
Behandlung in der Sozialtherapie an-
gezeigt ist. Grundsätzlich ist aber unter 
bestimmten Voraussetzungen die Teil-
nahme an den in der JVA-Freiburg vor-
handenen Behandlungsprogrammen 
auch für Sicherungsverwahrte möglich. 
Bei entsprechender Eignung (geprüft 
durch Vollzugsplan- und Fachkonferenz 
für Gewalt- und Sexualstraftäter) kön-
nen auch Sicherungsverwahrte in die 
Behandlungsprogramme aufgenom-
men werden. So nahmen seit 2008 am 
Behandlungsprogramm für Sexualstraf-
täter (BPS) insgesamt vier Sicherungs-
verwahrte teil. Auch hinsichtlich des 
geplanten Behandlungsprogramm für 
Gewaltstraftäter (BPG) wird die Auf-
nahmemöglichkeit für Sicherungsver-
wahrte bestehen.

Im Bereich der ehrenamtlichen Tä-
tigkeit konnten vor etwa zwei Jahren 
einige interessierte Bürger gewonnen 
werden, die eine Gruppe in der Abend-
freizeit anbieten. Diese Gruppe findet 
14-tägig statt und wird von einer So-
zialarbeiterin der JVA-Freiburg beglei-
tet. Das Angebot orientiert sich an den 
Interessen der teilnehmenden Siche-
rungsverwahrten. Schwerpunktmäßig 
bieten sich die Ehrenamtlichen als Ge-
sprächspartner an. 2008–2009 hat ein 
externer Psychologe eine Gesprächs-
gruppe ausschließlich für Sicherungs-
verwahrte angeboten. Dieses Angebot 
wurde nur von maximal vier Sicherungs-
verwahrten wahrgenommen, so dass 
es nicht fortgeführt wurde. Ansonsten 
können die Sicherungsverwahrten an 
dem umfangreichen Bildungs- und Frei-
zeitprogramm teilnehmen.

Personelle Ausstattung

Viele Sicherungsverwahrte haben be-
reits jahrzehntelange Haft hinter sich 
und sind in dieser Zeit immer wieder von 
verschiedenen Beamten, Psychologen 
und Sozialarbeitern betreut worden, de-
nen sie immer wieder neu ihre Lebens-
geschichte erzählen mussten. Ein fester 

Mitarbeiterstamm trägt dem Wunsch 
der Sicherungsverwahrten nach Kon-
tinuität Rechnung und verhindert Rei-
bungsverluste.  So arbeiten in den zwei 
Abteilungen feste Beamten des Allge-
meinen Vollzugsdienstes, die zu einem 
Team gehören, das viel Erfahrung in der 
Betreuung schwieriger Gefangener hat. 
Die Zuständigkeit im Sozialdienst teilen 
sich zwei Sozialarbeiter mit einem je-
weiligen Stellenanteil von 25 % (= 50 % 
Stelle). Im Psychologischen Dienst gibt 
es keine Sonderzuständigkeit und auch 
keine gesonderten Stellenprozente für 
die Sicherungsverwahrten. Einmal im 
Monat findet die SV-Konferenz statt, 
an der die Anstaltsleitung, die Vollzugs-
leiter, der Psychologische Dienst, die 
Stockswerkbeamten und die beiden 
Sozialarbeiter teilnehmen und aktuelle 
Fragen besprechen und Probleme im 
Zusammenhang mit den Sicherungs-
verwahrten erörtern.

Grenzen und Möglichkeiten 
in der Unterbringung und Be-
treuung von Sicherungsver-
wahrten in der JVA Freiburg

Das Potential, das die JVA Freiburg bie-
tet, ist, dass die Sonderzuständigkeit 
für die  Sicherungsverwahrten bei den 
Bediensteten nicht als lästig empfun-
den wird, sondern die Bereitschaft da 
ist, mit diesem schwierigen Klientel zu 
arbeiten und den gesetzlichen Auftrag 
zu erfüllen.

Seit 2000 hat sich die Zahl der un-
tergebrachten Sicherungsverwahrten 
in der JVA Freiburg (nur!) verdoppelt, da 
u. a. 16 Sicherungsverwahrte überwie-
gend in betreute Wohneinrichtungen 
entlassen worden sind. 15 Sicherungs-
verwahrte wurden in die Sozialtherapie 
verlegt, von denen allerdings 8, manch-
mal bereits nach kurzer Zeit, teilweise 
auch auf eigenen Wunsch, wieder in die 
JVA Freiburg zurückkehrten.  

Im Vorfeld sind die Sicherungsver-
wahrten über einen langen Zeitraum 
meist intensiv vor allem durch den 
Sozialdienst betreut worden, um den 

Veränderungsprozess zu begleiten. Bei 
anstehenden Entlassungen wurden 
durch den Sozialdienst Einrichtungen 
gesucht, Kostenzusagen beantragt und 
die Entlassungsvorbereitung übernom-
men. Aufgrund des engen zeitlichen 
Betreuungsrahmens einer 50% Stelle für 
die Sicherungsverwahrung kann bisher 
der Fokus insgesamt nur auf diejenigen 
Verwahrten gerichtet werden, die von 
sich aus ein Interesse an einem Kontakt 
zum Sozialdienst signalisieren. Dies ist 
keinesfalls ausreichend, zumal die mei-
sten Verwahrten aufgrund der langen 
Inhaftierungszeit häufig hospitalisiert 
sind und eine hohe Skepsis gegenüber 
den Fach- und Sonderdiensten haben. 
Hier muss über Gesprächsangebote, die 
regelmäßig stattfinden, erst nach und 
nach ein Gesprächszugang geschaffen 
werden, damit sich überhaupt Perspek-
tiven entwickeln können. Deutliche Ver-
änderungen, die bis hin zu einer Entlas-
sung führen, hat es häufiger als vermutet 
gegeben, sie haben sich aber immer 
erst durch regelmäßige Gespräche mit 
dem psychologischen Dienst und dem 
Sozialdienst über Jahre entwickelt. Um 
Sicherungsverwahrte so zu betreuen, 
dass  die Sicherungsverwahrung keine 
Einbahnstraße bleibt, ist allerdings nicht 
zuletzt eine ausreichende personelle 
Ausstattung notwendig. Unsere Annah-
me ist, dass durchaus mehr Sicherungs-
verwahrte zu erreichen wären und so-
mit die durchschnittliche Verweildauer 
verkürzt werden könnte. Derzeit gibt es 
unter Beteiligung aller Dienste in der JVA 
Freiburg konzeptionelle Überlegungen, 
um die Unterbringung, sowie die Be-
treuungs- und Behandlungsangebote 
für Sicherungsverwahrte zu verbessern. 
In der Arbeit mit den Sicherungsver-
wahrten zeigt sich, dass die Gruppe der 
Sicherungsverwahrten sehr heterogen 
ist und sich die Unterbringung am Be-
treuungsbedarf der einzelnen Siche-
rungsverwahrten orientieren muss.

Die Verwahrten lassen sich in vier Grup-
pen unterscheiden:

Sicherungsverwahrte, die neu sind1. 
Sicherungsverwahrte in einer Moti-2. 
vierungsphase
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Sicherungsverwahrte in einer Be-3. 
handlungsphase
Sicherungsverwahrte ohne kon-4. 
krete (Entlassungs-) Perspektive 
(Longstay)

Sind alle Sicherungsverwahrten ge-
meinsam untergebracht, führt dies zu 
Schwierigkeiten im Zusammenleben. 
Vor allem veränderungsbereite Siche-
rungsverwahrte fühlen sich unter Druck 
gesetzt, sich anzupassen. Zudem dro-
hen einzelne Verwahrte in der Betreu-
ung aus dem Blickfeld zu geraten.

Offene Fragen für die Praxis

Unter der Berücksichtigung der Ver-
schärfung der Strafgesetze ist zukünf-
tig von einer deutlichen Zunahme an  
Sicherungsverwahrten auszugehen:

Immer mehr und vor allem jüngere  -
Strafgefangene werden die Siche-
rungsverwahrung antreten. In die-
sen Fällen wird es zumeist darum 
gehen an der Therapiemotivation 
zu arbeiten, soweit dies nicht schon 
bereits während des Vollzugs der 
vorhergehenden Strafe geleistet 
worden ist.
Nach wie vor ist es schwierig geeig- -
nete Einrichtungen zu finden, die 
Sicherungsverwahrte (insbesondere 
Sexualstraftäter) aufnehmen. Zum 
einen fehlen entsprechende Einrich-
tungen, die von ihrer Konzeption aus-
gerichtet sind, Sicherungsverwahrte 
zu betreuen. Zum anderen müssen 
sich Einrichtungen dem öffentlichen 
Druck beugen, nicht durch die Auf-
nahme von entlassenen Sexualstraf-
tätern die mühsam erarbeitete Ak-
zeptanz im Gemeinwesen wieder zu 
verspielen. Daraus resultierend sinkt 
die Entlassungsperspektive vor allem 
bei den Sexualstraftätern.
In Baden Württemberg entsteht  -
derzeit ein flächendeckendes Netz 
von forensischen Ambulanzen. Bei 
Führungsaufsichtsfällen, unter die 
Sicherungsverwahrte in der Regel 
fallen, ist gesetzlich vorgesehen, dass 
auch schon während einer Locke-
rungsphase eine Anbindung dort 

möglich ist. Hier besteht noch Klä-
rungsbedarf, wie die Betreuung von  
Sicherungsverwahrten in Zukunft 
dort aussehen wird.
Es muss davon ausgegangen werden,  -
dass zukünftig mehr ältere und pfle-
gebedürftige Personen in der Siche-
rungsverwahrung sein werden. Ne-
ben einer angemessenen baulichen 
Situation (barrierefreie Station, große 
Räume, behindertengerechte Sani-
täranlagen) und der notwendigen 
Ausstattungen mit technischen Ge-
räten (Pflegebetten, Lifter) ist auch 
entsprechend geschultes Personal 
(Pflegekräfte) notwendig.
Unklar ist bisher auch der Umgang  -
mit Sicherungsverwahrten, die psy-
chisch so auffällig sind, dass eigent-
lich die Unterbringung nach § 63 
StGB angezeigt ist. Gutachter sind 
sehr zurückhaltend eine Umwand-
lung zu empfehlen, nicht zuletzt wohl 
auch vor dem Hintergrund, dass die 
Zentren für Psychiatrie sich mit der 
Aufnahme Sicherungsverwahrter 
schwer tun. Bei der Betreuung dieser 
Sicherungsverwahrten stößt die JVA 
Freiburg regelmäßig personell und 
konzeptionell an ihre Grenzen. 

Ein Behandlungs- und Betreuungs-
konzept von Sicherungsverwahrten 
im obigen Sinne, das zum einen dem 
Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung 
und zum anderen den verfassungs-
rechtlich eingeforderten Bedingungen 
entspricht, wird aber langfristig nur 
möglich sein, wenn die baulichen Vo-
raussetzungen geschaffen werden und 
personelle Ressourcen in der Betreu-
ung vorhanden sind. Hier wird auch die 
Rechtsprechung sich immer weniger 
mit dem Verweis auf knappe Kassen zu-
frieden geben, wenn die Unterbringung 
in der Sicherungsverwahrung droht, 
für einen Menschen zur Sackgasse zu 
werden. Ermutigend für die Arbeit in 
diesem Bereich ist, dass in der Zwischen-
zeit wohl in allen Bundesländern die 
Sicherungsverwahrung in den Fokus 
rückt und der Wunsch nach Vernetzung 
besteht, um der Frage nachzugehen, 
welche Möglichkeiten bestehen, die 

von der Sicherungsverwahrung betrof-
fenen Menschen aus der Sackgasse he-
rauszuführen. 

Thomas Gorzel
Mitarbeiter im Sozialdienst der JVA Freiburg
Dipl. Sozialarbeiter (FH)
Thomas.Gorzel@jvafreiburg.justiz.bwl.de
 

Günther Lefering
Mitarbeiter im Sozialdienst der JVA Freiburg
Dipl. Sozialarbeiter (FH)
Guenther.Lefering@jvafreiburg.justiz.bwl.de
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die meisten Sicherungsverwahrten 
untergebracht. Derzeit befindet sich 
die Anstalt noch im Wandel zu einer 
ausschließlich sozialtherapeutischen 
Einrichtung. Die dort zurzeit  unter-
gebrachten Sicherungsverwahrten 
werden deswegen in nächster Zeit, 
spätestens mit dem Abschluss der 
Umbauarbeiten der Abteilung für Si-
cherungsverwahrte (siehe unten), in 
die JVA Fuhlsbüttel verlegt.

Die Station und ihre 
Belegung

Die Abteilung für Sicherungsverwahrte 
ist noch recht jung. Bis Anfang 2008 
waren Sicherungsverwahrte gemein-
sam mit Strafgefangenen auf den 
Normalstationen im Rahmen des Dif-
ferenzierungskonzeptes der Anstalt 
untergebracht. Ihre Haftbedingungen 
entsprachen im Wesentlichen denen 
der Strafgefangenen. Eine Besserstel-
lung wurde nur durch wenige Maßnah-
men (z. B. Genehmigung zum Bezug von 
Paketen mit Nahrungs- und Genussmit-
teln2) erreicht.

Seit dem Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts vom 05.02.2004 
wurde durch mehrere Entscheidungen 
der Hamburgischen Strafvollstre-
ckungskammern und schließlich des 
Hanseatischen Oberlandesgerichts3 die 
Notwendigkeit einer grundlegenden 
Neugestaltung der Sicherungsverwah-
rung deutlich. Eine Ausweitung des 
Abstandes der Haftbedingungen für 
Sicherungsverwahrte und Strafgefan-
gene kam bei einer gemischten Un-
terbringung auf den Normalstationen 
nicht in Betracht. Deswegen wurde als 
ein erster organisatorischer Schritt die 
Abteilung für Sicherungsverwahrte ein-
gerichtet.

Die JVA Fuhlsbüttel ist nach dem 
Vollstreckungsplan der Freien und 

Hansestadt Hamburg für die Vollstre-
ckung von Freiheitsstrafen mit einer 
Länge von mehr als vier Jahren sowie 
Sicherungsverwahrung bei männlichen 
Erwachsenen zuständig. Sie hat insge-
samt 317 Haftplätze, die sich auf vier 
Sonderstationen (Aufnahmeabteilung, 
Sicherungsabteilung, Abteilung für be-
sonders betreuungsbedürftige, junge 
Erwachsene sowie die Abteilung für 
Sicherungsverwahrte) und zehn Nor-
malstationen verteilen. Seit dem Jahr 
2003 wird in der JVA Fuhlsbüttel ein 
Vollzugskonzept praktiziert, welches 
drei Gruppen (Basis, Entwicklung, Be-
währung) von Gefangenen in unter-
schiedlichen Stadien der Mitwirkung 
am Erreichen des Vollzugszieles diffe-
renziert. Die Gruppen unterscheiden 
sich hinsichtlich der Ausgestaltung 
von Bewegungsfreiheiten und Ausstat-
tungskomfort innerhalb der jeweiligen 
Stationsordnungen.

Am 31.08.20091 befanden sich 
in den Hamburgischen Vollzugsan-
stalten 22 Sicherungsverwahrte. Acht 
sind aktuell in der Abteilung für Siche-
rungsverwahrte (SV-Abteilung), zwei 
weitere aus Behandlungsgründen auf 
Normalstationen der JVA Fuhlsbüttel 
untergebracht. Die übrigen zwölf Siche-
rungsverwahrten befinden sich in der 
Sozialtherapie Hamburg, dort jedoch 
überwiegend nicht in therapeutischer 
Behandlung. Diese Aufteilung ergibt 
sich daraus, dass die Sozialtherapie erst 
seit März 2009 als selbständige Anstalt 
besteht. Zuvor war sie als Teil der JVA 
Fuhlsbüttel konzeptionell in einen so-
zialtherapeutischen Bereich und eine 
Abteilung für besonders betreuungs-
bedürftige Gefangene unterteilt. In der 
letztgenannten Abteilung waren auch 

Die Station hat 13 Haftplätze und 
verfügt über die in allen Abteilungen 
der Anstalt üblichen Gemeinschaftsein-
richtungen (Dusche, Pantry-Küche). 
Ein Gruppenraum mit Ledermöbeln, 
TV-Gerät und Musikanlage steht zum 
gemeinsamen Essen und Gruppenver-
anstaltungen zur Verfügung. Die Insas-
sen können während der Aufschluss-
zeiten einen eigenen, frei zugänglichen  
Außenbereich von ca. 800 qm nutzen 
– u. a. zum Anlegen von Gartenbeeten. 
Die Grenzen der Haftraumausstattung 
sind gegenüber den Strafgefangenen 
weiter gefasst.

Von Anfang an war die Anstalt mit 
zwei Schwierigkeiten bei der Einrich-
tung dieser gesonderten Abteilung 
konfrontiert. Da war und ist zunächst 
die geringe Bereitschaft einiger Siche-
rungsverwahrter, auf dieser Station 
überhaupt untergebracht zu werden. 
Als Gründe dafür werden einerseits 
persönliche Abneigungen zwischen 
einzelnen Insassen und andererseits 
die Beschränkung der sozialen Kontakte 
auf wenige, zudem „kranke“, „gestörte“ 
und „irre“ Mitgefangene beklagt. Das 
eigene Auftreten im zwischenmensch-
lichen Kontakt wird dabei gewöhnlich 
außer Acht gelassen. Verlegungen von 
Normalstationen auf die Station für 
Sicherungsverwahrte mussten somit 
zunächst in gerichtlichen Verfahren 
durchgesetzt werden.

In der Tat musste allerdings schon 
nach kurzer Zeit festgestellt werden, 
dass durch die Zusammenlegung von 
Menschen mit durchweg stark akzentu-
ierten bzw. gestörten Persönlichkeiten 
auch eine Konzentration von Kommu-
nikationsproblemen und Konfliktpo-
tentialen stattfand. Während derartige 
Defizite im Vollzugsalltag mehr oder 
weniger aufgefangen wurden, solan-
ge Sicherungsverwahrte mit Strafge-
fangenen gemeinsam untergebracht 
wurden, deren Straftaten weniger auf 
persönlichkeitsabhängige Aspekte zu-
rückgeführt werden, liegt es in der Natur 
der Sache einer Abteilung für Siche-
rungsverwahrte, dass sie eine Zusam-

Die Unterbringung von Sicherungsverwahrten 
in der JVA Fuhlsbüttel (Hamburg)
Peter Karras
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Tabelle 1: Rahmenbedingungen für Strafgefangene und Sicherungsverwahrte

menballung von Verhaltensstörungen 
ihrer Insassen mit sich bringt. 

Rahmenbedingungen

Eine weitere Schwierigkeit für die An-
stalt besteht darin, im Sinne des Ab-
standsgebotes für Sicherungsverwahrte 
einzelne Haftbedingungen zu verbes-
sern, denn schon das Ausgangsniveau 
für Strafgefangene ist bereits recht hoch. 
Die Gegenüberstellung einer Auswahl 
von Rahmenbedingungen für Straf-
gefangene und Sicherungsverwahrte 
soll das verdeutlichen (Tabelle 1). Zum 
Vergleich wurden die Regelungen für 
Insassen der Bewährungsgruppe ge-
wählt, die im Differenzierungskonzept 
der Anstalt innerhalb der Gruppe der 
Strafgefangenen den höchsten Stan-
dard erreichen.

Während die Auswahl für Siche-
rungsverwahrte erwartungsgemäß 
Vorteile in der Ausgestaltung der 
Haftbedingungen gegenüber Strafge-
fangenen zeigt, fällt insbesondere bei 
der Haftraumgröße ein geringfügiger 
Nachteil auf. Das liegt daran, dass die 
Abteilung kurzfristig eingerichtet wer-

den musste und für größere bauliche 
Veränderungen keine Möglichkeiten 
bestanden. Die im Erdgeschoss der 
Anstalt liegende Station wurde aus-
gewählt, weil sie – mit Ausnahme der 
Sicherungsstation – die einzige Abtei-
lung mit einem eigenen, frei zugäng-
lichen Außenbereich ist. Die kleinere 
Haftraumgröße wurde dafür vorüber-
gehend in Kauf genommen.

Die Auswertungsergebnisse der 
bundesländerübergreifenden Bestand-
serhebung4 werden darüber hinaus 
jedoch voraussichtlich zeigen, dass 
bereits die Rahmenbedingungen für 
Strafgefangene in der JVA Fuhlsbüttel 
in einigen Bereichen denen entspre-
chen, die in vergleichbaren Anstalten 
erst durch das Besserstellungsgebot für 
Sicherungsverwahrte erreicht werden. 
Es ist deswegen nicht einfach, im Rah-
men der räumlichen, personellen und 
organisatorischen Voraussetzungen der 
Anstalt für Sicherungsverwahrte noch 
weiter deutlich verbesserte Haftbedin-
gungen gegenüber Strafgefangenen 
zu schaffen. 

Neugestaltung der Abteilung

In der Folge der obergerichtlichen 
Rechtsprechung (siehe oben) wurde 
beschlossen, eine völlig neue Abteilung 
für Sicherungsverwahrte einzurichten. 
Die bisher beschriebene Station stellt 
daher nur eine vorläufige Lösung dar.  

Künftig wird die SV-Abteilung der 
JVA Fuhlsbüttel 31 Haftplätze, verteilt 
auf drei Stationen mit einer Belegung 
von jeweils 9–11 Insassen umfassen. Der 
Umbau findet zurzeit noch statt und 
wird Ende 2010 abgeschlossen sein.

Die Haftraumgröße wird durch 
Zusammenlegung von jeweils zwei 
Hafträumen auf ca. 16,7 m² erweitert.  
Zwei Hafträume im Erdgeschoss wer-
den rollstuhlgerecht eingerichtet und 
sind – durch Zusammenlegung von 
jeweils drei Standardhafträumen – mit 
ca. 24 m² entsprechend größer. Alle 
Hafträume besitzen abgetrennte Sa-
nitärbereiche mit Waschbecken und 
WC. Die in der Anstalt gesondert ge-
fertigte Haftraumausstattung (Multi-
plex) umfasst u.a. einen Schreibtisch, 
ein Polstersofa mit Beistelltisch, einen 

Regelvollzug Sicherungsverwahrung

Aufschlusszeiten (Werktage/arbeitsfreie Tage) 6:15 Std./8:15 Std. 7:45 St. (Arbeiter) – 15 Std.
(Nichtarbeitende)/15 Std.

Einschlusszeit 18:30 Uhr 21:00 Uhr

Aufenthalt im Freien (Werktage/arbeitsfreie Tage) Mindestens 1 Std./2 Std. Mindestens 2 Std./10,5 Std.

Haftraumgröße (durchschnittlich) ca. 8,7 m² ca. 8,4 m²

Telefonregelung 
(monatliche Dauer/monatlicher Höchstbetrag/Anzahl geneh-
migter Telefonnummern)

12 Std./100 €/max. 20 12 Std./100 €/unbegrenzt

Besuchsdauer (monatlich) 7,5 Std. 9 Std.

Anzahl unbeaufsichtigter Langzeitbesuche (monatlich) 1 2

Tragen von Privatkleidung Gesetzl. Anspruch Gesetzl. Anspruch

Wertgrenze der Elektrogeräte 1.200 € 1.500 €

TV-Gerät (Bildschirmdiagonale) 40 cm bzw. 51 cm LCD 55 cm bzw. 66 cm LCD

Paketempfang 
(Nahrungs- und Genussmittel)

Nicht erlaubt 1 pro Quartal oder 
1 Paketersatzeinkauf

Einkauf von Frischfleisch und Tiefkühlware Wöchentlich beim 
Anstaltskaufmann möglich.

Wöchentlich beim 
Anstaltskaufmann möglich.

Taschengeld 14 v. H. der Eckvergütung 23 v. H. der Eckvergütung
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Phonotisch für TV und Hifi-Anlage, ein 
höheres Bett mit Bettschubladen sowie 
diverse Wandregale.

Jede Station besitzt die üblichen 
Gemeinschaftseinrichtungen (Dusche, 
Pantry, Lichthof als Gruppenraum). Im 
Erdgeschoss wird zudem eine behin-
dertengerechte Dusche gebaut. Eine 
größere Küche für die Durchführung 
von angeleiteten Kochgruppen, ein 
Waschraum mit Waschmaschine und 
Trockner zur ausschließlichen Nutzung 
für die Sicherungsverwahrten sowie  
ein zusätzlicher Gruppenraum sind 
vorgesehen. Hinzu kommen Abstell- 
und Reinigungsräume. Die einzelnen 
Stationen der Abteilung sind mit Trep-
penaufgängen verbunden, sodass die 
Insassen sich gegenseitig besuchen und 
auch die Gemeinschaftseinrichtungen 
der jeweils anderen Stationen benutzen 
können. Auch für die neue Abteilung 
wird ein freizugänglicher eigener Au-
ßenbereich mit gärtnerischen Gestal-
tungsmöglichkeiten für die Sicherungs-
verwahrten eingerichtet. 

Die Abbildung oben zeigt beispielhaft 
die mittlere der drei Stationen der SV-
Abteilung. 

Behandlung der Sicherungs-
verwahrten

Die Anstrengungen und Investitionen 
zur Ausgestaltung des Besserstel-

lungsgebotes in der JVA Fuhlsbüttel 
sind erheblich. Vor allem wird sich die 
räumliche Unterbringungssituation für 
Sicherungsverwahrte künftig deutlich 
verbessern und sich beträchtlich von 
dem unterscheiden, was Strafgefange-
nen angeboten werden kann. Gleich-
zeitig werden auch künftig weitere 
Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen zu nutzen sein, 
wenngleich hier bereits ein gewisser 
Erschöpfungsgrad bei dem räumlich, 
personell und organisatorisch Mach-
baren erreicht ist.

Von noch größerer Bedeutung als 
die Verfeinerung des Abstandsgebotes 
ist sicherlich die Behandlung der Siche-
rungsverwahrten. Schließlich wird es 
nicht als vorrangiges Ziel angesehen, 
den Unterbringungskomfort möglichst 
hoch zu halten. Die Schaffung der Vo-
raussetzungen zur Vermeidung bzw. 
Erledigung der Vollstreckung der Siche-
rungsverwahrung und damit die Reso-
zialisierung von Sicherungsverwahrten 
stehen im Vordergrund. 

Alle Gefangenen der JVA Fuhlsbüt-
tel und selbstverständlich auch die-
jenigen, bei denen die Maßregel der 
Sicherungsverwahrung angeordnet ist, 
durchlaufen zu Beginn ihres Aufent-
haltes das obligatorische Programm 
der Aufnahmeuntersuchung5 und Voll-
zugsplanung. Ein wesentlicher Bestand-
teil dieses Aufnahmeverfahrens ist die 

Feststellung des schulischen und beruf-
lichen Förderbedarfes. Die im Berufs-
entwicklungszentrum der Anstalt6 an-
gebotenen Qualifikationsmaßnahmen 
stehen auch Sicherungsverwahrten of-
fen. Der Bedarf an sozialtherapeutischer 
Behandlung sowie anderen Behand-
lungsmaßnahmen (Suchtbehandlung, 
Schuldenregulierung, Delinquenzbe-
arbeitung usw.) wird in gleicher Weise 
erfasst und geplant, wie dies bei Straf-
gefangenen erfolgt.

Damit diese Behandlungsmaß-
nahmen auch während der Vollstre-
ckung der Sicherungsverwahrung 
zugänglich bleiben, ist eine strikte Tren-
nung von Strafgefangenen freilich nicht 
möglich. So ist es aus wirtschaftlichen 
Gründen vor allem nicht vorstellbar, 
eigene Arbeits- oder Ausbildungsplätze 
für die vergleichsweise geringe Zahl 
von Sicherungsverwahrten zu schaffen. 
Auch die Besuchs- und Freizeiteinrich-
tungen werden von Strafgefangenen 
und Sicherungsverwahrten gemein-
sam genutzt. Das wird auch so blei-
ben, wenn in den kommenden Jahren 
die Zahl der Sicherungsverwahrten in 
der JVA Fuhlsbüttel kontinuierlich stei-
gen wird. Der resozialisierende Nutzen 
gemeinschaftlicher Inanspruchnahme 
von Behandlungseinrichtungen dürfte 
das Bedürfnis nach einer vollständigen 
Trennung von Sicherungsverwahrten 
und Strafgefangenen deutlich über-
wiegen.

Abbildung: Grundriss der im Bau befindlichen neuen SV-Abteilung (Hafträume 1–11)

Titel
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Es wird jedoch als zweckmäßig ange-
sehen, über die bestehenden Angebote 
hinaus für die Sicherungsverwahrten 
in der Anstalt spezielle Freizeit- und 
Betreuungsmaßnahmen zu schaffen. So 
finden beispielsweise regelmäßig von 
Bediensteten angeleitete Kochgruppen 
und Stationsversammlungen statt. Mit 
diesen Einrichtungen soll allmählich 
eine Form von Gemeinschaftsgefühl 
und Kommunikationskultur geschaf-
fen werden. Sehr schnell hat sich, wie 
weiter oben bereits erwähnt, gezeigt, 
dass diese Fähigkeiten in der Gruppe 
der Sicherungsverwahrten defizitär 
ausgebildet sind und ein offensicht-
lich sehr mühsamer und langwieriger 
Prozess erforderlich sein wird, um das 
Zusammenleben auf der Station mög-
lichst konfliktfrei und konstruktiv zu 
gestalten.

Die Gruppenveranstaltungen wer-
den von Vollzugsabteilungsleiterinnen, 
einer Psychologin und der für den Allge-
meinen Vollzugsdienst der SV-Abteilung 
zuständigen Dienstgruppenleiterin be-
treut. Das es sich dabei durchweg um 
weibliche Bedienstete handelt, ist ein 
Zufall. Für das Wohn- und Arbeitskli-
ma der Abteilung hat sich dieser Um-
stand bislang als günstig erwiesen. Eine 
Grundregel lässt sich daraus aber noch 
nicht ableiten.

Vordringlicher ist die Erkenntnis, 
dass eine intensive und vor allem dauer-
hafte Betreuung der insgesamt sehr be-
anspruchenden Klientel eine Betreuung 
der Betreuer(innen) notwendig macht. 
Deswegen ist ein Supervisionsangebot 
für die Bediensteten der SV-Abteilung 
unverzichtbar und wird zurzeit vorbe-
reitet.

Die JVA Fuhlsbüttel entwickelt ihr 
bestehendes Behandlungskonzept für 
die SV-Abteilung fort. Als sehr frucht-
bar erweist sich dabei der seit dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
aus dem Jahr 2004 stetig wachsende 
Erfahrungsaustausch zwischen den 
Bundesländern. Die länderübergrei-
fende Arbeitsgruppe, die aus den Er-

gebnissen der ersten bundesweiten 
Bestandsaufnahme der Situation des 
Vollzuges der Sicherungsverwahrung 
Qualitätsstandards erarbeiten will, das 
„Forum Sicherungsverwahrung“ sowie 
insbesondere der unmittelbare Kontakt 
zu anderen Vollzugsanstalten mit SV-
Abteilungen liefern bei der Konzeptge-
staltung wichtige Anregungen. Gerade 
Letzteres soll weiter intensiviert werden 
und Kontakte zu anderen Einrichtungen 
der Sicherungsverwahrung sind sehr 
erwünscht.

So wächst durch diesen Erfahrungs-
austausch die Erkenntnis, dass die JVA 
Fuhlsbüttel in der Ausgestaltung der 
äußeren Rahmenbedingungen für 
den Vollzug der Sicherungsverwah-
rung spätestens nach Fertigstellung 
der Umbauarbeiten in diesem Be-
reich im Bundesvergleich wohl einen 
überdurchschnittlich hohen Standard 
erreichen wird. Der Abstand zu den 
für Strafgefangene in dieser Anstalt 
geltenden Verhältnissen dürfte dabei 
jedoch in einer Reihe von Aspekten 
trotzdem nicht besonders groß sein. Auf 
der anderen Seite gibt es für die Anstalt 
in Bezug auf spezielle Betreuungskon-
zepte für Sicherungsverwahrte noch 
einiges zu lernen. So finden sich die in 
anderen Anstalten vorhandenen Ideen, 
wie zum Beispiel die Einbindung exter-
ner bzw. ehrenamtlicher Mitarbeiter, die 
Schaffung von Wohngruppenbeamten, 
Ausführungen zur Erhaltung des Reali-
tätsbezuges außerhalb der Anstalt, Ge-
währung von Vollzugslockerungen usw. 
im bisherigen Konzept noch nicht oder 
jedenfalls nicht in dem zu wünschenden 
Umfang Berücksichtigung. 

Es gibt also keinen Grund sich zu-
frieden zurückzulehnen und lediglich 
den Abschluss der baulichen Umgestal-
tung abzuwarten. Die Schaffung von 
Resozialisierungschancen unter den 
besonderen Bedingungen der Siche-
rungsverwahrung bietet noch reichlich 
Verbesserungspotential. Dabei haben 
kostenabhängige Veränderungen von 
vornherein eher geringe Realisierung-
schancen, denn die aktuellen Sparbe-

schlüsse des Hamburger Senats lassen 
dafür so gut wie keine Spielräume mehr. 
Mittelumverteilungen aus dem Straf-
haftbereich kommen ebenso wenig in 
Betracht, denn letztlich hat die Anstalt 
auch gegenüber Strafgefangenen eine 
gleich hohe Verantwortung. Es wird also 
weiterhin einige Kreativität erfordern, 
die Gestaltung der Sicherungsverwah-
rung nicht zu einer komfortabel ausge-
statteten Sackgasse werden zu lassen. 
Trotz aller Begrenzungen der Möglich-
keiten ist ein gewisser Optimismus da-
bei durchaus gerechtfertigt.

1 
Stichtag für die länderübergreifende Bestandsauf-
nahme (Ergebnisse noch nicht veröffentlicht)
2
Das seit 01.01.2009 geltende Hamburgische Straf-
vollzugsgesetz (HmbStVollzG) gewährt Strafge-
fangenen keine entsprechenden Pakete mehr.
3 
HansOLG, 3 Vollz (Ws) 34/08 vom 21.08.2008
4 
Die Ergebnisse wurden noch nicht veröffentlicht 
und liegen dem Strafvollzugsausschuss der Län-
der zur Genehmigung vor.
5 
Die Aufnahmeuntersuchung gem. § 7 HmbSt-
VollzG entspricht der Behandlungsuntersuchung 
des § 6 StVollzG.
6 
Siehe Gross, A. (2009): Berufsentwicklungszen-
trum und Berufswegeplan. Forum Strafvollzug, 
Heft 4/2009

Peter Karras
Psychologe und Vollzugsleiter in der 
JVA Fuhlsbüttel
peter.karras@justiz.hamburg.de
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Der Vollzug der 
Sicherungsverwahrung 
in der JVA Schwalmstadt

Erste Überlegungen zur konzeptio-
nellen Arbeit mit Sicherungsverwahrten 
in der JVA Schwalmstadt wurden nach 
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 05.02.2004  durch den da-
maligen Anstaltsleiter, Herrn Leitenden 
Regierungsdirektor Dr. Guido Neu, und 
den zu dieser Zeit für die Klientel der Si-
cherungsverwahrten zuständigen, heu-
tigen Anstaltsleiter,  Herrn Leitenden 
Regierungsdirektor Jörg Bachmann, 
angestellt.
Aufgrund der verfassungsgerichtlichen 
Vorgabe, dass die Sicherungsverwah-
rung ebenso wie der Freiheitsentzug 
darauf ausgerichtet sein muss, die Vo-
raussetzungen für ein verantwortliches 
Leben in Freiheit zu schaffen, wurde 
durch die beiden Herren ein Konzept 
erstellt, dass in der Folgezeit stetig wei-
terentwickelt wurde und im folgenden 
vorgestellt wird.
Nach dem Vollstreckungsplan des 
Landes Hessen ist die JVA Schwalmstadt 
für den Vollzug der Sicherungsverwah-
rung zuständig, was nicht ausschließt, 
dass einzelne Sicherungsverwahrte in 
besonderen Fällen in anderen Justizvoll-
zugsanstalten untergebracht sind.
Bei besonderem Behandlungsbedarf 
und entsprechender Eignung können 
Sicherungsverwahrte in Absprache 
mit der jeweiligen Anstaltsleitung auf 
freiwilliger Basis in das Behandlungs-
zentrum der JVA Butzbach oder in die 
JVA Kassel II – Sozialtherapeutische An-
stalt – verlegt werden (Bestandteil des 
Konzeptes).
In diesen beiden Anstalten scheidet die 
verfassungsgerichtlich vorgegebene 

Die JVA Schwalmstadt

Die JVA Schwalmstadt liegt im ältesten 
Teil des Schwalmstädter Stadtteils Zie-
genhain (Nordhessen).
Die Hauptanstalt ist in dem ehemaligen 
Jagdschloss des Landgrafen von Hessen 
– Kassel und dem sog. Erweiterungsbau 
untergebracht. Die ältesten Bauteile 
des Jagdschlosses stammen aus dem 
12. Jahrhundert.

Der geschlossenen Anstalt mit 
höchster Sicherheitsstufe – Vollstre-
ckung von Freiheitsstrafen von mehr 
als 24 Monaten und der Sicherungs-
verwahrung – ist eine geschlossene 
Abteilung geringerer Sicherheitsstufe 
angegliedert in einer Entfernung von 
etwa 200m im 1579 erbauten Korn-
haus.

In dieser Vollzugsabteilung waren 
ab 1958 die Sicherungsverwahrten un-
tergebracht, ehe ab dem Jahr 1973 diese 
Maßregel in der Hauptanstalt vollzogen 
wurde.

Heute werden in der Vollzugsab-
teilung Kornhaus Freiheitsstrafen an 
geeigneten Verurteilten ab einem Le-
bensjahr von 55 Jahren (sogenannter 
Seniorenvollzug), Freiheitsstrafen bis 
24 Monaten bei einer Restvollzugsdauer 
von 9 Jahren und Freiheitsstrafen an 
lockerungsberechtigten Verurteilten 
vollzogen.

Die Maßregel der Sicherungsver-
wahrung wird in der Hauptanstalt nun-
mehr in dem 1986 errichteten Erweite-
rungsbau auf den Stationen E0 und E3 
vollstreckt. 

Trennung zwischen Strafgefangenen 
und Sicherungsverwahrten (Abstands-
gebot) aus.
Informationsveranstaltungen durch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
JVA Butzbach und JVA Kassel II – So-
thA – werden regelmäßig in der JVA 
Schwalmstadt durchgeführt.
Um dem Abstandsgebot Folge zu lei-
sten, unterscheidet sich der Vollzug 
der Sicherungsverwahrung in der JVA 
Schwalmstadt vom Vollzug der Strafhaft 
insoweit, als die Sicherungsverwahrten 
zusätzlich zu dem normalen Angebot 
für Strafgefangene täglich Sport im 
Kraftsport- und Spinningraum ausü-
ben und sich täglich zwischen 14.00 
Uhr und 15.00 Uhr im Freistundenhof 
aufhalten können.

Im Gegensatz zu den Strafgefange-
nen der JVA Schwalmstadt können die 
Sicherungsverwahrten sieben Pakete 
im Jahr empfangen, ebenso sind ihre 
Hafträume sowie die Stationsdusche 
vom Aufschluss zur Frühstücksausgabe 
bis zum Einschluss ganztägig geöff-
net.
Das Einkaufsangebot für die Klientel 
der Sicherungsverwahrten hebt sich 
deutlich (u.a. Fleischeinkauf ) von dem 
für die Strafgefangenen zur Verfügung 
stehenden Angebot ab. 
Schlussendlich werden den Sicherungs-
verwahrten zusätzliche Privatsachen 
(größerer Fernseher, Kaffeemaschine 
u.a.) genehmigt.

Bei der Ausgestaltung der Voll-
zugspläne wird bei den Sicherungs-
verwahrten, die für die Gewährung von 
Ausgang und Urlaub in der Regel nicht 
geeignet erscheinen, ein besonderes 
Augenmerk auf die Gewährung von 
Ausführungen in ausreichender Zahl 
gelegt, um schädlichen Folgen langer 
Inhaftierung bzw. Unterbringung ent-
gegenzuwirken.

Aktuell (Stichtag 10.05.2010) wird in 
der JVA Schwalmstadt an 38 Sicherungs-
verwahrten die angeordnete Maßregel 
vollzogen.

Vollstreckung der Sicherungsverwahrung im 
Bundesland Hessen – Das Konzept der JVA 
Schwalmstadt
Michael Mönnighoff
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Die Klientel der Sicherungsver-
wahrten wird durch einen Sozialarbei-
ter, dessen Dienstzimmer sich auf der 
Station E 3 befindet und einen Psycho-
logen –beide jeweils mit der Hälfte ihres 
Stellenkontingentes – betreut. Darüber 
hinaus verfügt die Station E 3 über einen 
festen Personalstamm aus Bediensteten 
des allgemeinen Vollzugsdienstes.

Die Unterbringungssituation 
für die Sicherungsverwahrten 
in der JVA Schwalmstadt

Bis Anfang des Jahres 2009 wurde die 
Maßregel der Sicherungsverwahrung 
alleinig auf der Station E3 vollzogen. 
Auf dieser Station stehen gegenwärtig 
33 Hafträume zur Verfügung. Bis auf 
zwei einzeln zu belegende Gemein-
schaftshafträume mit einer Größe von 
23,25 qm bzw. 25,28qm haben die Ein-
zelhafträume eine Größe von 10,05 bzw. 
10,33 qm.
Auf der Station E3 befinden sich ein 
wohnlich eingerichteter Freizeitraum 
sowie ein Multifunktionsraum, dessen 
Ausstattung mit diversen Unterrichts-
materialien die Durchführung etwaiger 
pädagogischer Projekte ermöglicht.
Die Teeküchen der Station, in welchen 
auch gebacken werden kann, heben 
sich in technischer und wohnlicher 
Ausstattung in besonderer Weise von 
denen den Strafgefangenen zur Verfü-
gung stehenden Teeküchen ab. 
Den Sicherungsverwahrten der JVA 
Schwalmstadt ist es erlaubt, eigene 
Wäsche zu tragen und diese selbst zu 
waschen. Aus diesem Grund verfügt die 
Station E3 über eine Nasszelle mit einer 
Waschmaschine und einem Trockner.

Der gesonderte Unter-
bringungsbereich Station E0

Mitte des Jahres 2008 war absehbar, 
dass die zu erwartenden Zugänge im 
Bereich der Sicherungsverwahrung 
die Platzkapazitäten auf der Station E3 
übersteigen würden.
Daher wurde unter Berücksichtigung 
der baulichen Gegebenheiten mit der 
Station E0 ein Unterbringungsbereich 

geschaffen, welcher sich durch das Vor-
handensein eines speziellen Unterbrin-
gungsumfeldes vom Vollzug der Maßre-
gel auf der Station E3 unterscheidet.
Auf dieser Station – vormals zur Unter-
bringung der in der nahegelegenen 
Anstaltsküche beschäftigten Strafge-
fangenen genutzt – stehen gegenwär-
tig 8 Einzelhafträume zur Verfügung.
Die Ausstattung der Station und deren 
Räumlichkeiten erlaubt es, an geeig-
neten Sicherungsverwahrten, die u.a. 
als ruhig und absprachefähig betrachtet 
werden können, einen Wohngruppen-
vollzug zu vollziehen.
Auch dieser Unterkunftsbereich be-
steht aus einem wohnlich eingerich-
teten Gruppenraum, einer Nasszelle 
nebst Trockner und Waschmaschine, 
einer speziell ausgestatteten, in den 
Gruppenraum integrierten Küche, so-
wie einem der Station angegliederten 
„Therapieraum“.

Ziel einer Unterbringung auf dieser 
Station soll es sein, die Sicherungsver-
wahrten bei entsprechender Indika-
tion dazu zu motivieren, weitere Be-
handlungsangebote des hessischen 
Sicherungsverwahrungsvollzuges in 
Anspruch zu nehmen.

Als gesonderter, spezieller Bereich 
des Sicherungsverwahrungsvollzuges 
in der JVA Schwalmstadt werden die 
auf der Station E0 untergebrachten 
Verwahrten in ihrer Selbstständigkeit 
gefördert. Hierzu zählt die Befähigung 
zur eigenständigen Koordination der 
Stationsabläufe (Erstellen von Reini-
gungsplänen usw.) und die Tatsache, 
dass unter strenger Beachtung der Si-
cherheit und Ordnung (ständige Kame-
raüberwachung) auf der Station  keine 
Bediensteten des Allgemeinen Voll-
zugsdienstes dauerhaft präsent sind.
Wohngruppenabende-/Nachmittage 
werden durch den für die Sicherungs-
verwahrten zuständigen Sozialarbeiter 
mind. 14 – tägig bzw. bei Bedarf auch 
wöchentlich angeboten. In diesen als 
verpflichtend geltenden Gesprächen 
können Probleme im Wohngruppenall-
tag erörtert und gelöst werden.

Darüber hinaus stehen die für die Sta-
tion E0 zuständigen Mitarbeiter des 
Allgemeinen Vollzugsdienstes aber ins-
besondere die zuständigen Fachdienste 
jederzeit für Einzelgespräche bereit.
Weitere sozialpädagogische Angebote 
wie z.B. gemeinsames Wohngruppenes-
sen oder Erste – Hilfe – Kurse werden 
in unregelmäßigen Abständen durch-
geführt und angeboten. Zudem findet 
etwa halbjährlich eine Vollversamm-
lung unter Beteiligung des Anstalts-
leiters statt.

Auch von der Durchführung der 
„Naikan – Methode“ (hierzu wurden 
entsprechende Bedienstete im Naikan 
– Zentrum in Tarmstedt geschult) im 
Jahr 2010 und des Angebots eines Anti 
– Aggressivitäts – Trainings (Schulung 
des für die Sicherungsverwahrten zu-
ständigen Sozialarbeiters und Psycho-
logen am Institut für Sozialarbeit und 
Sozialpädagogik e.V. Frankfurt am Main) 
spätestens im Jahr 2011 werden die auf 
der Station E0 untergebrachten Siche-
rungsverwahrten profitieren.

Zusätzlich zu den Angeboten auf der 
Station E0 wird für die gesamte Klien-
tel der Sicherungsverwahrten eine wö-
chentlich stattfindende Gesprächsgrup-
pe angeboten. Diese Gruppe wird durch 
zwei externe Sozialpädagogen geleitet 
und hat zum Ziel, die Soziabilität eines 
jeden Teilnehmers zu fördern, Anre-
gungen zu sinnvoller Freizeitgestaltung 
und Tagesstrukturierung zu geben, eine 
Verbesserung der Kontakt- und Bezie-
hungsfähigkeit sowie eine Erhöhung 
von Lebensqualität durch Akzeptanz 
der aktuellen Situation zu erreichen.
Die Gesprächsgruppe ersetzt keine de-
liktspezifische einzelfallorientierte Psy-
chotherapie, sondern soll niederschwel-
lige Anreize bieten, mit deren Hilfe die 
Sicherungsverwahrten zur Mitarbeit an 
etwaigen Behandlungsmaßnahmen 
motiviert werden sollen.
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Stetige Fortentwicklung
des Sicherungsverwahrungs-
vollzuges in der JVA 
Schwalmstadt

Um den Vollzug der Maßregel in der JVA 
Schwalmstadt stetig fortzuentwickeln 
und zu reflektieren, werden jährlich 
im Rahmen der Fortbildung Besichti-
gungen anderer Maßregelvollzugsein-
richtungen, psychiatrischer Kranken-
häuser und Justizvollzugsanstalten 
anderer Bundesländer durchgeführt. 
Ebenso werden durch jährlich statt-
findende Fortbildungsveranstaltungen 
die mit dem Vollzug der Sicherungs-
verwahrung betrauten Bediensteten 
des Allgemeinen Vollzugsdienstes und 
der Fachdienste im speziellen Umgang 
mit langstrafigen Gefangenen geschult. 
Kommunikations- und Verhaltenskom-
petenzen werden erlernt und kontinu-
ierlich verbessert und erlauben, den 
Vollzug der Sicherungsverwahrung in 
der JVA Schwalmstadt mit gleichblei-
bend hoher Qualität zu betreiben.
Hierzu trägt auch die regelmäßige Teil-
nahme an verschiedenen bundesweit 
stattfindenden Tagungen zum Thema 
Sicherungsverwahrung bei.

Mögliche Auswirkungen des 
Urteils des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschen-
rechte vom 17.12.2009

Am 17.12.2009 hat der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte in dem 
von einem in der JVA Schwalmstadt un-
tergebrachten Sicherungsverwahrten 
angestrengten Verfahren das Urteil 
über die nunmehr unbegrenzte Dauer 
der Sicherungsverwahrung verkündet. 
Der EMGR hat beanstandet, dass der 
deutsche Gesetzgeber die ursprünglich 
vorgesehene Höchstfrist von 10 Jahren 
auch für solche Straftäter aufgehoben 
hatte, die ihre Tat schon vor dem Zeit-
punkt der Gesetzesänderung begangen 
hatten. Der EMGR sieht darin einen Ver-
stoß gegen das Rückwirkungsgebot 
der europäischen Menschenrechtskon-
vention.

Weiter kritisierte der EMGR , dass die 
Verlängerung der Sicherungsverwah-
rung einer nachträglich auferlegten 
zusätzlichen Strafe sehr wohl ähnlich 
sei und daher die formale Trennung 
zwischen Strafvollzug und Maßregel-
vollzug nicht maßgebend sei. Die Si-
cherungsverwahrung käme genau wie 
eine gewöhnliche Haftstrafe einem Frei-
heitsentzug gleich. In der Praxis seien 
Häftlinge in der Sicherungsverwahrung 
in gewöhnlichen Gefängnissen unter-
gebracht. Zwar würden ihnen Verbes-
serungen bei den Haftbedingungen 
eingeräumt, was jedoch nichts an der 
grundlegenden Ähnlichkeit zwischen 
dem Vollzug einer normalen Haftstrafe 
und einer Unterbringung in der Siche-
rungsverwahrung ändere. Auch gebe 
es keine ausreichende psychologische 
Betreuung speziell für die Bedürfnisse 
von Häftlingen in der Sicherungsver-
wahrung.

Obwohl durch die Bundesrepublik 
Deutschland Beschwerde gegen diese 
Entscheidung eingelegt und die große 
Kammer des EMGR angerufen wurde, 
sind bereits zum jetzigen Zeitpunkt 
Überlegungen anzustellen, wie bei Ein-
treten der „Endgültigkeit“ des Urteils 
reagiert werden kann.
Sicherlich  müssten die oben genann-
ten Beanstandungen des EMGR, wie 
etwa eine noch ausgeprägtere bauliche 
Trennung der Sicherungsverwahrten 
von den Strafgefangenen oder eine 
bessere Betreuung diskutiert und die 
derzeitige Unterbringungssituation 
der Sicherungsverwahrten in der JVA 
Schwalmstadt kritisch betrachtet wer-
den.

 
Hierin wird eine Chance gesehen, 

den Sicherungsverwahrungsvollzug 
des Bundeslandes Hessen noch weiter 
konzeptionell fortzuentwickeln um – 
auch in der JVA Schwalmstadt –  den 
Vorgaben des EMGR zu entsprechen. 

Quellenangabe:  Konzeption für den Voll-
zug der Sicherungsverwahrung in der JVA 
Schwalmstadt

Michael Mönnighoff
Diplom Sozialarbeiter-/Sozialpädagoge (Univ.)
michael.moennighoff@jva-schwalmstadt.justiz.
hessen.de

Fachveranstaltung

20 Jahre Freie Hilfe Berlin e.V.

Zwei Jahrzehnte freie Straffälligen-
und Wohnungslosenhilfe im wie-
dervereinigten Berlin

30. September/1. Oktober

Werkstatt der Kulturen, Berlin

mit Beiträgen von 

Gisela von der Aue

Klaus Lange-Lehngut

Bernd Maelicke

Thomas Meißner

Horst Evers

Joachim Kersten

Heinz  Cornel

weitere Infos:

www.freiehilfe-berlin.de
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Im Dezember 2006 gab es ein erstes 
Gespräch zwischen der Geschäftsfüh-
rerin der Katholischen Erwachsenen-
bildung in Rheinland-Pfalz, Elisabeth 
Vanderheiden, und dem für Diez zu-
ständigen Gefängnisseelsorger, Man-
fred Jarmer. 

Umsetzung des 
Weiterbildungsgesetzes

Vor dem Hintergrund der Leitlinien des 
Weiterbildungsgesetzes (WbG § 2):

Verwirklichung des Rechts auf Bil- -
dung
Angebot von bedarfsgerechten Bil- -
dungsangeboten zur Chancenge-
rechtigkeit
Gleichstellung von Frau und Mann,  -
von behinderten und nicht behin-
derten Menschen
Abbau von Bildungsdefiziten -
Qualifizierung  -
Befähigung zum eigenverantwort- -
lichen und selbstbestimmten Han-
deln

wurden die Möglichkeiten der Umset-
zung erörtert, auch um dem Prinzip der 
Versandung entgegenzuwirken: „Die 
Franzosen haben einen schönen Begriff: 
die trockene Todesstrafe. Es fließt kein 
Blut, aber die Lebenszeit verrinnt unwie-
derbringlich“ (Peter Jürgen Boock).
Um Bildung in der Sicherungsverwah-
rung anbieten zu können, stimmte sich 
im August 2007 die Anstaltsleitung mit 
den Verantwortlichen der zuständigen 
Abteilung und Vertretern des Weiterbil-
dungsministeriums, das für die Ermögli-
chung des Projekts hauptverantwortlich 
ist, sowie einem Vertreter des Justizmi-
nisteriums in der Justizvollzugsanstalt 
Diez ab. 

Genese des Projekts 
„Bildung in der Sicherungs-
verwahrung“ 1

Das Projekt „Bildung in der Sicherungs-
verwahrung“ ist eine Antwort der Ka-
tholischen Seelsorge an der JVA Diez auf 
die  Perspektivlosigkeit der Verwahrten 
in der Justizvollzugsanstalt Diez in der 
Zeit von 2007 bis 2009. Seit ihrer Verle-
gung von Werl nach Diez ab Januar 2004 
schilderten Verwahrte immer wieder 
dem Katholischen Seelsorger ihre Be-
findlichkeit: Sie fühlten sich vernach-
lässigt, vergessen, allein gelassen und 
zurückgesetzt, völlig im Stich gelassen 
mit sich und ihren Problemen. Aufgrund 
ihrer Frustration und Enttäuschung, 
die auch auf ihrer Perspektivlosigkeit 
basiert, ergab sich für die Katholische 
Seelsorge für diese Menschen in der 
Sicherungsverwahrung dringender 
Handlungsbedarf.

Unterstützend zeigte sich der Hir-
tenbrief der Deutschen Bischofskon-
ferenz, der ebenfalls die Trostlosigkeit 
der Verwahrten in den Blick nimmt: 
„In einer spezifischen Situation befinden 
sich Sicherungsverwahrte. Perspekti-
ven, die ein Straftäter noch hat, fallen 
bei Sicherungsverwahrten fast gänzlich 
weg.“(Die deutschen Bischöfe Nr. 84: 
„Denkt an die Gefangenen, als wäret ihr 
mitgefangen“[Hebr 13,3]. Der Auftrag der 
Kirche im Gefängnis. März 2006, S. 23)
Eine Begegnung im Frühjahr 2006 mit 
Bischof Dr. Franz Kamphaus, Limburg, 
mit Gefangenen und Verwahrten un-
terstrich dies. Ein Verwahrter schilderte 
sehr eindrücklich seine Sorgen und 
Nöte, vor allem seine Angst, bei seiner 
Perspektivlosigkeit in der Sicherungs-
verwahrung die Hoffnung zu verlie-
ren.

Aus dem Selbstverständnis der Er-
wachsenenbildung ergeben sich für 
die Bildungsmaßnahmen drei Inten-
tionen:

Kompensation -
Ziel ist es, schädliche Haftfolgen ab-
zuwehren und soziale Defizite auszu-
gleichen durch Angebote wie freies 
Theaterspiel, Trommeln, Töpfern.
Qualifizierung -
Vor allem im Sinne einer allgemei-
nen Qualifizierung ohne formellen 
Abschluss, Förderung kreativer und 
künstlerischer Fertigkeiten sowie 
kultureller und freitzeitorientierter 
Fähigkeiten durch niedrigschwellige 
Angebote, z. B. Aquarellmalen, Gitar-
renunterricht, EDV-Kurse, Informati-
onsveranstaltungen zu Gesundheits-
themen.
Resozialisierung -  
Ziel ist es, mit den Verwahrten ein-
zuüben, soziale Verantwortung zu 
übernehmen, mit der Aufgabe, das 
Selbstbild und die Identität zu ver-
ändern, durch Aufarbeitung der Ver-
gangenheit und die Weckung der 
Bereitschaft zur Selbstreflexion.

Inhalte und Ziele des Projekts

Inhalt des Projekts war die Durchfüh-
rung von Bildungsangeboten in der 
Sicherungsverwahrung der JVA Diez 
sowie die Durchführung von Begleitun-
tersuchungen. Zielgruppe waren primär 
Menschen in der Sicherungsverwah-
rung. Zu lebenslanger Haft verurteilte 
Gefangene mit negativer Prognose 
waren ebenfalls im Blick, sind jedoch 
bei der Durchführung nicht beteiligt 
gewesen.

Im Fokus war die soziale, die insti-
tutionelle und die individuelle Ebene 
der Verwahrten. 

Die soziale Ebene -
Sie zielte auf eine Verbesserung der 
Interaktion unter den Verwahrten 
und die Grundstimmung bzw. das 
allgemeine „Klima“.

Konkrete Hoffnungszeichen –
Bildung in der Sicherungsverwahrung
Entstehung und Durchführung 
Manfred Jarmer
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Die institutionelle Ebene -
Im Blick war die Interaktion zwischen 
den Verwahrten und den Justizvoll-
zugsbediensteten sowie die Vermei-
dung von Reibungsverlusten.
Die individuelle Ebene -
Sie zielt darauf ab, den monotonen 
Anstaltsalltag zu unterbrechen, 
die destruktive und hoffnungslose 
Grundstimmung zu verändern, Er-
folgserlebnisse zu vermitteln sowie 
Möglichkeiten zur Selbstbestim-
mung zu  bieten und den Zugang 
zu weiterführenden Maßnahmen zu 
eröffnen.

Die Projektbegleitung erfolgte durch 
einen Beirat mit Personen, die über er-
wachsenenbildnerischen, (gefängnis-)
seelsorglichen und juristischem Sach-
verstand verfügen. Das Projekt konnte 
einerseits von diesem Sachverstand 
profitieren und andererseits die Akzep-
tanz für dieses Engagement verbessert 
werden. Das Projekt konnte durch die 
finanzielle Förderung des Ministeriums 
für Bildung, Wissenschaft, Jugend und 
Kultur Rheinland-Pfalz und die ideelle 
Förderung des Ministeriums der Justiz 
Rheinland-Pfalz realisiert werden

Die Planung und Durchführung des 
Projekts vor Ort in der Justizvollzugs-
anstalt Diez durch die Kath. Seelsor-
ge erfolgte mit den Verwahrten unter 
Einbeziehung der Abteilungsleitung 
der Sicherungsverwahrung sowie der 
Bediensteten im Justizvollzugsdienst. 
In regelmäßigen Gesprächen wurden 
die Ideen des Projekts mit den Verant-
wortlichen der Abteilung, aber auch 
mit den Adressaten des Angebots be-
sprochen.

Ziel war es, im Rahmen des Bil-
dungsanspruchs, drei Angebotstypen 
umzusetzen.

Die Angebote sollten sein: 

selbsterfahrungsorientiert -
kreativ -
kognitiv -

Die Realisierung

Problematisch war es, geeignete Do-
zenten zu finden, die allein mit den 
Klienten in der Sicherungsverwahrung 
arbeiten durften. Aus Sicherheitsgrün-
den sollten primär männliche Dozenten 
gesucht werden. Das erwies sich als 
schwierig, da im kreativen Bereich vor-
wiegend weibliche Lehrkräfte bekannt 
waren und auch der Bereich Selbst-
erfahrung überwiegend von diesen 
getragen wird.

Über die Universität Siegen konnte 
für den Bereich „Selbsterfahrung“ der 
klinische Musiktherapeut (BVM) und 
Dipl. Sozialpädagoge Wolfgang Soost 
für die von November 2007 bis zum 
Ende des Projekts im Dezember 2009 
monatlich durchgeführte Veranstaltung 
„Musik machen ohne Noten“ gewon-
nen werden. Weil die Verwahrten, die 
bislang auf sich aufmerksam gemacht 
hatten, sich mit diesem Angebot nicht 
identifizieren konnten, meldeten sich 
aus der Sicherungsverwahrung Inte-
ressenten für diese Veranstaltung, die 
sich bislang zurückgehalten hatten. 
Um zusätzlich auch die Menschen zu 
erreichen, die im Urteil die Einweisung 
in die Sicherungsverwahrung haben, 
wurde eine zweite Gruppe angeboten 
für zukünftige Verwahrte.
Musik ist ein nonverbales Medium, 
das sich ideal dazu eignet, an eigene 
Gefühle heranzukommen und sie aus-
zudrücken.
Musiktherapeutisch angeleitetes Trom-
meln stellt ohne Worte Kommunikation 
zu sich selbst und zu anderen her und 
baut Aggressionen ab.

Beim Kochkurs im Sommer 2008 
– ein kreatives Angebot –, waren die 
Teilnehmer ebenfalls nicht identisch 
mit den Sicherungsverwahrten, die ur-
sprünglich auf sich aufmerksam mach-
ten und Interesse zeigten. Unter dem 
Titel „Selbst is(s)t der Mann“ wurden 
Aspekte einer gesundheitsbewussten 
Ernährungsweise im Rahmen des Koch-
kurses vermittelt.

Der kognitive Bereich sollte durch 
eine Einführung ins Tastenschreiben am 
PC als auch durch eine grundlegende 
Einführung in die Benutzung eines Per-
sonalcomputers mit Textverarbeitung 
und Tabellenkalkulation abgedeckt 
werden. Dieser Block des Projekts ließ 
sich aus organisatorischen Gründen 
2008 nicht umsetzen. 
Es bestand jedoch die Möglichkeit an 
einer derart geplanten Veranstaltung 
2009, durchgeführt vom pädagogischen 
Dienst der JVA Diez, teilzunehmen.

Der Schwerpunkt sollte bei den 
Angeboten des Projekts „Bildung in 
der Sicherungsverwahrung“ auf dem 
kreativen und selbsterfahrungsorien-
tierten Bereich liegen. Denn Verwahrte, 
die alle zwei Jahre eine psychologische 
Begutachtung erfahren, machen in der 
Sicherungsverwahrung selten noch er-
hebliche Fortschritte, um einen Zugang 
zu sich und zu ihren Gefühlen zu be-
kommen. Dies sollte ihnen durch das 
Projekt ermöglicht werden. Deshalb 
wurde auf das musiktherapeutische 
Angebot großen Wert gelegt und die 
Ergänzung durch ein Hörspielprojekt 
sowie durch freies Theaterspiel.

Auf das Hörspielprojekt, „sich selbst 
zum Ausdruck bringen, sich äußern, sei-
ne Probleme benennen und schildern“, 
musste ebenfalls verzichtet werden.

Das „Theaterspielen – sich in ver-
schiedene Rollen begeben“ konnte 
im Frühjahr 2009 umgesetzt werden. 
Wichtige Voraussetzung war, dass der 
Teilnehmer bereit ist, eine Rolle zu spie-
len, vielleicht auch einmal die Rolle zu 
tauschen, dass er Lust hat am Austausch 
miteinander, dass er aber auch Spaß 
am Ausdruck hat und mit wachem Be-
wusstsein seine Umwelt wahrnimmt 
und dabei physisch und psychisch in 
Bewegung kommt. Kursleiter war Ro-
chus Schneider, freier Regisseur und 
Lehrer für Theater, Bewegung und Kom-
munikation, der seit ca. 20 Jahren mit 
Gruppen arbeitet und seit 1993 Theater 
initiiert, spielt und inszeniert. Mit viel 
Esprit und großer Begeisterung begann 
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das freie Theaterspiel. Die anfängliche 
Begeisterung ließ nach und die Teilneh-
merzahl wurde zunehmend geringer. 
Ein Verwahrter wurde entlassen, so dass 
die bis zum Jahresende vorgesehene 
Veranstaltung nach ca. acht Wochen 
eingestellt werden musste.

Von den damals ca. 25 Sicherungs-
verwahrten konnte etwa ein Drittel 
durch die Angebote erreicht werden. 
Die Begeisterung der Teilnehmer lässt 
darauf schließen, dass die Angebote 
kompatibel in Bezug auf die Realität 
und die Bedürfnisse der Sicherungs-
verwahrten gewesen sind.

Auswirkungen

Die Impulse des Projekts „Bildung in 
der Sicherungsverwahrung“ wurden 
von den Bediensteten der Anstalt in 
ihrer Vielfältigkeit aufgegriffen. Dass 
das Projekt von ihnen unaufgefordert 
unterstützt wird, zeigt eine Initiative der 
Stationsbediensteten der Sicherungs-
verwahrung: Sie setzten sich durch eine 
Unterschriftensammlung eigeninitia-
tiv bereits nach Durchführung erster 
Kurssequenzen massiv für das Projekt 
ein und baten um weitere Angebote 
für die Menschen in der Sicherungs-
verwahrung. 

In Begleituntersuchungen waren 
neben den Verwahrten, die Dozenten 
in der Sicherungsverwahrung der JVA 
Diez ebenso einbezogen wie die Haupt-
amtlichen Mitarbeiter in der Siche-
rungsverwahrung der JVA Diez und die 
DozentInnen in rheinland-pfälzischen 
Justizvollzugsanstalten. Ziel war hierbei, 
dass Veränderungen erkannt, belasten-
de Rahmenbedingungen aufgedeckt, 
besondere Anforderungen verdeutlicht 
und Fortbildungs- und Unterstützungs-
bedarf erhoben werden.

Ergebnisse

Ergebnisse des Projekts „Bildung in der 
Sicherungsverwahrung“ sind: 

Die konzeptionelle Berücksichtigung  -
der institutionellen Rahmenbedin-

gungen, des Bildungsstands der Teil-
nehmer und deren sozialer Kompe-
tenz ist unbedingt erforderlich.
Bildungsarbeit in der Justizvollzugs- -
anstalt muss auf der institutionellen 
Ebene die lernfeindlichen Rahmen-
bedingungen im Blick haben, auf der 
individuellen Ebene dafür sorgen, 
den Teilnehmern einen Anstoß zu 
geben, sich selbst weiterführenden 
Maßnahmen zu öffnen und so einen 
eigenen Beitrag zur Resozialisierung 
zu leisten. 
„Schlüsselpersonen“ sind die Justiz- -
vollzugsbediensteten. Sie und ihre 
Führungskräfte bedürfen der Unter-
stützung und regelmäßiger Fortbil-
dungsangebote. 
Neutrale Dritte werden als Anbieter  -
von Bildungsangeboten unbefangen 
und offen aufgenommen. Sie erleich-
tern einen Zugang zu den Verwahrten 
und deren Bereitschaft, sich auf einen 
offenen Weg einzulassen.
Sie bedürfen jedoch eines „Promo- -
tors“ in der Justizvollzugsanstalt der 
bei den MitarbeiterInnen im Vollzug 
für Akzeptanz und Unterstützung 
wirbt und ihnen Zugang zu Gefan-
genen und Verwahrten ideell und 
ganz praktisch ermöglichen kann.
Externe Kräfte als DozentInnen müs- -
sen im Dialog mit den internen Mit-
arbeitern stehen über hemmende 
Faktoren sowie Störgrößen, um Ver-
änderungen im Rahmen des Mög-
lichen zu erreichen. 
Es darf keine Reduktion auf schu- -
lische und berufliche Bildung erfol-
gen. Der Bereich der allgemeinen 
persönlichkeitsbildenden und sozi-
albildenden Angebote muss in den 
Blick genommen werden. Kreative 
Angebote können Menschen, die 
nicht gewohnt sind, gezielt zu lernen, 
einen Zugang zu Bildungsangeboten 
eröffnen.
Die Angebote für Gefangene und  -
Verwahrte bedürfen der Verbind-
lichkeit und Regelmäßigkeit, wenn 
Veränderung und Erkenntnisse sowie 
Kompetenz wachsen sollen.
Gleichzeitig sind Politik, Ministerien,  -
Kirchen und Weiterbildungsträger 

gefordert, über berufliche und schu-
lische Maßnahmen hinausgehende 
Weiterbildungsangebote anzubieten 
und zu verstetigen.
Es geht immer wieder um die Sen- -
sibilisierung für die Not der Siche-
rungsverwahrten. Die Angebote 
sind ihren Bedürfnissen anzupassen. 
Schwerpunkt ist in erster Linie die 
Identitätsfindung und Stabilisierung 
der Persönlichkeit der Sicherungsver-
wahrten. Dazu bedarf es adäquater 
Begleitangebote für die regelmäßige 
Fort- und Weiterbildung der Dozen-
tInnen und Justizvollzugsmitarbei-
terInnen.

Zusammenfassung 
und Ausblick

Die Anregungen und Ergebnisse des 
Projekts „Bildung in der Sicherungsver-
wahrung“ innerhalb der Anstalt wa-
ren ein mögliches Angebot. Sie waren 
strukturell in der Abteilung der Siche-
rungsverwahrung eingebunden und 
mit ihr vernetzt und rückgekoppelt. 
Vielleicht können sie Stimulanz für die 
konzeptionelle Ausgestaltung der Si-
cherungsverwahrung sein.
Auch außerhalb der Mauern in Politik 
und Kirche sollen die gesetzten Im-
pulse anregen, für die Menschen in der 
Sicherungsverwahrung tätig zu werden 
und ihnen konkrete Hoffnungszeichen 
und weitere Angebote um ihres Le-
bens willen anzubieten! Menschen in 
der Sicherungsverwahrung brauchen 
Loyalitätspartner auf allen Ebenen, die 
sie in den Blick nehmen, sich für sie 
einsetzen und ihnen Hoffnung in ihrer 
Perspektivlosigkeit vermitteln. 
2010 wird die Fortsetzung der Förde-
rung des Projektes „Musik machen ohne 
Noten“ durch das Ministerium der Justiz 
Rheinland-Pfalz ermöglicht.
Die Angebote des Projekts „Bildung in 
der Sicherungsverwahrung“ sind ein 
Motivationsfaktor, der in den Alltag der 
Verwahrten einen Anfang zum Neuan-
fang bringt. Sie sind eine Anregung von 
außen für Menschen, die keine Lobby 
haben. Deshalb gilt allen Beteiligten und 
Verantwortlichen die Bitte, mit ihnen im 
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Gespräch zu bleiben, sich mit den Ver-
wahrten zusammen- und auseinander-
zusetzen, sich für sie einzusetzen, und 
sich immer wieder einzubringen, um 
sie in ihrer Perspektivlosigkeit nicht zu 
lassen, sondern voranzubringen.

1 
Zusammenfassung der Projektdokumentation: 
Elisabeth Vanderheiden (Hg.), Ein-Blick.Licht-Blick.
Durch-Blick.Aus-Blick. Bildung in der Sicherungs-
verwahrung. Ein Modellprojekt in Rheinland-Pfalz, 
Katholische Erwachsenenbildung Rheinland-
Pfalz-Landesarbeitsgemeinschaft e. V., Mainz, 
2010. ISBN 978-3-9812280-2-1.

Manfred Jarmer
Pastoraler Mitarbeiter, Katholische Seelsorge an der 
Justizvollzugsanstalt Diez
Kath.Seelsorger.JVADZ@vollzug.jm.rlp.de 

dies sei in diesem Spannungsverhältnis 
nicht leicht. Leitfaden könnten dabei die 
Richtlinien sein, wie sie der Pressekodex 
des Deutschen Pressekodex formuliert. 
Leitfragen und Aufgaben für Journa-
listen sind für Katja Auer: Wie lässt sich 
vermitteln, dass die Sicherungsverwah-
rung keine Strafe, sondern eine Maßre-
gel ist? Und wird die Gesellschaft durch 
die Sicherungsverwahrung sicherer?

Wie schwierig diese Aufgabe als-
bald werden könnte, zeigte eine im-
mer wieder kehrende Diskussion über 
Folgen der Entscheidung der Kleinen 
Kammer am Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte (EGMR): Sollte 
die Große Kammer das Votum bestä-
tigen, könnten in kurzer Zeit  viele Si-
cherungsverwahrte freikommen. Von 
bundesweit 70 war in Celle die Rede. 
Georg Weßling, Pressesprecher am 
niedersächsischen Justizministerium, 
gab aus seiner Perspektive Einblicke in 
die Arbeit der Journalisten:  Festanstel-
lungen, die ausgiebige Recherchen er-
möglichten, seien selten geworden. Für 
diese Defizite im Journalismus müsse 
man Verständnis haben, für eine gute 
Öffentlichkeitsarbeit könne man diese 
auch nutzen – indem man die Wissens-
lücke der Journalisten schließe. Weßling 
sprach sich allerdings dagegen aus, die 
Medien schon jetzt ausführlich darüber 
zu informieren, welche Verwahrten bei 
einem entsprechenden Urteil des EGMR 
zu entlassen seien. Dies verbreite Unru-
he, in Niedersachse setze man erst ein-
mal alles daran, dass Urteil der Kleinen 
Kammer genau zu prüfen.

Den zweiten Tagungstag eröffnete 
Professor Jörg Kinzig aus Tübingen. Er 
stellte dar, wie stark die Bestimmungen 
zur Sicherungsverwahrung ausgewei-
tet wurden. Als problematisch stufte 
Kinzig ein, dass die Sicherungsverwah-
rung meist für Menschen gelte, die den 
Zenit ihrer Kriminalität möglicherweise 
schon überschritten hätten – ein Fünftel 
der Verwahrten sei älter als 60 Jahre. 

Sicherungsverwahrung und die 
Medien: Das „Bundesweite Forum 

Sicherungsverwahrung“ hatte sich ein 
sehr brisantes Thema ausgesucht. Und 
ein hochaktuelles dazu. Christfried 
Kühne, der das Treffen gemeinsam mit 
seinem Team zum vierten Mail seit der 
Auftaktveranstaltung 2006 organisiert 
hatte, eröffnete das Treffen mit einem 
Schaubild. Darauf: Schlagzeilen zum 
Thema Vollzug und Sicherungsverwah-
rung. Das Spannungsverhältnis zwi-
schen den Medien einerseits und dem 
Vollzug auf anderen Seite war sofort 
klar umrissen: Die einen, die Medien, 
müssen verknappen und zuspitzen, die 
anderen, der Vollzug, fühlen sich falsch 
wiedergegeben.

Wie mit dieser Spannung arbeiten? 
Nils Husmann, Redakteur beim evan-
gelischen Magazin chrismon und Autor 
eines Reports zum Thema Sicherungs-
verwahrung, warb für eine verbesserte 
Kooperation der Akteure mit Medien-
vertretern. Journalisten wüssten zu-
meist wenig von der Thematik, sie seien 
in ihrer Meinung oft von Vorurteilen 
geprägt. Eine gute Öffentlichkeitsar-
beit könne Wissenslücken schließen 
und Verständnis für die Probleme im 
Vollzug wecken.

Katja Auer, Landtagskorrespon-
dentin der Süddeutschen Zeitung, hat 
ebenfalls bereits umfassend zum The-
ma Sicherungsverwahrung berichtet.  
Ihr Fazit: „Sicherungsverwahrung ist 
deshalb ein so schwieriges Thema, weil 
jeder mitreden kann.“ Dies sei einer-
seits wichtig, denn das Bedürfnis nach 
Sicherheit, das die Bevölkerung – und 
damit auch die Leserinnen und Leser 
– artikulierten, sei zu Recht von Bedeu-
tung. Andererseits reagiere die Politik 
teilweise sofort auf einzelne Verbre-
chen, ohne eine langfristige Strategie 
zu verfolgen. Die Medien stünden zwi-
schen den beiden Polen – und befänden 
sich dabei im Wettbewerb miteinander. 
Sachlich zu berichten und aufzuklären – 

Bundesweites Forum Sicherungsverwahrung
– Tagungsbericht – 
Nils Husmann
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Zudem gebe es Fragezeichen, wie gut 
Gefährlichkeitsprognosen seien. Kinzigs 
Forderung: Verbesserungen bei den 
Prognosen, Begrenzung der Sicherungs-
verwahrung auf Sexualstraftäter, ein 
größerer Abstand zu den Bedingungen 
in der Strafhaft, mutigere Lockerungen, 
die Ausweitung der Führungsaufsicht 
und der Nachsorgeeinrichtungen sowie 
die Abschaffung der nachträglichen Si-
cherungsverwahrung.

Dass die nachträgliche Sicherungs-
verwahrung im Lichte der Überprüfung 
am EGMR und der avisierten Reform 
der Sicherungsverwahrung durch die 
Bundesregierung fallen wird – das 
war in Celle wohl Konsens. So argu-
mentierte auch Richter Thomas Ullen-
bruch (Amtsgericht Emmendingen). Er 
echauffierte sich über jüngsten Urteile 
des Bundesgerichtshofs, insbesondere 
über jenes zur Sicherungsverwahrung 
für nach Jugendstrafrecht verurteilte 
Täter. Es werde so getan, als gebe es kein 
erstinstanzliches Urteil aus Straßburg, 
so Ullenbruch, der auch eine Prognose 
wagte: Es seien mehr als die üblicher-
weise 70 genannten Verwahrten zu ent-
lassen, wenn die Große Kammer das 
erste Urteil bestätige. Der Vollzug der 
verbliebenen Verwahrten müsse sich, 
da war sich Ullenbruch mit Kinzig einig, 
ändern, indem mehr auf das Abstands-
gebot abgehoben werde.

Sicher ist, dass dem Forum Siche-
rungsverwahrung der Gesprächsstoff 
nicht ausgehen wird. Das nächste Fo-
rum wird Mitte März oder Anfang April  
2011 stattfinden, thematischer Schwer-
punkt: Sicherungsverwahrung – Ethik 
und Grenzen der Therapie.

Nils Husmann
Redakteur
nilshusmann@web.de

der Überweisung in andere Maßregeln 
und der Ausgestaltung des Vollzugs der 
freiheitsentziehenden Maßnahmen. 

Der einspurige Ansatz: 
Verschärfung der Strafe 

Schweden
In Schweden, das auf dem Gebiet des 
Strafvollzuges als besonders reformfreu-
diges Land bekannt ist, hat vor Jahren 
eine Rückbesinnung auf die klassische 
absolute Straftheorie stattgefunden.3 

Bis 1981 standen sich Strafen und 
Maßregeln gleichrangig als Verbre-
chensfolgen gegenüber; eine Kumulati-
on beider Sanktionsformen war – anders 
als beispielsweise in Deutschland oder 
in den Niederlanden – nicht zulässig. 
Für die Behandlung und Verwahrung 
sowohl der Rückfalltäter als auch der 
vermindert Zurechnungsfähigen war 
die Maßregel der Internierung vorge-
sehen. Dabei war die Annahme leitend, 
dass die wirklich gefährlichen Rück-
falltäter regelmäßig auch psychische 
Defekte aufweisen, also behandlungs-
bedürftig sind.

  
1981 wurde die Maßregel der In-

ternierung abgeschafft, nachdem sie 
wegen schwerer Verbrechen, die von 
Rückfalltätern begangen wurden, in 
den Blickpunkt der Massenmedien ge-
rückt war. Der tiefere Grund für diese 
Entwicklung lag indes vor allem in der 
Enttäuschung über die weitgehende 
Erfolglosigkeit der Resozialisierungs-
bemühungen. Trotz Errichtung mo-
dernster Anstalten und Bereitstellung 
von ausreichendem und qualifiziertem 
Personal waren die Bemühungen, ge-
fährliche Rückfalltäter durch eine Lang-

Dieser Beitrag befasst sich mit der 
Frage, wie andere europäische 

Länder im strafrechtlichen Bereich mit 
rückfallgefährdeten Straftätern umge-
hen.1 Er beruht auf einem einführenden 
Vortrag, den der Verfasser anlässlich der 
jährlich stattfindenden Tagung „Forum 
Sicherungsverwahrung“ in der Nieder-
sächsischen Führungsakademie für den 
Justizvollzug gehalten hat (2009) und 
nimmt vielfach Bezug auf die umfang-
reichen Arbeiten, die Kinzig zu dieser 
Thematik vorgelegt hat.2 

In Europa werden zwei grundsätz-
lich unterschiedliche Wege beschritten, 
um die Sicherheit der Bevölkerung vor 
potentiellen Rückfalltätern zu gewähr-
leisten, nämlich

durch Verschärfung der Strafe für 1. 
das Anlassdelikt (so genannter 
einspuriger, weil nur auf Strafen 
beschränkter Ansatz). Diesen Weg 
verfolgen beispielsweise Schweden, 
Großbritannien und – zwar nicht 
rechtlich, aber faktisch – Öster-
reich.
durch das Vorhalten von Maßre-2. 
geln der Besserung und Sicherung, 
die neben oder anstatt der Strafe 
angeordnet werden (so genannter 
zweispuriger Ansatz). Diesen Weg 
beschreiten u. a. die Niederlan-
de, die Schweiz, Deutschland und  
Frankreich. 

Unterhalb dieser Einteilung existieren 
zahlreiche weitere Unterschiede, etwa 
hinsichtlich der formellen und materi-
ellen Voraussetzungen, die zur Verhän-
gung von Strafe und/oder Maßregel 
gegeben sein müssen, aber auch bezüg-
lich des Verfahrens, der Möglichkeiten 

Ein Blick über die Grenzen –

Die strafrechtliche Behandlung gefährlicher Rückfall-
täter in anderen europäischen Ländern
Christfried Kühne
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zeitbehandlung zu resozialisieren, viel-
fach fehlgeschlagen. 

Die Lücke, die durch den Wegfall der 
Internierung bezüglich des Schutzes der 
Allgemeinheit vor gefährlichen Straftä-
tern entstanden war, wurde durch das 
Instrument der Strafverschärfung bei 
Rückfall (Kap. 26 § 3 sStGB) geschlossen. 
Voraussetzung einer Strafschärfung ist, 
dass ein Verbrechen begangen wur-
de, für das eine mehr als sechsjährige 
Freiheitsstrafe angedroht ist und dass 
der Täter bereits zuvor zu einer min-
destens zweijährigen Freiheitsstrafe 
verurteilt wurde. In diesem Fall kann 
eine Freiheitsstrafe verhängt werden, 
die das Maximum der für das Verbre-
chen angedrohten Gesamtstrafe um 4 
Jahre übersteigt. Die Strafrestausset-
zung ist im Unterschied zu sonstigen 
Freiheitsstrafen nicht nach Verbüßung 
der Hälfte, sondern frühestens zum 
2/3-Zeitpunkt möglich, wenn das Ri-
siko eines einschlägigen Rückfalls be-
steht. Trotz des streng tatorientierten 
Strafrechts spielt der Rückfall oder die 
Gefahr eines solchen demnach sowohl 
bei der Strafzumessung als auch bei 
der Entscheidung über die Entlassung 
eine Rolle. 

Großbritannien

In Großbritannien gibt es schon seit 
fast zwei Jahrzehnten keine Maßre-
geln der Besserung und Sicherung für 
gefährliche Rückfalltäter mehr. Die Si-
cherungsverwahrung, die bis 1991 im 
Anschluss an die Freiheitsstrafe oder 
anstelle der Strafe angeordnet werden 
konnte, wurde abgeschafft, nachdem 
sie erst kurze Zeit vorher eingeführt wor-
den war. Dafür gab Großbritannien mit 
dem Criminal Justice Act (CJA) von 1991 
im Unterschied zu Schweden bewährte 
Rechtsgrundsätze der Strafzumessung 
auf, die bis dato gültig waren.4

Das Englische Strafgesetzbuch sieht 
nunmehr drei Arten von Strafen bei 
verminderter oder fehlender Zurech-
nungsfähigkeit (Incapacitative Sen-
tences) vor. Dieses sind:

die vorbeugende Freiheitsstrafe gem.  -
s2 (2) CJA von 1991: Sofern der ober-
ste Strafgerichtshof (Crown Court) 
eine Freiheitsstrafe wegen eines Ge-
waltverbrechens oder einer Sexu-
altat verhängt, kann die Straflänge 
soweit ausgedehnt werden, wie „es 
notwendig ist, um die Öffentlichkeit 
vor schwerem Schaden durch den 
Verurteilten zu schützen“. Die Frage, 
ob und inwieweit es im Einzelfall des 
„Schutzes der Öffentlichkeit“ bedarf, 
hängt von einer Kriminalprognose 
ab. Dabei ist das Gericht – im Unter-
schied zur deutschen Gesetzeslage 
– nicht verpflichtet, psychiatrische 
oder psychologische Prognosegut-
achten zur Frage der Rückfallgefähr-
lichkeit einzuholen. 
die fakultative lebenslängliche Frei- -
heitsstrafe (Discretionary Life Impri-
sonment). Sie wird generalpräventiv 
mit dem Schutz der Allgemeinheit be-
gründet und kann verhängt werden 
wenn der Täter ein schweres Verbre-
chen wie Totschlag, Vergewaltigung, 
Raub, vorsätzliche Körperverletzung 
und Brandstiftung begangen hat und 
seine Vorgeschichte eine andauernde 
Rückfallgefahr bezüglich schwerer 
Verbrechen erwarten lässt. Bei der 
Entscheidung über eine Aussetzung 
dieser unbestimmten Freiheitsstrafe 
kommt dem Votum des Parole Board 
(Bewährungsausschusses) entschei-
dendes Gewicht zu. Die Beurteilung 
der Kriminalprognose ist dabei das 
zentrale Element der Entscheidungs-
findung.
die lebenslängliche Freiheitsstrafe  -
(Automatic Life Imprisonment): Sie 
ist zwingend vorgesehen für jeden 
Straftäter über 18 Jahre, der im Rück-
fall (also zum zweiten Mal) wegen 
eines schweren Katalogverbrechens 
verurteilt wird. Zu diesen Katalog-
taten gehören Mord oder Anstiftung 
zum Mord, Totschlag, Vergewaltigung 
oder Sexualverkehr mit minderjäh-
rigen Mädchen, zahlreiche Verstöße 
gegen das Schusswaffengesetz, Raub 
mit Schusswaffengebrauch (auch 
Attrappen) und alle vorsätzlichen 
schweren Körperverletzungsdelikte. 

Bei noch 18-Jährigen gilt eine ent-
sprechende Soll-Bestimmung.

Österreich

Das Pendant zu der deutschen Siche-
rungsverwahrung bildet in Österreich 
die „Unterbringung in einer Anstalt 
für gefährliche Rückfalltäter“ (nachfol-
gend: Unterbringung) nach § 23 öStGB. 
Hierbei handelt es sich um die schwerste 
aller jemals dort institutionalisierten 
vorbeugenden Maßnahmen.5 

Die Unterbringung wurde erst im 
Jahr 1975 eingeführt. Dabei wurde der 
Name in bewusster Abgrenzung zu der 
vorbelasteten deutschen Sicherungs-
verwahrung gewählt. Die Anordnungs-
voraussetzungen unterscheiden sich 
gegenüber der Sicherungsverwahrung 
deutlich. So kann die Unterbringung 
erst nach Vollendung des 24. Lebens-
jahres verhängt werden, und die De-
likte, die als Vor- bzw. Anlasstaten in 
Betracht kommen, sind genau definiert. 
Allerdings genügen bereits Vorstrafen 
von mindestens 6 Monaten, wobei die 
Vorverbüßungen sämtlich nach dem  
18. Lebensjahr stattgefunden haben 
müssen. Überdies ist die Unterbringung 
auf zehn Jahre begrenzt. 

Im Jahr 1987 wurden die Anord-
nungsvoraussetzungen noch einmal 
erheblich verschärft. Seither kann die 
Unterbringung bei strafbaren Hand-
lungen gegen das Eigentum bzw. das 
Vermögen nur noch angeordnet wer-
den, wenn diese unter Anwendung oder 
Androhung von Gewalt gegen eine Per-
son geschehen ist. In der Folge sind fast 
alle nach § 23 öStGB Untergebrachten 
entlassen worden. Dies bedeutet qua-
si eine „De facto-Abschaffung“ dieser 
Maßregel. Als funktionales Äquivalent 
dient vermutlich die Möglichkeit, bei 
Rückfallstraftaten längere Freiheitsstra-
fen zu verhängen. So kann die zeitige 
Freiheitsstrafe nach § 39 öStGB um die 
Hälfte der angedrohten Höchststrafe 
erhöht werden. Überdies ist die Anzahl 
der Unterbringungen in Anstalten für 
geistig abnorme Rechtsbrecher (§ 21 
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enthalten sind. Weitere Voraussetzung 
ist, dass von dem Täter eine Gefahr für  
Personen oder Güter ausgeht. Darüber 
hinaus muss eine mangelhafte Entwick-
lung oder krankhafte Störung der gei-
stigen Fähigkeiten des Täters gegeben 
sein; die TBS kann deshalb nur gegen 
vermindert schuldfähige oder schuld-
unfähige Personen verhängt werden. 
Vollzogen wird die Maßregel der TBS 
in speziell zu diesem Zweck errichteten 
Kliniken, in welchen den Betroffenen 
psychiatrische aber auch sozialthera-
peutische Behandlungsangebote un-
terbreitet werden.10 

Seit Mitte der 90er Jahre ist die Zahl 
der Personen, die sich im Vollzug der TBS 
befinden (nachfolgend Überlassene), 
stark angestiegen, was zu Kapazitäts-
problemen in den Kliniken führte.11 
Diese Entwicklung gab den Impuls zur 
Erarbeitung eines neuen Vollzugskon-
zepts für die Maßregel der TBS.12 Das 
Konzept sieht vor, dass Überlassene, 
die seit mehr als sechs Jahren ohne 
erkennbaren Erfolg in einer TBS-Klinik 
behandelt wurden, in eine so genann-
te Long-stay-Einrichtung überführt 
werden können.13 Mit einer solchen 
Überführung werden im Wesentlichen 
zwei Ziele verfolgt: Zum einen soll ver-
hindert werden, dass die knappen und 
teuren Behandlungsplätze in den TBS-
Kliniken auf Dauer von Personen be-
setzt werden, deren Behandlung nicht 
aussichtsreich zu sein scheint, weil sie 
behandlungs-unwillig oder -unfähig 
sind.14 Zum anderen soll Überlassenen, 
deren Entlassungsperspektive aufgrund 
der schlechten Behandlungsaussichten 
langfristig ungünstig ist, durch die 
Unterbringung in den Long-stay-Be-
reichen ein Leben in einem „humanen, 
das heißt in medizinisch-ethischer  
Hinsicht akzeptablem Aufenthaltsbe-
reich“, allerdings ohne Behandlungs-
angebote ermöglicht werden.15 Über 
derartige Vollzugskonzepte für als un-
behandelbar geltende Verurteilte wird 
auch für die deutsche Sicherungsver-
wahrung nachgedacht.

Schweiz

In der Schweiz gibt es im Blick auf die 
Maßregeln manche Parallele zu der 
Gesetzgebung und Praxis in Deutsch-
land.16  

Die  „Verwahrung von Gewohnheits-
verbrechern“ wurde 1937 in das Schwei-
zerische StGB aufgenommen (Art. 42). 
Die formellen und materiellen Voraus-
setzungen einer Anordnung waren weit 
gefasst. So reichten Vorverurteilungen 
wegen Vergehen aus, es gab keine Be-
schränkung auf Vorsatztaten, und für 
den erforderlichen Vorvollzug war kei-
ne Mindestverbüßungsdauer normiert. 
Vor diesem Hintergrund verwundert es 
nicht, dass mit der Maßregel bis zur Re-
form in den 70er Jahren hauptsächlich 
lästige Kleinkriminelle und nicht die 
wirklich gefährlichen Straftätern erfasst 
wurden. 

1971 wurden die gesetzlichen An-
ordnungsvoraussetzungen verschärft. 
In der Folge gingen die Anordnungs- 
und Verwahrtenzahlen bis Mitte der 
90er Jahre drastisch zurück. Auch wei-
terhin gelangten allerdings im Wesent-
lichen Eigentumsdelinquenten, aber 
nur selten Sexual- bzw. Gewaltstraftäter 
in die Verwahrung. Zudem fällt auf, dass 
annähernd parallel zum Rückgang der 
Verwahrtenzahlen die Zahl der Unterge-
brachten im psychiatrischen Maßnah-
menvollzug erheblich gestiegen ist; sie 
hat sich – in Reaktion auf die Forderung 
der Bevölkerung nach mehr Sicherheit 
und der darauf reagierenden Vollzugs-
politik – im Zeitraum von 1992 bis 2006 
vervierfacht.  

2007 ist in der Schweiz nach spek-
takulären Straftaten, die in den Mas-
senmedien ausführlich thematisiert 
wurden, eine grundlegende Strafrechts-
änderung in Kraft getreten. Die neue  
gesetzliche Grundlage für die Verwah-
rung ist nun Art. 64 chStGB. Die Voraus-
setzungen einer Anordnung, die kumu-
lativ vorliegen müssen, sind folgende:

Abs. 2 öStGB) gestiegen, was darauf 
hindeutet, dass die Praxis auch auf diese 
– umstrittene – Maßregel ausweicht. 

Anzumerken ist, dass die in Öster-
reich gegen die Unterbringung vorge-
brachten Bedenken  den in Deutschland 
im Zusammenhang mit der Sicherungs-
verwahrung diskutierten Vorbehalten 
ähneln.6 So wird auch in unserem Nach-
barland kritisiert, dass der Hangbegriff 
unpraktikabel, der Prognosemaßstab 
ungeklärt und die Praxis des Vollzugs 
unbefriedigend sei7. 

Der zweispurige Ansatz: 
Kombination von Strafe und 
Maßregeln 

Niederlande:

Der Schutz der Gesellschaft vor gefähr-
lichen Rückfalltätern wird in den Nie-
derlanden durch zwei Rechtsinstitute 
ausgefüllt.8 Hierbei handelt es sich zum 
einen um das Institut der Strafe, die im 
Rahmen der Strafzumessung „gefähr-
lichkeitsbedingt“ verschärft werden 
kann. Dies ist nach niederländischem 
Strafrecht möglich, weil das Schuld-
prinzip keine vergleichbar limitieren-
de Funktion für die Strafhöhe hat wie 
in Deutschland. Der niederländische 
Richter ist vielmehr nur an das gesetz-
lich vorgeschriebene Strafmaß gebun-
den, innerhalb dessen aber nicht an 
die Schuld.9 

Zum anderen können die Gerichte 
auf eine erkennbare Gefährlichkeit mit 
dem Institut der Überlassung mit Versor-
gung von Staatswegen – niederländisch 
„Terbschikkingstelling” (nachfolgend 
TBS) – nach Art a 37 ff nStGB reagie-
ren. Das Instrument der TBS, das in den 
vergangenen Jahren reformiert wurde, 
übernimmt zum Teil die Funktion, die 
in Deutschland die Sicherungsverwah-
rung erfüllt.

Die TBS kann angeordnet werden 
gegen Täter von Taten, die eine Mindest-
freiheitsstrafe von vier Jahren vorsehen 
bzw. in einem speziellen Deliktskatalog 
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Es muss eine der nachfolgenden Ka- -
talogtaten begangen worden sein: 
Mord, vorsätzliche Tötung, schwere 
Körperverletzung, Vergewaltigung, 
Raub, Geiselnahme, Brandstiftung, 
Gefährdung des Lebens oder eine 
andere mit einer Höchststrafe von  
5 oder mehr Jahren bedrohte Tat. 
Es muss sich um ein Verbrechen  -
handeln, durch das der Täter die 
physische, psychische oder sexuelle 
Integrität einer andern Person schwer 
beeinträchtigt hat oder beeinträch-
tigen wollte.
Es muss aufgrund der Persönlich- -
keitsmerkmale des Täters, der Tatum-
stände und seiner gesamten Leben-
sumstände ernsthaft zu erwarten 
sein, dass er weiterhin Taten dieser 
Art begeht. 
Es muss auf Grund einer anhaltenden  -
oder langdauernden psychischen 
Störung von erheblicher Schwere, 
mit der die Tat in Zusammenhang 
stand und bei der die Anordnung 
einer Maßnahme nach Art. 59 (sta-
tionäre therapeutische Maßnahme) 
keinen Erfolg verspricht, ernsthaft zu 
erwarten ist, dass der Täter weitere 
Taten dieser Art begeht. 

Überdies haben die Schweizer im Rah-
men einer Volksinitiative für die Ein-
führung einer tatsächlich lebenslan- 
gen Verwahrung plädiert. Diese Maß-
nahme hat folgende Voraussetzungen, 
die kumulativ gegeben sein müssen:

Der Täter muss eine der in Art. 64  -
chSTGB genannten Straftaten be-
gangen oder die Tatbestände des 
Menschenhandels, Völkermords oder 
eines terroristischen Verbrechens 
verwirklicht haben 
Der Täter muss mit einem Verbrechen  -
die physische, psychische oder sexu-
elle Integrität einer anderen Person 
besonders schwer beeinträchtigt ha-
ben. Ausreichend ist auch, dass er sie 
beeinträchtigen wollte.
Es muss eine sehr hohe Rückfall- -
wahrscheinlichkeit bezüglich der 
einschlägigen Verbrechen prognos-
tiziert werden. 

Der Täter muss wegen mangelnder  -
Erfolgsaussichten bei einer Behand-
lung als dauerhaft nicht therapierbar 
eingestuft werden.

Dem Vollzug der Maßregel geht gene-
rell die Freiheitsstrafe voraus, d. h. das 
bis zu dieser Gesetzesänderung gel-
tende vikariiernde Prinzip entfällt. Das 
Gericht ist verpflichtet (Mussvorschrift), 
die Anordnungsentscheidung auf der 
Grundlage einer Begutachtung durch 
einen Sachverständigen zu treffen. 

Frankreich: 

Frankreich schwenkte als vorläufig 
letztes Land in Europa auf die Spur der 
Sanktionsausweitung und -verschär-
fung ein17/18. Mit der am 25. Februar 
2008 verabschiedeten Maßregel der 
„Rétention de Sûreté“ (Gesetz Nr. 2008-
174) wurde ein Instrument geschaf-
fen, das der deutschen Sicherungsver- 
wahrung durchaus vergleichbar ist.  
Den Anlass zur Einführung der „Réten-
tion de Sûreté“ bildeten spektakuläre 
Mord- bzw. Sexualverbrechen, die sich 
kurz hintereinander im November 2007 
und Anfang 2008 ereignet hatten. 

Die neue Maßregel erlaubt es, Straf-
täter über das Strafende hinaus in vor-
beugendem Gewahrsam zu halten.

Die Maßregelanordnung kommt in 
Betracht bei Straftäter, die eine schwere 
Persönlichkeitsstörung und bei Strafen-
de ein erhöhtes Rückfallrisiko aufweisen, 
wenn  sie zuvor wegen eines schweren 
Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe von 
unbestimmter Dauer oder mehr als 15 
Jahren verurteilt worden sind. Bei die-
sen schweren Verbrechen muss es sich 
um eine Katalogtat handeln, und zwar

bei Straftaten gegenüber Minderjäh- -
rigen um Mord, Totschlag, Folter, Bar-
barei, Vergewaltigung, Entführung 
oder Freiheitsberaubung.
bei Straftaten gegenüber Erwach- -
senen um Mord, Totschlag im er-
schwerten Fall, Folter oder Akte der 
schweren Barbarei, schwere Verge-
waltigung, Entführung und Frei-

heitsberaubung jeweils im schweren 
Fall.

Die Verwahrung wird jeweils für  
ein Jahr angeordnet und ist unbefristet 
verlängerbar. Wesentliche Vorausset-
zung einer Anordnung ist, dass ein Ge-
fangener als gemeingefährlich und mit 
hohem Rückfallrisiko behaftet, einge-
stuft wurde. Dabei kann die Rétention 
de Sûreté nur ausgesprochen werden, 
wenn sie bereits bei der Verurteilung 
vorbehaltlich angekündigt worden ist. 
Ein Jahr vor Ende der Freiheitsstrafe 
wird erstmals überprüft, ob unter Be-
rücksichtigung der Persönlichkeitsent-
wicklung und des Vollzugsverlaufs die 
Maßregel tatsächlich erforderlich, d. h. 
eine besondere Gefährlichkeit festzu-
stellen ist. Diese Aufgabe obliegt einer 
multidisziplinär zusammengesetzten 
Kommission. Um die Gefährlichkeit 
einschätzen zu können, ist die Kom-
mission verpflichtet, ein psychiatrisches 
Gutachten aus einem zertifizierten Gut-
achterzentrum heranzuziehen. Nach 
Anordnung der Maßregel findet von 
Amts wegen jährlich eine Überprüfung 
der Erforderlichkeit weiterer Maßregel-
vollstreckung statt. Der Untergebrachte 
kann überdies alle drei Monate einen 
Antrag auf Überprüfung stellen. Auch 
hat er die Möglichkeit, die Entscheidung 
der genannten multidisziplinären Kom-
mission durch eine spezielle Kammer 
beim französischen Kassationsgericht 
überprüfen zu lassen. 

Die Verabschiedung dieses Geset-
zes war in Frankreich heftig umstrit-
ten. Auf heftige öffentliche Kritik stieß 
insbesondere, dass Ministerpräsident 
Sarkozy den Präsidenten des Cour de 
Cassation, Vincen Lamanda, öffentlich 
aufgefordert hatte, den von der Op-
postition angefochtenen Entwurf der 
Regierung unverzüglich abzusegnen.

Zudem wurden von der nationalen 
Menschenrechtsorganisation CNCDH – 
abgesehen von ihrer Nichtbeteiligung 
am Gesetzgebungsverfahren – folgen-
de Punkte kritisiert:
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Das Verfahren der Anordnung be- -
ruhe auf einem wissenschaftlich 
ungesichertem Konzept der Gefähr-
lichkeit.
Im Gegensatz zu dem sonstigen  -
auf bewährten Erkenntnissen beru-
henden französischen Rechtssystem 
würde ein quasi dem Würfelspiel 
vergleichbares Prognoseverfahren 
eingeführt.
Man befürchtete eine Einschränkung  -
der französischen Freiheitsrechte, vor 
allem weil psychisch Kranke nun ver-
mehrt als potentielle Straftäter be-
handelt würden. 

Die kritische Zeitung Le Canard Enchainé 
verwies darauf, dass dieses Gesetz in der 
Tradition des deutschen Sicherungs-
verwahrung stehe, die von Adolf Hitler 
unterzeichnet worden sei.19 Auch wurde 
wie in Deutschland kritisiert, dass in der 
parallelen Verhängung von Strafe und 
Sicherungsverwahrung eine Doppel-
bestrafung zu sehen sei.20 Nichtsdesto-
trotz stimmten 80 % der Franzosen einer 
vom Figaro im Februar 2008 in Auftrag 
gegebenen Umfrage diesem Gesetz zu. 
Allerdings fürchteten gleichzeitig 40 % 
eine Beeinträchtigung der Freiheits-
rechte.21 

Fazit 

Als Antwort auf die Forderung der Ge-
sellschaft nach besserem Schutz der 
Gesellschaft vor gefährlichen Rückfall-
tätern wurden in fast allen vorgestell-
ten europäischen Ländern spezielle 
Sanktionen für unzurechnungsfähige 
bzw. persönlichkeitsgestörte Straftä-
ter eingeführt bzw. ausgeweitet oder 
verschärft. Ausschlaggebend für die-
sen Trend ist überall der auf der Politik 
lastende Erwartungsdruck der Bevöl-
kerung, die in den letzten Jahren eine 
erhöhte Sensibilität gegenüber spek-
takulären Rückfalltaten entwickelt hat. 
Dabei werden in Europa zwei Grundkon-
zepte verfolgt, um die Gesellschaft vor 
der kleinen Gruppe rückfallgefährdeter 
Straftäter zu schützen. So setzt ein Teil 
der Länder auf sichernde Maßregeln, die 
neben oder anstatt der Freiheitsstrafe 

verhängt werden, und der andere Teil 
versucht, dem Problem mit einer Erhö-
hung bzw. Verlängerung der Freiheits-
strafe zu begegnen. Die Kritik der Fach-
welt an diesen sichernden Maßnahmen 
ist indes, unabhängig von der Frage, 
welche Strategie verfolgt wird, stets 
die Gleiche. Allerorten fällt es schwer, 
die Verschärfungen mit logischen bzw. 
wissenschaftlichen Argumenten zu 
begründen. So wird die Sicherungs- 
verwahrung etwa in Deutschland als 
„dunkle Seite des Schuldprinzips“ be-
zeichnet, und in Großbritannien spricht 
man vom Verrat am Verhältnismäßig-
keitsprinzip.22 Auch ist ein Kernproblem 
bei all diesen Maßnahmen ungelöst. Ihre 
Verhängung beruht jeweils auf einer 
Gefährlichkeitsprognose, deren Treffsi-
cherheit und Zuverlässigkeit bekannter-
maßen bezweifelt wird.23 Die Ausnahme 
stellt insoweit Schweden dar, das mit 
der konsequenten Rückorientierung 
am Prinzip der Schuldschwere einen 
anderen Weg eingeschlagen hat. 

Der Blick aus der Vogelperspektive 
auf die Entwicklungstendenzen in den 
vorgestellten Ländern Europas nährt 
den Verdacht, dass die staatliche Sank-
tionspolitik gegenüber gefährlichen 
Rückfalltätern zu einem beträchtlichen 
Teil irrational und symbolisch ist. 

Der Vergleich der unterschiedlichen 
nationalen Konzepte zeigt aber ge- 
rade mit Blick auf die Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte vom 17.12.2009 durchaus 
konkrete Elemente, die als Anregungen 
für die notwendige grundlegende Re-
form der Vorschriften über die Anord-
nung von Sicherungsverwahrung24 
in Deutschland dienen könnten. So 
sollte beispielsweise über die Einfüh-
rung eines auf schwere Gewalt- bzw. 
Sexualstraftaten beschränkten Straf-
tatenkataloges nach dem Vorbild der 
Schweiz, der Niederlande bzw. Frank-
reich nachgedacht werden. Ein solcher 
Katalog würde die Zielgenauigkeit der 
Maßregelverhängung vergrößern und 
insbesondere verhindern, dass die Si-
cherungsverwahrung weiterhin gegen 

Menschen angeordnet wird, die ledig-
lich reine, d. h. ohne Gewalt verübte, 
Eigentums- oder Vermögensdelikte 
begangen haben. Zugleich regt das in 
Frankreich vor kurzem eingeführte Mo-
dell einer Verwahrung dazu an, sich Ge-
danken zu machen über die Einführung 
einer einheitlichen vorbehaltenen Si-
cherungsverwahrung, die stets mit dem 
Urteil angekündigt und durch ein Sy-
stem der vorbereitenden Überprüfung 
ergänzt wird.25 Darüber hinaus lohnt 
sich eine Diskussion über die Schaffung 
von Long-Stay-Einrichtungen nach nie-
derländischem Vorbild für die Gruppe 
der perspektivlos Verwahrten. Der ver-
gleichende Blick über die Landesgren-
zen, das sei abschließend bemerkt, kann 
also durchaus gewinnbringend sein. 
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schon in den Anwendungsbereich des 
Urteils fallen. In den nächsten Jahren 
können noch weitere Fälle hinzukom-
men. Diese Situation würde auch den 
Justizvollzug – insbesondere im Hin-
blick auf das Erfordernis kurzfristiger 
Entlassungsvorbereitung – vor große 
Herausforderungen stellen.

Schon deshalb ist das Urteil des 
EGMR für den Justizvollzug von be-
sonderer Bedeutung. Sachverhalt und 
Entscheidungsgründe sollen daher zu-
sammengefasst dargestellt und sodann 
eine kurze Bewertung der Entscheidung 
vorgenommen werden.

Sachverhalt und 
Entscheidungsgründe

a) Der Beschwerdeführer befindet sich 
seit über 10 Jahren in der Sicherungs-
verwahrung, die in einer hessischen 
Justizvollzugsanstalt vollzogen wird. 
Als die Unterbringung in der Siche-
rungsverwahrung 1986 durch das 
Landgericht Marburg zusammen mit 
der Verurteilung zu einer Freiheitsstra-
fe gegen ihn angeordnet wurde (der 
Verurteilung lag zugrunde, dass der 
Beschwerdeführer im Rahmen von 
Vollzugserleichterungen während sei-
ner Unterbringung im psychiatrischen 
Krankenhaus eine ehrenamtliche Helfe-
rin ausraubte und zu töten versuchte), 
war die Dauer der Sicherungsverwah-
rung gemäß § 67d Abs. 1 Satz 1 StGB 
a.F. auf höchstens 10 Jahre begrenzt. 
Durch das Sexualdeliktsbekämpfungs-
gesetz vom 26. Januar 1998 wurde diese 
Höchstfrist gestrichen und durch die 
bis heute geltende Regelung des § 67d  
Abs. 3 StGB ersetzt, wonach nach 10 
Jahren das Gericht die Unterbringung 
in der Sicherungsverwahrung nur dann 
für erledigt erklären muss, wenn nicht 
die Gefahr besteht, dass der Unterge- 

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte (EGMR) – Fünfte Sektion 
– vom 17. Dezember 2009 in der Rechts-
sache M. ./. Deutschland (Individualbe-
schwerde Nr. 19359/04)1

Die Entscheidung der Kleinen Kammer 
des EGMR, die im Falle des Beschwer-
deführers aufgrund der Fortdauer 
der Sicherungsverwahrung über den 
Zeitraum von 10 Jahren hinaus einen 
Verstoß gegen die EMRK bejahte, hat 
nach ihrer Veröffentlichung kurz vor 
Jahresende 2009 erhebliches Aufse-
hen in der Öffentlichkeit und fachju-
ristischen Kreisen erregt. Immerhin 
kommt der EGMR bei der Bestimmung 
des Anwendungsbereichs eines zen- 
tralen rechtsstaatlichen Prinzips, näm-
lich des Rückwirkungsverbots, nach 
dem Prüfungsmaßstab der Europä-
ischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK) zu einem anderen Ergebnis als 
das Bundesverfassungsgericht (BVerfG), 
das denselben Fall bereits auf seine 
Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz hin 
überprüft und diese bejaht hatte2.

Die Auswirkungen des Urteils 
könnten zudem weit über den Einzel-
fall hinausreichen. Das Urteil ist zwar 
noch nicht endgültig. Die Bundesregie-
rung hat die Verweisung an die Große 
Kammer des EGMR gem. Art. 43 EMRK 
beantragt. Bestätigt die Große Kammer 
die bisherige Entscheidung und halten 
sich die zuständigen Gerichte, d.h. in 
erster Instanz die Strafvollstreckungs-
kammern, an die dann endgültige Ent-
scheidung auch in Parallelfällen gebun-
den (was von der Klärung schwieriger 
völkerrechtlicher und verfassungsrecht-
licher Fragen abhängt, die hier nicht 
vertieft werden können), muss mit der 
zeitnahen Entlassung von bundesweit 
wohl mindestens 70 Sicherungsver-
wahrten gerechnet werden, die jetzt 

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte (EGMR)
Cornelius Böhm
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brachte in Folge seines Hanges erheb-
liche Straftaten begehen wird, durch 
welche die Opfer seelisch oder körper-
lich schwer geschädigt werden. Zu-
gleich wurde im neuen Art. 1a Abs. 3 
EGStGB bestimmt, dass die Neufassung 
des § 67d StGB „uneingeschränkt“,  
also ohne zeitliche Begrenzung, An-
wendung finden sollte. Dies entspricht 
dem in § 2 Abs. 6 StGB niedergelegten 
Grundsatz, wonach bei Entscheidungen 
über Maßregeln der Besserung und  
Sicherung grundsätzlich die im Zeit-
punkt der Entscheidung aktuelle 
Rechtslage maßgeblich ist (und nicht 
wie bei Strafen die Rechtslage zum  
Zeitpunkt der Tat).

Dementsprechend legten die Ge-
richte im Falle des Beschwerdeführers 
die neuen Bestimmungen bei ihrer Ent-
scheidung zugrunde und ordneten die 
Fortdauer der Unterbringung in der 
Sicherungsverwahrung nach Ablauf 
von 10 Jahren an. Die hiergegen von 
dem Untergebrachten angestrengte 
Verfassungsbeschwerde blieb erfolg-
los. Mit Urteil des Zweiten Senats vom 
5. Februar 2004 entschied das Bundes-
verfassungsgericht u.a., dass der Weg-
fall der Höchstfrist für eine erstmalige 
angeordnete Sicherungsverwahrung 
und die Anwendbarkeit auf Straftäter, 
bei denen die Sicherungsverwahrung 
vor Verkündung und Inkrafttreten der 
Novelle angeordnet und noch nicht er-
ledigt war, weder gegen Art. 103 Abs. 2 
Grundgesetz (keine Strafe ohne Gesetz) 
noch gegen das Vertrauensschutzgebot 
verstoße. Zur Begründung stellte das 
Bundesverfassungsgericht maßgeblich 
darauf ab, dass es sich bei der Siche-
rungsverwahrung nicht um eine Strafe 
im Sinne des Art. 103 Abs. 2 Grundge-
setz, sondern um eine Maßregel der 
Besserung und Sicherung handele. Ein 
Fall unzulässiger Rückwirkung liege 
deshalb nicht vor.

b) Die mit der Beschwerde befasste 
Kleine Kammer des EGMR hingegen sah 
in der Fortdauer der Unterbringung des 
Beschwerdeführers in der Sicherungs-
verwahrung sowohl einen Verstoß ge-
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gen Art. 5 EMRK (Recht auf Freiheit und 
Sicherheit) als auch gegen Art. 7 EMRK 
(keine Strafe ohne Gesetz). 

Verletzung von Art. 5 EMRK 
(Recht auf Freiheit und Sicherheit)

Die maßgeblichen Bestimmungen des 
Art. 5 Abs. 1 EMRK lauten:

„Jede Person hat das Recht auf Freiheit 
und Sicherheit. Die Freiheit darf nur 
in den folgenden Fällen und nur auf 
die gesetzlich vorgeschriebene Weise 
entzogen werden:

(a) rechtmäßiger Freiheitsentzug nach 
Verurteilung durch ein zuständiges 
Gericht;
…
(c) rechtmäßige Festnahme oder recht-
mäßiger Freiheitsentzug zur Vorfüh-
rung vor die zuständige Gerichtsbe-
hörde, wenn hinreichender Verdacht 
besteht, dass die betreffende Person 
eine Straftat begangen hat, oder wenn 
begründeter Anlass zu der Annahme 
besteht, dass es notwendig ist, sie an 
der Begehung einer Straftat oder an  
der Flucht nach Begehung einer solchen 
zu hindern;... 
(e) rechtmäßiger Freiheitsentzug mit 
dem Ziel, eine Verbreitung anste-
ckender Krankheiten zu verhindern, 
sowie bei psychisch Kranken, Alkohol- 
oder Rauschgiftsüchtigen und Land-
streichern.“

Die Bundesregierung hatte inso-
weit vorgetragen, die Unterbringung 
des Beschwerdeführers in der Siche-
rungsverwahrung auch nach Ablauf 
der 1998 abgeschafften 10-Jahresfrist 
sei mit Art. 5 Abs. 1 lit. a EMRK vereinbar. 
Zwischen der ursprünglichen Anord-
nung der Sicherungsverwahrung im 
Jahr 1986 und der jetzigen Fortdauer 
der Unterbringung bestehe immer noch 
eine ausreichende kausale Verbindung. 
Bei der Anordnung der Sicherungsver-
wahrung sei nur über das Ob der Maß-
regel zu entscheiden gewesen, über 
die Dauer entscheide nach deutschem 
Recht die Strafvollstreckungskammer 

(StVK). Daher hätten sowohl das An-
ordnungsgericht als auch die StVK bei 
ihren Entscheidungen über die Fort-
dauer der Unterbringung als „zustän-
diges Gericht“ i.S.d. Art. 5 Abs. 1 lit. a 
EMRK gehandelt. Nach § 2 Abs. 6 StGB 
habe es dem Gesetzgeber immer offen 
gestanden, unbefristete Sicherungsver-
wahrung mit sofortiger Wirkung einzu-
führen. Daher habe die Abschaffung der 
Höchstfrist den Kausalzusammenhang 
zwischen der ursprünglichen Verurtei-
lung und der fortdauernden Freiheits-
entziehung nicht unterbrochen. Die 
maximale Dauer der Unterbringung in 
der Sicherungsverwahrung habe für 
den Verurteilten zum Zeitpunkt der Tat 
nicht vorhersehbar sein müssen. Er habe 
auch angesichts der Bestimmung in § 2 
Abs. 6 StGB nicht darauf vertrauen kön-
nen, dass es bei der ursprünglichen 
Höchstfrist von 10 Jahren bleibe. 

Die Kleine Kammer des EGMR folgt 
dieser Argumentation nicht. Sie stellt 
zwar fest, dass die Anordnung der Si-
cherungsverwahrung durch Art. 5 Abs. 1 
lit. a EMRK gedeckt sein kann. Als „Ver-
urteilung“ i.S.v. Art. 5 Abs. 1 lit. a EMRK 
komme im vorliegenden Fall aller-
dings nur die Anordnung im Rahmen 
der Anlassverurteilung im Jahr 1986 
in Betracht, da der Verurteilte in dieser 
Entscheidung einer Straftat schuldig 
gesprochen und gegen ihn eine frei-
heitsentziehende Maßnahme verhängt 
wurde. Die anschließenden Entschei-
dungen der StVK über die Fortdauer der 
Sicherungsverwahrung seien dagegen 
– entgegen der Auffassung der Bun-
desregierung – keine „Verurteilungen“ 
im Sinne dieser Vorschrift, da sie nicht  
mehr die Schuldfeststellung hinsicht-
lich einer Straftat zum Inhalt hatten. 

Damit sei zwar ursprünglich die Frei-
heitsentziehung durch Sicherungsver-
wahrung durch die Verurteilung aus 
dem Jahr 1986 gedeckt gewesen. Nach 
dem Ablauf der zum Zeitpunkt der An-
ordnung der Sicherungsverwahrung 
geltenden Höchstfrist von 10 Jahren 
fehle es aber an der erforderlichen Kau-
salverbindung zwischen der Verurtei-
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lung und der Freiheitsentziehung. Denn 
zum Zeitpunkt der Anlassverurteilung 
habe das Gericht lediglich eine Siche-
rungsverwahrung mit einer Höchstfrist 
von 10 Jahren anordnen können. Da-
ran ändere nichts, dass die Anordnung 
unbefristet erfolgt sei. Die Möglichkeit 
einer tatsächlich unbefristeten Siche-
rungsverwahrung habe erst die spätere 
Gesetzesänderung geschaffen.

Die Kleine Kammer des EGMR stellt 
ferner fest, dass die Fortdauer der Un-
terbringung des Beschwerdeführers 
auch nicht nach Art. 5 Abs. 1 lit. c oder 
Art. 5 Abs. 1 lit. e EMRK gerechtfertigt 
werden könne.

Verletzung von Art. 7 EMRK 
(keine Strafe ohne Gesetz)

Der hier einschlägige Art. 7 Abs. 1 EMRK 
lautet: 

„Niemand darf wegen einer Handlung 
oder Unterlassung verurteilt werden, 
die zur Zeit ihrer Begehung nach inner-
staatlichem oder internationalem Recht 
nicht strafbar war. Es darf auch keine 
schwerere als die zur Zeit der Begehung 
angedrohte Strafe verhängt werden.“

Die Bundesregierung hatte insoweit 
vorgetragen, ein Verstoß gegen Art. 7 
Abs. 1 EMRK liege nicht vor, da die Siche-
rungsverwahrung keine Strafe im Sinne 
dieser Vorschrift darstelle. Sie hatte die 
Zweispurigkeit des deutschen Sankti-
onensystems dargestellt und sich auf 
die Entscheidung des BVerfG berufen. 
Der Vollzug der Sicherungsverwahrung 
unterscheide sich erheblich von der 
Vollstreckung von Freiheitsstrafen. Die 
Intensität und Dauer der Freiheitsent-
ziehung genüge nicht, um sie als Strafe 
im Sinne des Art. 7 Abs. 1 EMRK anzuse-
hen. Das zweispurige deutsche Sankti-
onensystem erlaube es, die Dauer der 
Freiheitsstrafe genau nach der Schuld 
des Verurteilten auszurichten und führe 
zu einer zurückhaltenden und verant-
wortungsvollen Sanktionierungspraxis. 
Dies werde durch die geringe Rate von 
vollstreckten Freiheitsstrafen und die 

vergleichsweise geringe Dauer der ver-
hängten Freiheitsstrafen verdeutlicht. 

Die Kleine Kammer des EGMR be-
tont demgegenüber, dass der Begriff 
„Strafe“ in Art. 7 EMRK autonom aus- 
zulegen sei. Das Gericht müsse die 
Freiheit haben, ungeachtet von Äußer-
lichkeiten die tatsächliche Natur einer 
freiheitsentziehenden Maßnahme zu 
bestimmen. Ausgangspunkt sei dabei, 
ob die infrage stehende Maßnahme 
infolge der Verurteilung wegen einer 
Straftat verhängt wurde. Weitere rele-
vante Faktoren seien die Einordnung 
der Maßnahme nach nationalem Recht, 
ihre Natur und ihr Zweck, die ange-
wandten Verfahrensweisen bei Anord-
nung und Vollzug sowie die Schwere 
der Maßnahme. 

Bei Anwendung dieser Grundsätze 
auf den vorliegenden Fall nimmt die  
Kleine Kammer des EGMR zwar zur 
Kenntnis, dass die Sicherungsverwah-
rung nach nationalem Recht keine Strafe 
darstellt. Im Rahmen der „autonomen“ 
Auslegung stellt die Kleine Kammer des 
EGMR aber zunächst darauf ab, dass in 
anderen Staaten vergleichbare Maß-
nahmen als Strafe angesehen würden 
(Belgien) bzw. eine Rückwirkung für un-
zulässig gehalten werde (Frankreich). 

Was die Natur der Sicherungsver-
wahrung angeht, stellt die Kleine Kam-
mer des EGMR fest, dass es sich um 
eine Freiheitsentziehung handelt, die 
wie eine gewöhnliche Freiheitsstrafe 
im Gefängnis vollzogen wird. Geringfü- 
gige Änderung der Ausgestaltung 
des Vollzuges im Vergleich zu einem 
„gewöhnlichen“ Gefangenen könnten  
nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
es keinen substantiellen Unterschied 
zwischen dem Vollzug einer Freiheits-
strafe und der Sicherungsverwahrung 
gebe. Die Kleine Kammer des EGMR 
teilt auch nicht die Auffassung der 
Bundesregierung, dass die Sicherungs-
verwahrung von der Zielrichtung her 
lediglich präventiv, nicht aber strafend 
sei. Die Maßnahmen zur Reduzierung 
der Gefährlichkeit von Sicherungs-

verwahrten unterschieden sich nicht 
von denen, die gegenüber Verbüßern 
von längeren Freiheitsstrafen ange-
wandt würden. Sowohl Strafen als 
auch Maßregeln der Besserung und 
Sicherung würden den Zweck verfol-
gen, die Allgemeinheit zu schützen 
und den Gefangenen in die Lage zu 
versetzen, in sozialer Verantwortung 
ein Leben in Freiheit zu führen. Auch 
die Sicherungsverwahrung enthalte  
ein abschreckendes Element.

Was die einschlägigen Verfahrens-
weisen angehe, sei festzustellen, dass 
die Sicherungsverwahrung durch die 
Strafgerichte angeordnet und ihre  
Fortdauer durch die StVK überwacht 
werde. Schließlich stellt die Kleine 
Kammer des EGMR fest, dass die Siche-
rungsverwahrung eine der schwerwie-
gendsten, wenn nicht die schwerwie-
gendste Sanktion sei, die nach dem 
StGB verhängt werden könne. 

Damit sei die Sicherungsverwah-
rung als „Strafe“ im Sinne des Art. 7  
Abs. 1EMRK anzusehen. 

Entgegen der Auffassung der Bun-
desregierung betreffe der Wegfall der 
Höchstfrist von 10 Jahren und damit die 
Verlängerung der Sicherungsverwah-
rung auch nicht nur die Vollstreckung 
der Sicherungsverwahrung, während 
die (unbefristete) Anordnung im Rah-
men der Anlassverurteilung nicht be-
rührt sei. Vielmehr stelle die Gesetzes-
änderung eine zusätzliche Strafe dar, 
die rückwirkend gegen den Beschwer-
deführer auf der Grundlage eines Ge-
setzes, dass nach Begehung der Tat in 
Kraft getreten sei, verhängt wurde. 

Bewertung

Zunächst ist festzuhalten, dass die Klei-
ne Kammer des EGMR die Zulässigkeit 
der Sicherungsverwahrung nicht grund-
sätzlich in Frage stellt. Weder die nach 
derzeitiger Rechtslage mögliche unbe-
fristete Dauer der Maßregel noch die  
Art und Weise ihrer Vollstreckung wird 
an sich als konventionswidrig ange-
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sehen. Unmittelbar zur Entscheidung 
stand lediglich die Frage der Zulässig-
keit der rückwirkenden Anwendung des 
Wegfalls der 10-Jahreshöchstfrist.

Argumentation zu Art. 5 EMRK
Soweit die Kammer den erforderlichen 
Kausalzusammenhang zwischen der 
Anordnung der Sicherungsverwahrung 
zusammen mit der Anlassverurteilung 
und der Fortdauer der Unterbringung 
in der Sicherungsverwahrung über 10 
Jahre hinaus verneint, ist fraglich, ob 
dies nach den vom EGMR selbst darge-
stellten Grundsätzen unter Berücksich-
tigung der nationalen Rechtslage zwin-
gend und hinreichend begründet ist.  

Bei der Beurteilung des Kausalzu-
sammenhangs kommt es nach den 
Ausführungen der Kleinen Kammer des 
EGMR maßgeblich auf die Ziele der ur-
sprünglichen Anordnung der Freiheits-
entziehung nach Maßgabe des natio-
nalen Rechts an. Insoweit verweist der 
EGMR lediglich auf die zum Zeitpunkt  
der Anlassverurteilung bestehende 
Höchstfrist von 10 Jahren. Warum die 
Höchstfrist jedoch für das „Ziel“ der 
Anordnung der Freiheitsentziehung 
maßgeblich sein soll, wird nicht näher 
erläutert.

Ziel der Anordnung der Sicherungs-
verwahrung nach nationalem Recht  
war es, die Allgemeinheit vor dem Täter 
zu schützen, solange er gefährlich ist. 
Die Höchstfrist mag dieser Zielrichtung 
eine Grenze setzen, bestimmend für 
ihren Charakter ist sie jedoch nicht. Aus 
Sicht des die Sicherungsverwahrung 
anordnenden Gerichts hatte über die 
Dauer der Sicherungsverwahrung die 
zuständige StVK auf der Grundlage 
der zum Zeitpunkt der Fortdauerent-
scheidung gültigen rechtlichen Bestim-
mungen zu entscheiden, wobei auch 
die Verhältnismäßigkeit der Fortdauer 
der Sicherungsverwahrung zu prüfen 
ist. Die mögliche Dauer der Sicherungs-
verwahrung spielt für das Gericht nach 
nationalem Recht auch für die Frage 
des Schuldausgleichs grundsätzlich kei-
ne Rolle. Die Kleine Kammer legt auch 

nicht dar, dass im konkreten Fall die 
Höchstfrist für die Sicherungsverwah-
rung für die Bestimmung der aufgrund 
der Schuld des Täters angemessenen 
Strafe entscheidenden Einfluss gehabt 
hätte. Es erschließt sich daher nicht, 
inwieweit die Fortdauer der Sicherungs-
verwahrung über 10 Jahre hinaus auf 
der Grundlage des nationalen Rechts 
im Widerspruch zu der ursprünglichen 
Anordnung stehen soll.

Es erscheint vielmehr so, als ob 
sich das von der Kleinen Kammer ge-
fundene Ergebnis hinsichtlich des 
Rückwirkungsverbots (Art. 7 EMRK) 
bei der Beurteilung der Kausalität im 
Rahmen der Prüfung des Art. 5 Abs. 1 
lit. a EMRK niedergeschlagen hätte. 
Damit werden aber beide Fragen mit-
einander vermengt, ohne dass dies 
nach den vom Gerichtshof zugrunde 
gelegten Prinzipien vorgegeben wäre. 

Argumentation zu Art. 7 EMRK
Das grundlegende Problem bei der 
„autonomen“ Auslegung des Begriffs 
„Strafe“ durch die Kleine Kammer des 
EGMR ist, dass sie dabei von anderen 
Prämissen ausgeht als das BVerfG bei 
der Auslegung des Art. 7 EMRK entspre-
chenden Rechtsgrundsatzes in Art. 103 
Abs. 2 GG.

Nach dem BVerfG setzt Strafbarkeit 
im Sinne des Art. 103 Abs. 2 GG voraus, 
dass das auferlegte materielle Übel mit 
der Missbilligung vorwerfbaren Ver-
haltens verknüpft ist und von seiner 
Zielrichtung her (zumindest auch) dem 
Schuldausgleich dient. Da die Siche-
rungsverwahrung nach Ansicht des 
BVerfG im Gegensatz zur Strafe nicht 
dem Zweck dient, begangenes Unrecht 
zu sühnen, sondern dazu, die Allge-
meinheit vor dem Täter zu schützen und 
damit nicht die Schuld, sondern die in 
der Tat zu Tage getretene Gefährlich-
keit bestimmend für die Anordnung, 
Ausgestaltung und zeitliche Dauer der 
Maßregel ist, stellt sie keine Strafe dar.

Für die Kleine Kammer des EGMR 
dagegen ist Ausgangspunkt für die 

Prüfung, ob es sich bei der betreffen-
den Maßnahme um eine Strafe handelt, 
die Frage, ob sie im Anschluss an eine 
Verurteilung wegen einer Straftat ver-
hängt wird. Auch eine präventive Ziel-
richtung der Maßnahme könne als ein 
konstituierendes Element des Begriffs 
der Bestrafung angesehen werden. Ob 
die Sanktion der „Missbilligung“ der Tat 
oder dem Schuldausgleich dient, ist 
nach der Argumentation der Kammer 
nicht entscheidend. Die Kleine Kammer 
des EGMR schließt vielmehr u.a. aus 
der Tatsache, dass der Vollzug von Frei-
heitsstrafen (im Gegensatz zu ihrer Ver-
hängung, zumindest nach nationalem 
Rechtsverständnis) keinen repressiven 
Charakter hat (was zutrifft), auf den 
„Strafcharakter“ der Sicherungsverwah-
rung. Bei diesem Ansatz wird die Un- 
terscheidung zwischen „Strafe“ und 
„Maßregel der Besserung und Siche-
rung“ naturgemäß unscharf. Es macht 
aber den Eindruck, dass die Kleine Kam-
mer des EGMR hier die Besonderheiten 
des nationalen Rechts, die ja auch nach 
ihrer Auffassung bei der Auslegung der 
EMRK eine Rolle spielen, zu wenig be-
rücksichtigt und damit den Spielraum 
des nationalen Gesetzgebers hinsicht-
lich der Frage, wie er die Bevölkerung 
vor gefährlichen Rückfalltätern schüt-
zen will, zu sehr einengt.

1
Der Artikel gibt die persönliche Meinung des 
Verfassers wieder.
2
BVerfG (2. Senat), Urt. v. 05.02.2004, 2 BvR 2029/01= 
BVerfGE 109,133 = NJW 2004, 739

Cornelius Böhm
Bayerisches Staatsmimnisterium der Justiz und für 
Verbraucherschutz
cornelius.boehm@stmjv.bayern.de
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Aktuelle Rechtslage: 
Das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschen-
rechte vom Dezember 2009

In einem Kammerurteil hat der Europä-
ische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) am 17. Dezember 2009 die 1998 
in Deutschland eingeführte Verlänge-
rung der Sicherungsverwahrung von 
ursprünglich zehn Jahren auf unbe-
stimmte Zeit für unvereinbar mit der 
Europäischen Menschenrechtskonven-
tion erklärt, soweit davon Betroffene 
bereits zum Zeitpunkt der Gesetzes-
änderung inhaftiert waren. Das Gericht 
war zu der Überzeugung gelangt, dass 
der Vollzug der Sicherungsverwahrung 
sich nicht wesentlich vom Strafvollzug 
unterscheide, so dass auch die Siche-
rungsverwahrung als Strafe anzusehen 
sei. Grundlage für diese Bewertung 
waren Berichte des Menschenrechts-
kommissars des Europarats und des 
Europäischen Komitees zur Verhütung 
von Folter und unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe 
(European Committee for the Preventi-
on of Torture, CPT), die den deutschen 
Strafvollzug zuletzt 2005/2006 besucht 
hatten, sowie Ergebnisse der Sitzung 
des Menschenrechtskomitees der Ver-
einten Nationen vom 07. bis 25. Juli 
2008. Wenn sich die Sicherungsverwah-
rung aber nicht wesentlich vom Straf-
vollzug unterscheidet, dann hätte das 
Rückwirkungsverbot (Art. 7 § 1 EMRK) 
beachtet werden müssen. Außerdem 
sah das Gericht im konkreten Fall einen 
Verstoß gegen Art. 5 § 1 EMRK, weil 
durch die fortwährende Haft das Recht 
auf Freiheit des Betroffenen verletzt 
worden sei. 

Für den erlittenen immateriellen 
Schaden sprach der Gerichtshof dem 
Beschwerdeführer 50.000 € Schaden-
ersatz zu. Die Bundesregierung beeilte 

sich, darauf hinzuweisen, dass die Ent-
scheidung noch nicht verbindlich sei 
und erwogen werde, wegen der grund-
legenden Bedeutung des Verfahrens die 
Verweisung an die Große Kammer des 
EGMR zu beantragen1. Dass hier eine 
andere Entscheidung ergeht, erscheint 
aber eher unwahrscheinlich, und im 
Falle der Bestätigung des Urteils könnte 
dies das Aus für alle nachträglichen 
Eingriffe in abgeschlossene Strafver-
fahren bzw. die nachträglich verhängte 
Sicherungsverwahrung bedeuten, die 
im Jahre 2004 auf Anregung des Bun-
desverfassungsgerichts (BVerfGE 109, 
190) eingeführt wurde (§ 66b StGB)2. Der 
Justizminister des Landes Hessen, Uwe 
Hahn (FDP), meinte dazu denn auch, 
dass man sich im Umgang mit diesen 
gefährlichen Menschen „möglicherwei-
se neue Dinge ausdenken müsse“3. 

Die Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichtes
und des Bundesgerichtshofes
vom Dezember 2009 und 
Januar 2010

Selten haben sich höchstrichterliche 
Entscheidungen innerhalb so kurzer 
Zeit mit einem einzigen rechtlichen 
Problemkomplex beschäftigt: Das 
Bundesverfassungsgericht hat in ein-
em Beschluss vom 22.12.2009 – 2 BvR 
2365/09 – angekündigt, sich mit den 
Rechtsfolgen der Entscheidung des 
EGMR auseinander zu setzen, die von 
dem Betroffenen angestrebte einstwei-
lige Entlassung aus der Sicherungsver-
wahrung aber zunächst abgelehnt. 
Am 12. Januar 2010 lehnte der Bun-
desgerichtshof – 3 StR 439/09 – die 
nachträgliche Sicherungsverwahrung 
in einem Fall ab, in dem das Landgericht 
Hannover anlässlich einer Verurteilung 
wegen Totschlags 1994 irrtümlich da-
von ausgegangen war, die formellen 

Voraussetzungen für die Anordnung 
von Sicherungsverwahrung seien nicht 
erfüllt. Eine Auseinandersetzung mit 
der Entscheidung des EGMR hielt der 
Bundesgerichtshof bei dieser Sachla-
ge nicht für entscheidungserheblich. 
Am Tage darauf (13. Januar 2010) wies 
der Bundesgerichtshof – 1 StR 372/09 
– im Einvernehmen mit der Bundes-
anwaltschaft  erneut eine Revision der 
Staatsanwaltschaft gegen die Nicht-
anordnung der nachträglichen Siche-
rungsverwahrung zurück. Es handelte 
sich um den in der Öffentlichkeit heftig 
diskutierten Fall „Karl D.“, der nach seiner 
Entlassung aus der Haft in Bayern zu sei-
nem Bruder nach Heinsberg-Randerath 
in Nordrhein-Westfalen gezogen war. 
Der Bundesgerichtshof teilte die Auf-
fassung des Landgerichts München, bei 
der unterschiedlichen Beurteilung der 
Gefährlichkeit durch Sachverständige 
bei Verurteilung und zum Zeitpunkt 
der Entlassung handele es sich nicht um 
eine erst während der Haft erkennbare 
neue Tatsache. 

Die Reaktionen der 
Öffentlichkeit 

Das angesichts der Rechtslage zu er-
wartende Ergebnis des BGH4  stieß bei 
den Nachbarn des Entlassenen, die ex-
tra zum Prozess angereist waren, auf 
völliges Unverständnis, weil für sie die 
attestierte Gefährlichkeit Anlass genug 
ist für ein dauerhaftes „Wegsperren“ 
und die Rechtslage entsprechend an-
zupassen sei. Aber auch in Leserbrie-
fen, Foren oder Diskussionsbeiträgen zu 
Fernsehsendungen oder Zeitschriften-
interviews wurde teilweise heftig und 
meist polemisch für ein „Wegschließen 
für immer“ plädiert5. Sicherlich auch 
vor diesem Hintergrund gab der Bun-
desgerichtshof die Pressemitteilung 
zur Entscheidung vom 13.01.2010 vor-
sichtshalber erst am 17.02.2010 heraus. 
An den Reaktionen wurde neben der 
allgemeinen Entrüstung über angeb-
lichen Täterschutz zu Lasten potentieller 
Opfer aber auch erkennbar, dass allmäh-
lich die Auseinandersetzung mit Alter-
nativen zur dauerhaften Unterbringung 

Nachträgliche Sicherungsverwahrung – 
Anmerkungen zur aktuellen Diskussion
Michael Alex, Thomas Feltes
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beginnt, etwa in Form von ambulanter 
Nachsorge oder einer engmaschigen 
Begleitung durch Bewährungshelfer6.

Zumindest die Eingriffe in das Recht 
der Sicherungsverwahrung, die seit 
1998 vorgenommen wurden, könnten 
somit auf Dauer keinen Bestand haben, 
auch wenn die Bundesjustizministe-
rin sich nicht aufgrund von Entschei-
dungen des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte zu der von ihr 
angestrebten „Neuausrichtung der Si-
cherungsverwahrung“ gedrängt sieht: 
„Vielmehr geht es darum, auf der einen 
Seite dem berechtigten Anliegen der 
Allgemeinheit zu entsprechen, einen 
gewissen Schutz zu erhalten, auf der 
anderen Seite aber nicht zu vergessen, 
dass Sicherungsverwahrung eine Aus-
nahme ist, nicht die Regel, keine norma-
le Verlängerung des Strafvollzugs. Ein 
Blick auf Einzelfälle zeigt, wie wichtig 
ein Gesamtkonzept ist.“7 Gerade die 
ausschließlich auf wenige spektakuläre 
Einzelfälle zurückführbare Gesetzesflut 
der vergangenen zehn Jahre war aus-
schlaggebend dafür, dass die verfas-
sungsrechtlichen Bedenken gegen die 
nachträgliche Sicherungsverwahrung 
von Anfang an deutlich in der rechts-
wissenschaftlichen Literatur artikuliert 
wurden8. Andererseits hält der Bundes-
gerichtshof selbst die im Jahre 2008 
eingeführte nachträgliche Sicherungs-
verwahrung für nach Jugendstrafrecht 
Verurteilte (§ 7 Abs. 2 JGG) nach wie vor 
unter Abgrenzung von der Entschei-
dung des EGMR vom 17.12.2009 für 
verfassungsgemäß und bestätigte am 
09.03.2010 (Aktenzeichen: 1 StR 554/09) 
eine entsprechende Anordnung des 
Landgerichts Regensburg.

Die empirische Untersuchung
der Ruhr-Universität Bochum
zur nachträglichen 
Sicherungsverwahrung

Um die Diskussion hinsichtlich der nach-
träglichen Sicherungsverwahrung auch 
durch  empirisches Material voranzu-
bringen, wurde von 2007 bis 2009 am 
Lehrstuhl für Kriminologie der Ruhr-Uni-
versität Bochum ein Forschungsprojekt 

zur Rückfallhäufigkeit von vermeintlich 
hoch gefährlichen Haftentlassenen, die 
ursprünglich für die nachträgliche Si-
cherungsverwahrung vorgesehen wa-
ren, durchgeführt. Anlass für die Stu-
die war der Umstand, dass infolge der 
restriktiven Auslegung der „nach einer 
Verurteilung erkennbaren Tatsachen“ in 
§ 66b StGB durch die Rechtsprechung 
bis Ende 2006 etwa 115 Gefangene 
aus dem Strafvollzug entlassen wor-
den sind, obwohl bei ihnen Anträge auf 
nachträgliche Unterbringung gestellt 
worden waren. Untersucht wurde das 
Legalverhalten dieser Personen sowie 
das von Haftentlassenen, deren Un-
terbringung vor dem Inkrafttreten von  
§ 66b StGB auf Grundlage von Unterbrin-
gungsgesetzen einzelner Bundeslän-
der vorgesehen war9, bis zum Stichtag 
30.06.2008 – soweit von Landesjustiz-
verwaltungen, Staatsanwaltschaften 
oder Gerichten Auskünfte erteilt wur-
den. Daten, die für einen Abgleich mit 
dem Bundeszentralregister ausreichen, 
wurden über 77 der Haftentlassenen 
erlangt. Eine vorläufige Auswertung 
erfolgte 200810. 

Der Abgleich mit dem Bundeszen-
tralregister ergab in den 77 Fällen, in 
denen ausreichende Auskünfte für eine 
Anfrage beim Bundesamt für Justiz er-
teilt worden waren, folgendes Bild zur 
Rückfallhäufigkeit der Entlassenen (Ta-
belle 1):

Einzelheiten hinsichtlich der Ver-
urteilungen zu Freiheitsstrafen ohne 
Bewährung (n = 12) sind in der Über-
sicht auf der nächsten Seite (Tabelle 2) 
dargestellt:

Lediglich vier Delikte sind Katalog-
taten des § 66b StGB, erreichen also die 
dort geforderte Erheblichkeit für die 

Integrität der Opfer. Einschränkend ist 
allerdings darauf hinzuweisen, dass erst 
etwa 30% der Probanden (n=21) vor 
mehr als 3 Jahren aus der Haft entlas-
sen worden sind und 6 der 12 Verurtei-
lungen zu unbedingten Freiheitsstrafen 
auf diese kleine Gruppe entfallen. In 
den kommenden Jahren sind also noch 
einige weitere Rückfälle zu erwarten, in 
Einzelfällen lassen sich den Unterlagen 
bereits jetzt neue Haftbefehle und (nicht 
rechtskräftige) Urteile entnehmen11. In 
regelmäßigen Abständen zwischen 
drei und fünf Jahren müsste deshalb 
der Abgleich mit dem Bundeszentral-
register wiederholt werden, wenn eine 
langfristige Ermittlung der Rückfallhäu-
figkeit angestrebt wird. Das wäre zwar 
von wissenschaftlichem Interesse, mit 
Rücksicht auf die von der Rechtspre-
chung geforderte  „Gegenwärtigkeit der 
Gefährlichkeit“ wären solche Nachun-
tersuchungen zur Legitimität der nach-
träglichen Sicherungsverwahrung aber 
unerheblich. Hinsichtlich derartiger 
Wiederholungen ist außerdem zu be-
denken, dass bereits im Jahre 2008 vier 
der Entlassenen verstorben waren. Von 
den übrigen Probanden waren Ende 
des Jahres 2008 37% (27) 50 Jahre und 
älter sowie weitere 37% (27) 40 Jahre 
und älter, also nur eine Minderheit von 
26% (19) war jünger als 40 Jahre und da-
mit in einem besonders rückfallgefähr-
deten Alter. Abgesehen von den schon 
in früher Jugend auffällig gewordenen 
Tätern und der Gruppe der persistenten 
Intensivtäter geht die strafrechtliche 
Auffälligkeit im Alter zwischen 30 und 
40 Jahren deutlich zurück12 .

Die Einschätzungen zur Rückfallge-
fährdung bei den erneut zu Freiheitsstra-

Erneute Verurteilung zu Keine erneute Eintragung 
bis 30.06.2008

Geldstrafe Freiheitsstrafe 
mit Bewährung

Freiheitsstrafe 
ohne Bewährung

10 5 12, davon 
3 zusätzlich SV 50

Tabelle 1: Strafhöhe bei erneuter Verurteilung (n = 77)
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fen Verurteilten sind zu uneinheitlich, 
als dass daraus weitreichende Schlüsse 
gezogen werden könnten. Zwar hat in 
8 der 12 Fälle zumindest ein Sachver-
ständiger ein hohes Rückfallrisiko an-
genommen, doch bei der Hälfte dieser 
Fälle lag das neue Delikt unterhalb der 
Schwelle des § 66b StGB. Andererseits 
ist bei der Rückfalltat mit dem höch-
sten Strafmaß eine Begutachtung gar 
nicht erst vorgenommen worden, weil 
bereits die Staatsanwaltschaft unter 
Berücksichtigung der Anlassverurtei-
lung keine neuen Tatsachen und keinen 
„Hang“ erkennen konnte. Die Einholung 
von Sachverständigengutachten hängt 
demnach weitgehend davon ab, wie 
streng der Maßstab ist, der an die seit 
der maßgeblichen Verurteilung einge-
tretenen Veränderungen gelegt wird.
Zwischen der Gruppe der erneut regis-
trierten und der Gruppe der (bis zum 
Ende des Untersuchungszeitraums) un-
auffälligen Haftentlassenen konnten 
nur ausnahmsweise statistisch bedeut-
same Unterschiede festgestellt werden. 
Weder die Gefährlichkeitseinschätzung 
in den Sachverständigengutachten 
noch die von den Sachverständigen 

ermittelten Diagnosen standen in Zu-
sammenhang mit der tatsächlichen 
Rückfallhäufigkeit noch das Delikt, das 
Anlass für die Prüfung der nachträg-
lichen Sicherungsverwahrung gegeben 
hatte. Lediglich die Vorstrafenbelastung 
stellte ein Indiz für eine erneute Straf-
tatbegehung dar. Haftentlassene mit 
fünf oder mehr Vorstrafen wurden häu-
figer erneut verurteilt als diejenigen, 
die keine oder nur wenige Vorstrafen 
aufzuweisen hatten. Dass der Anteil von 
vielfach Vorbestraften an der Gesamt-
heit der registrierten Delinquenz we-
sentlich größer ist als der von Menschen 
ohne oder mit weniger Vorstrafen, ist 
allerdings keine neue Erkenntnis, wobei 
zu berücksichtigen ist, dass auch einem 
großen Teil der vielfach Vorbestraften 
der Ausstieg aus der Delinquenz ge-
lingt13.

Fazit

Angesichts der äußerst geringen Quo-
te von Neueinträgen von erheblicher 
Bedeutung im Bundeszentralregister 
ist davon auszugehen, dass die Gefähr-
lichkeit von nach vielen Jahren aus der 

Haft entlassenen Verurteilten durch 
die beigezogenen Sachverständigen 
weit überschätzt wird. Das kann mit 
der Profession der beauftragten Sach-
verständigen zusammenhängen, deren 
Blick weniger auf kriminogene Faktoren 
als auf psycho-pathologische Persön-
lichkeitszüge gerichtet ist; es dürfte 
aber vorrangig auf die trotz aller me-
thodischen Verbesserungen weiterhin 
unzureichenden Möglichkeiten einer 
zuverlässigen Gefährlichkeitsprognose 
zurückzuführen sein. Kriminalprognose 
bleibt ein Feld, dem wissenschaftstheo-
retisch und methodisch enge Grenzen 
gesetzt sind. Statische Faktoren aus der 
Vergangenheit werden von Verände-
rungen im Alterungsprozess überlagert, 
eine gute Entlassungsvorbereitung 
kann einen sozialen Empfangsraum 
in einem protektiven Umfeld aufbau-
en, vermeintlich protektive Faktoren 
können nach der Entlassung durch Be-
ziehungsabbrüche oder ähnliche Ver-
änderungen ihre schützende Wirkung 
verlieren14. Mit der Erarbeitung von Stan-
dards für die Gutachtenerstellung und 
der Verbesserung des diagnostischen 
Instrumentariums hat vor allem die Psy-

Delikt Strafmaß Einschätzung der Gefährlichkeit 
durch Gutachter

Diebstahl 4 Monate hoch

Diebstahl, BtMG 7 Monate und 2 Wochen Kein Gutachten erstellt

Diebstahl, BtMG 10 Monate Kein Gutachten erstellt

Körperverletzung in zwei Fällen, Nötigung, 
Diebstahl, vorsätzlicher Vollrausch

1 Jahr und 4 Monate hoch

Betrug, BtMG, Weisungsverstoß gegen FA 1 Jahr und 4 Monate mittel

Gemeinschaftlicher Raub, 
gef. Körperverletzung

2 Jahre und 2 Monate hoch

Gemeinschaftlicher Diebstahl 2 Jahre und 6 Monate hoch

Sexuelle Nötigung, Körperverletzung 3 Jahre und Sicherungsverwahrung hoch

Gewerbsmäßiger Handel mit  BtM 3 Jahre und 6 Monate hoch

Betrug, Einbruchsdiebstahl, 
Urkundenfälschung

4 Jahre hoch/mittel

Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern 7 Jahre und
Sicherungsverwahrung

hoch

Schwere räuberische Erpressung BtMG 11 Jahre und Sicherungsverwahrung Kein Gutachten erstellt

Tabelle 2: Delikte bei Verurteilung zu Freiheitsstrafe ohne Bewährung und Strafmaß
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chiatrie bei den Entscheidungsträgern 
– bis hin zum Bundesverfassungsge-
richt – viel zu hohe Erwartungen an 
die Zuverlässigkeit der abgegebenen 
Prognosen geweckt. Allzu vorsichtig 
sind die Unsicherheiten bezüglich der 
Prognosestellung formuliert worden, 
so dass es der Politik zuletzt leicht fiel, 
Sicherungsverwahrung sogar für nach 
Jugendstrafrecht Verurteilte einzufüh-
ren, nachdem vor gerade einmal 20 Jah-
ren die wissenschaftlichen Erkenntnisse 
zur Abschaffung der unbestimmten Ju-
gendstrafe geführt hatten. Statt immer 
wieder darauf hinzuweisen, wie valide 
die neuen Instrumente der Prognosebe-
urteilung sind, sollten Psychiatrie und 
Psychologie viel deutlicher herausstel-
len, wie hoch die Zahl der „Falschen 
Positiven“ ist, also der Anteil der Un-
gefährlichen, die mit Rücksicht auf das 
vermeintliche Sicherheitsbedürfnis der 
Bevölkerung unberechtigt auf Dauer in 
psychiatrischen Krankenhäusern oder 
Justizvollzugsanstalten eingesperrt 
sind. Ohne die Weigerung, sich an dem 
symbolischen Spiel der Politik, „Sicher-
heit vor Kinderschändern“ als Ausgleich 
für eine allgemeine Verunsicherung zu 
missbrauchen, zu beteiligen, machen  
sich forensische Psychiatrie und foren-
sische Psychologie zum Komplizen der 
Ausgrenzungsstrategie.

Für die Ausgestaltung des Strafvoll-
zugs hat die ungerechtfertigte Fokus-
sierung auf vermeintliche Sicherheit 
verheerende Auswirkungen. Entlas-
sungsvorbereitungen wie Kontaktauf-
nahme zu Nachsorgeeinrichtungen 
oder Wohnungssuche werden mit Rück-
sicht auf die voraussichtliche Fortdauer 
der Inhaftierung eingestellt, so dass 
letztlich unmittelbar vor der Entlassung 
nur noch eine Unterbringung in be-
treuten Wohneinrichtungen organisiert 
werden kann und die Planung einer 
ambulanten Nachsorge der Führungs-
aufsicht überlassen werden muss15. 
Während des Schwebezustandes zwi-
schen einstweiliger Unterbringung 
und endgültiger Gerichtsentscheidung 
hindern Verwaltungsvorschriften die 
Justizvollzugsanstalt an der Gewährung 
von Vollzugslockerungen, so dass die 

Anstalt gezwungen ist, ihrerseits bei 
Gericht auf unklarer Rechtsgrundlage 
Vollzugslockerungen zu beantragen.

Insgesamt stellt die Sicherungsver-
wahrung den Strafvollzug vor unlös-
bare Aufgaben. Einerseits fordert das 
Bundesverfassungsgericht eine reso-
zialisierungsförderliche Ausgestaltung 
der Sicherungsverwahrung und die 
Einhaltung des Abstandsgebots ge-
genüber den sonstigen Gefangenen, 
andererseits verweigern die Gerichte 
zunehmend wegen Sicherheitsbeden-
ken die Entlassung von Sicherungsver-
wahrten, während der Strafvollzug aus 
Sicherheitsgründen nur sehr begrenzte 
Möglichkeiten sieht, das Abstandsgebot 
zu wahren. So wird eine zunehmende 
Zahl von hoffnungslosen Inhaftierten 
erzeugt, die kaum noch etwas zu verlie-
ren haben und dementsprechend den 
Strafvollzug vor zusätzliche Probleme 
stellen. Probleme, die bis hin zur Ster-
bebegleitung reichen.

Das Straßburger Urteil vom 
17.12.2009 ist eine schallende Ohrfei-
ge für den Bundesgesetzgeber und 
auch das Bundesverfassungsgericht. 
Es wirft ebenso wie die Reaktionen der 
Politik darauf ein bezeichnendes Licht 
auf das gegenwärtige Rechtsstaatsver-
ständnis in Deutschland und macht 
deutlich, welch geringer Stellenwert 
der Beachtung der Menschenrechte bei 
Gesetzgebung und Rechtsanwendung 
in der aktuellen „Sicherheitsdebatte“ 
in Deutschland eingeräumt wird. Den 
Medien war die massive Kritik des 
Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte an den rechtsstaatlichen 
Bedingungen in Deutschland in der 
Regel nur eine kurze Notiz wert, die 
„BILD-Zeitung“ sprach am 18.12.2009 
sogar von „Justiz-Irrsinn“! Man darf ge-
spannt sein, welche Konsequenzen die 
Koalition von CDU, CSU und FDP bei der 
im Koalitionsvertrag vom 26.10.2009 
vereinbarten „Harmonisierung der 
gesetzlichen Anordnungsvorausset-
zungen der Sicherungsverwahrung im 
Strafgesetzbuch“ und „dem Schließen 
von Schutzlücken“ aus dem Urteil des 
EGMR vom 17.12.2009 und den nach-
folgenden Entscheidungen deutscher 

Gerichte ziehen wird. Nach den Äuße-
rungen der Bundesjustizministerin in 
der Haushaltsdebatte im Januar 2010 ist 
zu befürchten, dass nicht eine Rückkehr 
zu rechtsstaatlichen Maßstäben und der 
Ausbau von bereits erprobten ambu-
lanten Alternativen zur Sicherungsver-
wahrung, sondern weiterhin das Schlie-
ßen vermeintlicher „Schutzlücken“ im 
Vordergrund stehen wird.

1 Pressemitteilung des BMJ vom 17.12.2009, „Welt-
Online“ vom 13.01.2010, abrufbar unter: www.
welt.de/politik/deutschland/article5836255/
Deutschland-will-Sicherungsverwahrung-ein-
klagen.html
2 vgl. „Die Tageszeitung“ vom 18.12.2009: Nach-
trägliche Sicherungsverwahrung – Was zu viel ist, 
ist zu viel, abrufbar unter: www.taz.de/1/leben/
alltag/artikel/1/scharfes-schwert/, „Der Spiegel“ 
vom 28.12.2009: Beschränkter Horizont, abrufbar 
unter: www.spiegel.de/spiegel/print/d-68425660.
html
3 „Frankfurter Rundschau“  vom 30.01.2010, ab-
rufbar unter: www.fr-online.de/frankfurt_und 
_hessen/nachrichten/hessen/2248867_Bewa-
ehrungshilfe-bewaehrt-sich.html
4 Vgl. bereits BGHSt 50, 118ff.
5 Vgl. die Reaktionen auf eine Sendung in SWR 
3 am 20.1.2010 unter http://www.swr.de/zur-
sache-baden-wuerttemberg/-/id=3477354/
nid=3477354/did=5876108/12xjiay/index.html 
sowie auf den Bericht im Focus vom FOCUS Nr. 
53 (2009) vom 27.12.2009: 
http://www.focus.de/politik/deutschland/siche-
rungsverwahrung-kriminologie-haelt-aengste-
fuer-vollkommen-ueberzogen_aid_466091.html. 
Daraus einige Beispiele „Ist eigentlich einfach zu 
regeln: Begeht ein aus der Sicherungsverwahrung 
Entlassener wieder ein Verbrechen, dann müssen 
der Gutachter und der Richter, die ihn rausließen, 
genau wegen dem gleichen Delikt angeklagt 
werden, wie der Straftäter.“; „Man sollte Gutachter 
und Psychologen die an die Therapierbarkeit von 
Schwerststraftätern glauben zusammen mit ihrer 
Familie und den Straftätern in eine WG stecken 
und warten was passiert. Alte Weisheit: Mit Ve-
getariern muss man diskutieren wenn sie eine 
Wurstfabrik geerbt haben...“; „Die Ängste der Bür-
ger seine vollkommen überzogen. Genau sowas 
brauchen wir, das Opfer ist der Schuldige. der Herr 
Beamter Kriminologe Thomas Feltes erklaert uns, 
das wir alle Idioten sind. Von seiner Villa am See 
aus ..“; – von emails an den Autor mit dem Tenor 
„Sie sind ein Arschloch“ einmal abgesehen.
6 Vgl. „Frankfurter Rundschau“ vom 14.01.2010: 
Das Schlimmste verhindern, abrufbar unter: www.
fr-online.de/top-news/?em_cnt=2203825&
7 Pressemitteilung des BMJ vom 19.01.2010
8 Vgl. vor allem Kinzig, Jörg: Die Legalbewährung 
gefährlicher Rückfalltäter, Freiburg 2008; Ullen-
bruch, Thomas: Nachträgliche Sicherungsver-
wahrung – ein legislativer „Spuk“ im judikativen 
„Fegefeuer“?, NStZ 2007, 62–71. 
9 Zwischen 2001 und 2004 hatten Baden-Württem-
berg, Bayern, Sachsen-Anhalt, Niedersachsen und 
Thüringen „Straftäter-Unterbringungsgesetze“ 
verabschiedet, die vom Bundesverfassungsge-
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Es gibt keine Debatte über den Straf-
vollzug, nur einen hysterischen 

Aufschrei nach jedem vermeintlichen 
oder tatsächlichen Fall seines Versa-
gens. Entsprechend wird auch das Ziel 
des Freiheitsentzugs – die Resozialisie-
rung – zum Gegenstand öffentlicher 
Diskussion fast ausschließlich im Fall 
dramatischen Verfehlens, also beim 
Rückfall eines entlassenen Gefange-
nen, der als Mord und Totschlag in der 
Zeitung steht. Der Gleichgültigkeit der 
Öffentlichkeit gegenüber dem Gefäng-
nisalltag entspricht die Konzeptionslo-
sigkeit der Politik. Von einer stringenten, 
professionellen und engagierten Krimi-
nalpolitik kann in Deutschland seit Jahr 
und Tag keine Rede mehr sein.

Umso mehr Aufmerksamkeit ver-
dient eine Tagung von Experten aus 
Theorie und Praxis, die sich dem all-
gemeinen Desinteresse entgegenstellt 
und sich mit „Menschen hinter Gittern 
– Vom notwendigen Risiko sozialer Re-
integration“ beschäftigt. Anlass der Ver-
anstaltung in den Räumen der Friedrich-
Ebert-Stiftung am vergangenen Freitag 
war die Vorstellung des Buches „Das 
Gefängnis als Risiko-Unternehmen“, he-
rausgegeben von drei renommierten 
Experten des Strafvollzugs, Harald 
Preusker, Prof. Bernd Maelicke und 
Christoph Flügge.

Das Ergebnis der ganztätigen Dis-
kussion lässt sich so zusammenfassen: 
Der Strafvollzug in Deutschland ist bei 
weitem nicht so schlecht wie sein Ruf, 
aber die Politik arbeitet hartnäckig da-
ran, das zu verändern. Christoph Flügge, 
vormals Berliner Justiz-Staatssekretär 
und heute Richter beim Internationalen 
Strafgerichtshof für das frühere Jugosla-
wien (Den Haag), klagte, vor allem zwei 
Politiker hätten mit ihren Äußérungen 
in den vergangenen Jahren schädlichen 
Einfluss auf die Kriminalpolitik genom-
men, der ehemalige Bundeskanzler 
Gerhard Schröder (SPD) mit seiner Be-
merkung „Wegsperren, und zwar für 
immer!“ und Bundeskanzlerin Angela 

Merkel (CDU) mit ihrer Behauptung: 
„Opferschutz kommt vor Täterschutz.“ 
DieVerschärfungen der Sicherungsver-
wahrung in den letzten Jahren gingen 
wesentlich auf Schröders populistischen 
Ausruf zurück, sagte Flügge. Und Mer-
kels Satz verrate einen beklagenswerten 
Mangel an rechtsstaatlichem Bewusst-
sein. Denn es gebe in Deutschland 
überhaupt keinen Täterschutz, lediglich 
rechtsstaatliche Verfahrensvorschriften 
und Grundrechte, die selbstverständ-
lich auch jeder Gefangene in Anspruch 
nehmen könne.

Prof. Maelicke von der Universität 
Lüneburg forderte eine grundlegende 
Veränderung der Resozialisierungspra-
xis: „Die soziale Reintegration beginnt 
mit der Entlassung.“ Es sei ein Fehler – 
und eine Erklärung der hohen Rückfall-
quoten insbesondere bei Intensivtätern 
–, die Gefangenen nach ihrer Strafver-
büßung unzureichend oder gänzlich 
unbetreut in die Freiheit zu entlassen. 
Notwendig sei vielmehr der Aufbau 
von Netzwerken, in denen an einem 
Ort oder in einer Region die „Leistungs-
erbringer“ der ambulanten und stati-
onären Resozialisierung in geregelter 
Weise zusammenarbeiten.

Nicht sehr viel Hoffnung auf eine 
qualifiziertere Kriminalpolitik machte 
sich jedoch der ehemalige Gefängnis-
direktor Harald Preusker: „Es gibt in 
Deutschland keine Kriminalpolitik, die 
diesen Namen verdient.“

Christian Bommarius
Leitender Redakteur der Berliner Zeitung mit 
Schwerpunkten Innen- und Rechtspolitik
christian.bommarius@berliner-zeitung.de

richt wegen fehlender Gesetzgebungskompetenz 
der Länder für verfassungswidrig erklärt wurden, 
BVerfGE 109, 190–244.
10 Vgl. FS 1/2010, 6. Die Gesamtergebnisse sind 
nachlesbar bei Alex, Michael: Nachträgliche Si-
cherungsverwahrung – ein rechtsstaatliches und 
kriminalpolitisches Debakel, Holzkirchen 2010.
11 Ein weiterer Rückfall mit einem Sexualdelikt 
(sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Per-
sonen) lässt sich der Rechtsprechung entnehmen, 
BGH,Urt. v. 23.3.2006, R&P 2006, 205f. Zu diesem 
Fall wurden keine Auskünfte erteilt. Allerdings war 
die Entlassung aus der Sicherungsverwahrung 
auch nicht aus rechtlichen Gründen erfolgt, son-
dern in Form der Aussetzung der Unterbringung 
zur Bewährung. 
12 Stelly, Wolfgang;Thomas, Jürgen: Kriminalität 
im Lebenslauf. Tübingen 2005, 260; Dahle,Klaus-
Peter: Grundlagen und Methoden der Kriminal-
prognose. In: Kröber, Hans-Ludwig; Dölling, Dieter; 
Leygraf, Norbert; Saß, Henning (Hrsg.): Handbuch 
der Forensischen Psychiatrie. Band 3, Darmstadt 
2006, 22ff.; Feltes, Thomas: Rückfallprognose und 
Sicherungsverwahrung – die Rolle des Sachver-
ständigen. StV 2000, 281-286, 286
13 2. periodischer Sicherheitsbericht der Bundes-
regierung 2006, 640ff.
14 Vgl. zur Bedeutung protektiver Faktoren No-
wara, Sabine: Gefährlichkeitsprognosen bei Maß-
regeln. Zur Güte von Prognosegutachten und zur 
Frage der Legalbewährung. In: Barton, Stephan 
(Hrsg.): „... weil er für die Allgemeinheit gefährlich 
ist“. Baden-Baden 2006, 175–185, 182f.
15 Vgl. zur Problematik BGHSt 50, 373, 384.
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Kenngrößen zum Jugendstrafvollzug 
in Baden-Württemberg erstellen: Da-
ten über berufliche und schulische 
Bildung, Drogenberatung, Sozialthe-
rapie, soziales Training, Nachsorge-
maßnahmen etc. Hinzu kommen Da-
ten zu verschiedenen Vollzugsformen, 
besonderen Vorfällen, Lockerungen, 
Disziplinierungen etc., die Entwick-
lungstendenzen erkennen lassen und 
auf Handlungsbedarf hinweisen.  Bei 
der Interpretation dieser Daten sollen 
Veränderungen der Population im Ju-
gendstrafvollzug berücksichtigt wer-
den. Die Kenngrößen zur Struktur der 
Behandlungs- und Betreuungsformen 
werden ergänzt durch eine Beschrei-
bung der jungen Gefangenen nach Al-
ter, Herkunft, Delikten etc. Diese Daten 
lassen sich meist elektronisch ermitteln 
und als Jahresbilanz auf Grund der Jah-
resdurchschnittsbelegung darstellen. 
Sie ist aussagekräftiger als eine reine 
Stichtagserhebung.

Wirkungsanalyse 

Bereiche und Zeitpunkte

Die Wirksamkeit des Jugendstrafvoll-
zugs soll evaluiert werden, indem die 
Entwicklung der jungen Gefangenen 
im Vollzug und ihre Integration in die 
Gesellschaft nach der Entlassung be-
wertet werden. Erfasst werden die in-
dividuellen Entwicklungen in sieben 
Bereichen: 

Schutz vor Übergriffen von Mitge- -
fangenen;
Leistungsbereich; -
Körperliche und psychische Gesund- -
heit, einschließlich Sucht;
Finanzen und Schulden; -
Aggressivität/Gewalttätigkeit; -
Sozialer Nahbereich (Familie,  -
Partnerin, Freunde etc.) und 

ein von der Erziehungsplankonferenz   -
zu bestimmendes Entwicklungsziel.

Gemessen und ermittelt werden die 
erforderlichen Daten zu fünf Zeitpunk-
ten: 

Zugang in den Jugendstrafvollzug  -
(t1);
Entlassung aus dem Jugendstrafvoll- -
zug (t2);
ein Jahr nach Haftentlassung (t3); -
drei Jahre nach Haftentlassung (t4); -
fünf Jahre nach der Haftentlassung  -
(t5).

Zusammenführung und Bewertung 
der verschiedenen Erhebungen und 
Datenquellen über den einzelnen jun-
gen Gefangenen erfolgen durch den 
Kriminologischen Dienst, damit es nicht 
zu einer Selbstevaluation kommt. Im 
Mittelpunkt steht die Frage, ob die im 
Erziehungsplan formulierten Ziele er-
reicht werden. Budgetierung von Mit-
teln oder Kontrolle der Leistung von 
Mitarbeitern sind damit ausdrücklich 
nicht verbunden.

Schutz vor Übergriffen von 
Mitgefangenen

Nicht zuletzt der Mord in der JVA Sieg-
burg, die Empfehlungen der Werthe-
bach-Kommission und eine Analyse der 
baden-württembergischen Führungs-
akademie in der JVA Adelsheim über 
Schutz vor Übergriffen von Mitgefan-
genen verdeutlichen, dass gewalttä-
tiges Verhalten im Jugendstrafvollzug 
besonderer Beachtung bedarf. Wer als  
(junger) Gefangener in Unsicherheit 
lebt oder sich unsicher fühlt, von dem 
kann man keine (Re)Sozialisierung ver-
langen oder erwarten. Dies hat im ba-
den-württembergischen Jugendstraf-
vollzugsrecht einen hohen Stellenwert: 
„Schädlichen Folgen des Jugendstraf-
vollzuges ist entgegenzuwirken. Die 
jungen Gefangenen sind insbesondere 
vor Übergriffen zu schützen“ (§ 2 Abs. 
4 JVollzGB IV). 

Ausgangslage und Relevanz

Für die Evaluation des Jugendstrafvoll-
zugs gibt es viele gute Gründe:

Vorgaben des Bundesverfassungsge- -
richts im Urteil vom 30. Mai 2006;
Vorschriften über kriminologische  -
Forschung im Jugendstrafvollzugs-
recht;
das offizielle und inoffizielle Länder- -
benchmarking;
die Kostenentwicklung im Jugend- -
strafvollzug;
vollzugspolitische und vollzugswis- -
senschaftliche Überlegungen;
vollzugspraktischer Hilfebedarf. -

Als Kriminologen im baden-württem-
bergischen Justizvollzug wurden die 
Verfasser daher beauftragt, interdiszi-
plinär eine Evaluationskonzeption zu 
erarbeiten. Eine Kurzform ohne die wis-
senschaftlichen Nachweise in der Lang-
fassung soll hier vorgestellt werden. Die 
Konzeption besteht in einem Struktur-
bericht über den Jugendstrafvollzug 
und aus einer Wirkungsanalyse, basie-
rend auf Individualdaten der jungen Ge-
fangenen. In ihr sollen zunächst junge 
Gefangene berücksichtigt werden, die 
aus der JVA Adelsheim entlassen wer-
den. Nach einem Probelauf werden die 
angewandten Forschungsinstrumente, 
die Ablauf- und Erfassungsstruktur 
überprüft, angepasst und verändert. 
Im Anschluss daran wird die Evaluation 
auf alle jungen Gefangenen in der JVA 
Adelsheim ausgeweitet. Nach erfolg-
reicher Implementierung dort soll die 
Evaluation auf alle Einrichtungen des 
Jugendstrafvollzugs in Baden-Württ-
emberg übertragen werden. 

Strukturbericht 

Der Kriminologische Dienst wird künftig 
einen Jahresbericht mit verschiedenen 

Evaluationskonzeption für den 
baden-württembergischen Jugendstrafvollzug
Jürgen Thomas, Wolfgang Stelly, Joachim Obergfell-Fuchs, Rüdiger Wulf
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Leistungsbereich

Der Einfluss einer positiven Entwicklung 
im Leistungsbereich auf die Reintegrati-
onsbedingungen nach der Entlassung 
ist wissenschaftlich nachgewiesen. An-
gesichts der häufig problematischen 
Ausgangslage im schulischen oder 
im Ausbildungsbereich bei Antritt ei-
ner Jugendstrafe sind Entwicklungs-
fortschritte hier besonders wichtig. 
So haben nur zwischen 40 und 45 % 
der Zugänge in den baden-württem-
bergischen Jugendstrafvollzug einen 
deutschen Hauptschulabschluss. Eine 
höhere Schulbildung oder abgeschlos-
sene Berufsausbildungen sind die Aus-
nahme.

Körperliche und psychische 
Gesundheit

Fast die Hälfte aller jungen Gefangenen 
hat Therapiebedarf im Suchtbereich. 
Eine fortgesetzte Suchtmittelabhängig-
keit stellt nicht nur ein Rückfallrisiko 
dar, sondern erschwert die Integration 
in den Leistungsbereich. Nicht zuletzt 
besteht ein unmittelbarer Zusammen-
hang zwischen Drogenkonsum und 
Schulden. Problematisch sind auch 
junge Gefangene mit psychischen 
oder psychiatrisch relevanten Auffäl-
ligkeiten. Diese Auffälligkeiten äußern 
sich im Vollzug in mangelndem Durch-
haltevermögen, erhöhter Reizbarkeit 
und aggressivem Verhalten, teilweise 
in autoaggressivem Verhalten, depres-
siven Tendenzen gepaart mit Rückzug, 
sozialer Isolation und Angstzuständen.- 
Zunehmend sind junge Gefangene mit 
deutlichen Anzeichen von Dissozialität 
festzustellen, die häufig mit Zeiten von 
Obdachlosigkeit und starker Bindungs-
losigkeit einhergeht. 

Finanzen/Schulden

Bisherige Untersuchungen ergeben, 
dass die Schuldenproblematik im Zeit-
verlauf deutlich zugenommen hat. Be-
trug der Anteil der jungen Gefangenen 
in Adelsheim mit Schulden im Jahr 1993 
noch 42 %, so stieg er im Jahr 2005 

auf 58 %. Auch die Höhe der Schulden 
stieg deutlich an. Bei der Evaluation des 
Nachsorgeprojekts „Chance“, bei dem 
zum Strafende entlassene Jugendstraf-
gefangene nach ihrer Haftverbüßung 
betreut werden, zeigte sich, dass die 
Schuldenregulierung einer der drei zen-
tralen Schwerpunkte der sozialarbeite-
rischen Unterstützung darstellt.

Aggressivität/Gewalttätigkeit

Im Jugendstrafvollzug ist ein beacht-
licher Anstieg von Tätern festzustellen, 
die (auch) wegen eines Gewaltdelikts 
zu unbedingter Jugendstrafe verur-
teilt wurden. Er betrug 2008  45% aller 
Zugänge. Dabei handelt es sich aus 
der Sicht vieler Vollzugspraktiker nicht 
nur um ein rein quantitatives, sondern 
mindestens ebenso um ein qualitatives 
Problem. 

Sozialer Nahbereich

Fehlende oder problematische Einbin-
dung ist ein zentraler Risikofaktoren 
für erneute Straffälligkeit nach der 
Entlassung. Die Kontaktaufnahme mit 
wichtigen Personen aus dem sozialen 
Nahbereich zählt zu den zentralen Auf-
gaben während der Haftverbüßung 
und nach der Entlassung. So sollen die 
Personensorgeberechtigten aus dem 
sozialen Nahbereich des jungen Ge-
fangenen schon zu Beginn der Haftzeit 
im Rahmen des Erziehungsplans in die 
Planung integriert werden. Angesichts 
häufig nicht vorhandener oder proble-
matischer sozialer Einbindungen vor 
der Inhaftierung ist ein nicht geringer 
Teil der Jugendlichen auf institutionelle 
Hilfen nach der Entlassung angewiesen. 
Daher wird auch auf eine frühzeitige 
Kontaktaufnahme mit Mitarbeitern 
entsprechender Institutionen Wert ge-
legt.

Frei zu bestimmender 
Evaluationsbereich

Obgleich viele junge Gefangene deut-
liche Defizite bzw. Auffälligkeiten in 
den dargestellten Evaluationsbereichen 

aufweisen, decken diese nur einen Teil 
aller Defizite ab. In einem frei zu be-
stimmenden Evaluationsbereich soll 
der individuelle Entwicklungsstand des 
jeweiligen Gefangenen berücksichtigt 
werden. Individuelle Fähigkeiten und 
Fertigkeiten auf der einen sowie spe-
zifische Problemlagen auf der anderen 
Seite sollten Entwicklung und Zielori-
entierung bestimmen. 

Verfahren

Zugangsdiagnose und 
Zielbestimmung

Zum Zeitpunkt t1 wird für den jungen 
Gefangenen eine umfassende Dia-
gnose von Problemverhalten, Defizi-
ten und Kompetenzen in den sieben 
Entwicklungsbereichen erstellt. Als 
Informationsquellen dienen schrift-
liche Unterlagen (JGH-Bericht, Bewäh-
rungshilfebericht, Urteil, Zeugnisse), 
ein Zugangsgespräch, standardisierte 
Leistungserhebungen in schulischer 
Bildung und beruflichen Kompetenzen 
sowie Verhaltensbeobachtungen durch 
Mitarbeiter der jeweiligen Hafthäuser. 
Die Zugangsdiagnose wird doku-
mentiert. Erfasst werden neben dem 
Entwicklungsstand in den genannten 
Bereichen verschiedene Stammdaten, 
Strafdaten und Daten zur strafrecht-
lichen Vorgeschichte. Sie sind nicht nur 
für die individuelle Wirkungsanalyse 
von Bedeutung, sondern geben Aus-
kunft über strukturelle Veränderungen 
der Vollzugspopulation. Sie wird von 
den Mitarbeitern der Zugangskom-
mission durchgeführt und von den 
Mitarbeitern der Hauskonferenz bei 
der Erstellung des Erziehungsplanes 
ergänzt und korrigiert. Bestandteil der 
Zugangsdiagnose sind kriminologische 
Testverfahren, mit denen Aggressivi-
tät, Empathie, Selbstkontrolle und 
Leistungsbereitschaft erfasst werden. 
Mit diesen Testverfahren soll eine von 
den Fachdiensten und Betreuern unab-
hängige Überprüfung der individuellen 
Veränderungen sichergestellt werden. 
Die Testbögen werden von den jungen 
Gefangenen selbstständig ausgefüllt. 
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Indikatoren für den Erfolg der Maßnah-
men werden die reguläre Beendigung 
der jeweiligen Maßnahme, die Zielerrei-
chung gemäß fachdienstlicher Beurtei-
lung und die Beurteilung der Gesamt-
entwicklung herangezogen. Erfasst 
werden sollen auch Maßnahmen der 
Entlassungsvorbereitung und Informa-
tionen darüber, ob und gegebenenfalls 
wie die Kontaktaufnahme zu Nachsor-
gebetreuern und/oder Bewährungshel-
fern erfolgte. Die Erfassung dieser Daten 
erfolgt kurz vor der Entlassung durch ein 
Mitglied der Hauskonferenz auf Grund 
der Gefangenenpersonalakte bzw. der 
hausinternen Dokumentation. 

Die jungen Gefangenen werden 
kurz vor der Entlassung nochmals den 
kriminologischen Testverfahren unter-
zogen, die schon im Zugang angewen-
det wurden. Durch Vergleich der Werte 
zu beiden Zeitpunkten können Rück-
schlüsse auf Entwicklungen unabhän-
gig von den fachdienstlichen Beurtei-
lungen gezogen werden. Die Testbögen 
werden von den jungen Gefangenen 
kurz vor der Entlassung selbstständig 
ausgefüllt und dem kriminologischen 
Dienst zugeleitet, der für Auswertung 
und Analyse verantwortlich ist. Ergän-
zend zur quantitativ ausgerichteten Er-
fassung des Vollzugsverlaufs und des 
Maßnahmenerfolgs soll die individuelle 
Entwicklung der jungen Gefangenen 
mit Hilfe qualitativer Einzellfallanalysen 
evaluiert werden. Diese qualitativen 
Einzelfallanalysen sollen in einer Zu-
fallsstichprobe etwa 10 % aller in der 
Evaluation berücksichtigten jungen Ge-
fangenen umfassen. Die Datengrundla-
ge hierfür bildet neben der Personalakte 
auch eine Befragung des jungen Ge-
fangenen durch den kriminologischen 
Dienst kurz vor Entlassung. Die quali-
tative Analyse ermöglicht es nicht nur, 
Maßnahmen und Bewertungen der 
Fachdienste nachzuvollziehen, sondern 
den Kontext von Behandlungsabbrü-
chen bzw. -erfolgen zu erfassen. Über 
den bilanzierenden Vergleich hinaus 
ist es zudem möglich, Verlaufsaspekte 
wie Leerlaufzeiten, Rückschläge und 
positive Wendepunkte zu analysieren. 

Die Befragung der jungen Gefangenen 
erlaubt es, die im Einzelfall erfolgten 
Maßnahmen, Hindernisse und Defizite 
im Behandlungsverlauf einerseits und 
Entwicklungsfortschritte andererseits 
aus der Sicht der „Behandelten“ darzu-
stellen. Die Kritik der jungen Gefange-
nen kann Hinweise auf Probleme und 
damit verbundenen Veränderungsbe-
darf geben.

Die Zusammenführung der ver-
schiedenen Informationen wird vom 
Kriminologischen Dienst durchgeführt. 
Im Zentrum der bilanzierenden Evalu-
ation des Vollzugsverlaufs stehen fol-
gende Fragen: 

Waren die vorgeschlagenen Maß- -
nahmen der Problemlage angemes-
sen?
Wurden die im Erziehungsplan vorge- -
sehenen Maßnahmen umgesetzt? 
Wurden die Ziele der Maßnahmen  -
erreicht? 
Inwieweit wurden die gesetzten Ent- -
wicklungsziele erreicht?
Wo besteht weiterer Handlungsbe- -
darf in einer Nach-/Bewährungsbe-
treuung?

Nachgegangen werden soll den Grün-
den, die einer Zielerreichung entgegen-
stehen. Diese können bei den jungen 
Gefangenen selbst (z. B. keine Mitwir-
kungsbereitschaft), bei der Anstalt (z. B. 
keine adäquaten Maßnahmen) oder in 
„objektiven“, d.h. von außen vorgege-
benen Gründen liegen (Abschiebung, 
zu kurze Haftzeit etc.). Die Evaluation 
der Entwicklungsverläufe im Vollzug 
bildet die Basis für praxistaugliche Ver-
änderungsvorschläge in Sachen Perso-
naleinsatz, Organisation und Konzepte. 
Zudem beinhaltet sie Empfehlungen 
für den weiteren Behandlungsbedarf 
nach der Entlassung im Rahmen der 
Nachsorge und der Bewährung. 

Überprüfung der Nachhaltigkeit 
im Nach-Untersuchungszeitraum 

Zur Überprüfung der Nachhaltigkeit 
von Entwicklungsfortschritten sollen 
ein Jahr nach der Entlassung die be-

Soweit erforderlich gibt es Hilfestellung 
durch Mitarbeiter. Auswertung und 
Einordnung der Testergebnisse erfolgt 
durch den Kriminologischen Dienst. Die 
Zugangsdiagnose bildet die Basis für die 
Formulierung von Entwicklungszielen 
durch die Zugangskonferenz bzw. die 
erste Hauskonferenz, die dann im Erzie-
hungsplan verankert werden. Die Ziele 
können geändert werden, wenn sich die 
tatsächliche Grundlage verschiebt. Die 
Entwicklungsziele sind – abhängig von 
Breite und Intensität der Problemlagen 
– individuell zu formulieren. 

Entlassungsdiagnose und 
Überprüfung der Zielerreichung 

Kurz vor den Entlassung (t2) werden 
mit einem Datenblatt Informationen zu 
Vollzugsformen, Lockerungen, Verhal-
tensauffälligkeiten im Vollzugsverlauf 
(Gewalt, Drogen etc.) und Entlassungs-
art erhoben. Einige dieser Daten (z. B. zu 
Lockerungen, Bewährungsentlassung) 
können selbst als Indikatoren einer posi-
tiven Entwicklung interpretiert werden. 
Andere Indikatoren (Disziplinarmaß-
nahmen, Straftaten im Vollzugsverlauf ) 
liefern Anhaltspunkte für eine qualita-
tive Analyse des Einzelfalls, die auch 
zeitliche Aspekte berücksichtigt, z. B. 
Auffälligkeiten am Anfang oder Ende 
der Haft. 

Die Entlassungsdiagnose besteht aus 
vier Teilen: 

Erfassung zentraler Kennwerte des  -
Vollzugsverlaufs; 
Erhebung der erfolgten Maßnahmen  -
und ihrer Ergebnisse;
Kriminologische Testverfahren mit  -
den jungen Gefangenen;
qualitative Einzelfallanalysen durch  -
den kriminologischen Dienst.

Zusätzlich werden alle Behandlungs-
maßnahmen für die sieben Entwick-
lungsbereiche erfasst. Erhoben wer-
den Behandlungshindernisse, die beim 
jungen Gefangenen, in den strafrecht-
lichen Rahmenbedingungen oder im 
Jugendstrafvollzug liegen können. Als 
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treuenden Bewährungshelfer und/oder 
Betreuer der freien Straffälligenhilfe be-
fragt werden. Die zentralen Fragen bei 
dieser Nach-Untersuchung sind:

Wie verlief die weitere Entwicklung  -
des jungen Gefangenen in den Be-
reichen Leistung, Gesundheit/Sucht, 
Aggression/Gewalttätigkeit, Finan-
zen/Schulden, sozialer Nahbereich 
und dem frei zu wählenden Unter-
suchungsbereich?
Wurden, soweit weiterer Behand- -
lungsbedarf vorlag, die im Jugend-
strafvollzug begonnenen Maßnah-
men fortgeführt?
Wie wirksam waren die im Vollzug  -
durchgeführten Maßnahmen für die 
Reintegration der jungen Gefange-
nen?

Angesichts der langen und vielschich-
tigen Problemlagen ist eine vollständige 
Zielerreichung während des Jugend-
strafvollzugs wenig wahrscheinlich. Ihr 
stehen zudem häufig äußere Rahmen-
bedingungen entgegen. Aus diesem 
Grund ist eine weitere Bearbeitung der 
Problematik erstrebenswert. Ob es dazu 
kommt, welche Art von Maßnahmen 
durchgeführt werden, ob die Maßnah-
men erfolgreich beendet werden, und 
ob letztlich ein Rückgang oder gar eine 
Beendigung aggressiven Verhaltens zu 
beobachten ist, muss für die Zeit nach 
der Haftentlassung beobachtet, bewer-
tet und dokumentiert werden.

Die Nachuntersuchung beinhaltet 
Analysen zur Wirkung von Behand-
lungsmaßnahmen in einem retrospek-
tiven Kontrollgruppendesign. Im Nach-
gang werden künstlich zwei Gruppen 
von jungen Gefangenen mit ähnlichen 
Problemlagen und ähnlichen Delikt-
strukturen gebildet, wobei eine Grup-
pe an einer spezifischen Maßnahme 
teilgenommen hat, während dies bei 
der anderen Gruppe nicht der Fall ist. 
Untersucht werden kann mit diesem 
Kontrollgruppendesign die Wirkung 
spezifischer Behandlungsmaßnahmen 
auf die weitere Entwicklung des (Ex-)Ge-
fangenen. Da die Evaluation selbst nicht 
Grund für die Zuweisung zu einer Maß-

nahme war, ist ein solches retrospektiv 
angelegtes Kontrollgruppendesign mit 
ethischen Standards vereinbar. Den jun-
gen Gefangenen wird keine Maßnahme 
vorenthalten, deren Wirksamkeit bereits 
nachgewiesen ist.

Die notwendigen Informationen 
über die weitere Entwicklung können 
nur aus dem sozialen Nahfeld des Be-
treffenden aus Selbstauskünften oder 
aus institutionellen Kontakten stam-
men. Da die Auskunftsbereitschaft des 
Betreffenden und des sozialen Nahfelds 
nach der Entlassung drastisch abnimmt, 
bietet sich ein Zugang über die sozi-
alarbeiterische Betreuung an. Befragt 
werden sollen die Nachsorgekräfte zu 
den Entwicklungen im Nachuntersu-
chungszeitraum hinsichtlich Leistung, 
Gesundheit/Sucht, Aggression/Gewalt-
tätigkeit, Finanzen/Schulden und sozi-
aler Nahbereich. Da strafrechtlich rele-
vante Auffälligkeiten z. B. hinsichtlich 
Such oder der Gewalt, einen wichtigen 
Indikator für den Maßnahmenerfolg 
darstellen, sind auch diese Gegenstand 
der Befragung. Ergänzt wird sie durch 
eine erste Zenralregisterziehung, die 
mit zeitlicher Verzögerung nach der 
Befragung der Nachsorgekräfte (Be-
währungshelferin; Mitarbeiterin der 
Freien Straffälligenhilfe) durchgeführt 
werden soll. Eine mehrmonatige Verzö-
gerung ist notwendig, damit bei beiden 
Informationsquellen der gleiche Unter-
suchungszeitraum abgedeckt wird.  

Rückfall und Bewährung drei 
bzw. fünf Jahre nach Entlassung

Drei beziehungsweise fünf Jahre nach 
der Entlassung werden weitere Bundes-
zentralregisterziehungen durchgeführt. 
Der erste Risikountersuchungszeitraum 
ergibt sich durch das Ende der Bewäh-
rungsunterstellungen, die üblicherwei-
se drei Jahre nicht übersteigen. Der 
zweite Risikountersuchungszeitraum 
folgt aus den Löschungsfristen beim 
Bundeszentralregister. Auch wenn der 
potentielle Einfluss des Jugendstraf-
vollzuges mit zunehmender Dauer in 
Freiheit deutlich abnimmt, weisen die 

Registerauskünfte auf die Integrations-
bedingungen hin. Bei erneuter Inhaftie-
rung oder kontinuierlicher Begehung 
von Straftaten muss von einer man-
gelhaften Integration ausgegangen 
werden. Darüber hinaus ermöglichen 
die Rückfalluntersuchungen detaillierte 
Analysen über Rückfallhäufigkeiten, 
Schwere des Rückfalls, über deliktsspezi-
fische Unterschiede, aber auch über den 
Abbruch krimineller Karrieren. Das ist 
zur Beschreibung der „Justizkarrieren“ 
von entlassenen Gefangenen aus dem 
Jugendstrafvollzug aufschlussreich.

Ausblick

Mit dem skizzierten Evaluationskonzept 
werden zwei gesetzliche Ziele verfolgt, 
die Evaluation der in §  5JVollzGB IV vor-
geschriebenen Erziehungspläne sowie 
Entwicklung und Forschung gemäß § 
87 JVollzGB IV.

Die Evaluation erfolgt auf zwei zentralen 
Ebenen. 

Auf der individuellen Ebene kann 
analysiert und verfolgt werden, ob sich 
der junge Gefangene „plangemäß“ ent-
wickelt hat. Das war bislang nur in-
tuitiv möglich. Das wird künftig den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im 
Jugendstrafvollzug eine wertvolle Hil-
festellung sein. 

Stellt man bei der Analyse der Ein-
zelfälle fest, dass Defizite in bestimmten 
Einzelbereichen gehäuft nicht aufgear-
beitet werden konnten, so deutet das 
auf strukturelle Mängel hin, die zeitnah 
abgestellt werden können. Das kann 
sich auch aus der Auswertung des jähr-
lichen Strukturberichts ergeben. Anders 
als Evaluationen, die sich ausschließlich 
auf Rückfalldaten stützen (wollen), er-
scheint dieses Vorgehen methodisch 
und praktisch überlegen. Da der Ju-
gendstrafvollzug Vorreiter, Pionier und 
Trendsetter für den gesamten Straf-
vollzug ist, könnte dem vorliegenden 
Evaluationsansatz künftig eine noch 
größere praktische Bedeutung (im Er-
wachsenenvollzug) zukommen.
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sung in Aussicht zu stellen. Dafür muss 
er sich in vielerlei Hinsicht beweisen.

Sozialarbeiter beispielsweise ar-
beiten mit einzelnen Jugendlichen und 
auch Gruppen zusammen. In Bezug auf 
die Beziehungsgestaltung gelten wie-
der die Variablen Empathie, Kongruenz, 
Akzeptanz. Das Zusammenleben wird 
durch klare Regeln sichergestellt. Stär-
ken und Ressourcen werden gestärkt 
(hier zeigt sich der Grundgedanke einer 
Hilfe zur Selbsthilfe).

Schemata und Schemamo- 
di (Persönlichkeitsfacetten)

Schemapädagogik geht nun davon  
aus, dass psychosoziale Probleme von 
Klienten in ihrem Umgang mit sich 
selbst und anderen hauptsächlich 
durch nachteilige innerpsychische 
Muster (Schemata) verursacht werden 
(Damm 2010a). 

Ein solches Schema führt im Falle 
einer Aktivierung zu bestimmten Er-
innerungen, Gedanken (Kognitionen), 
Emotionen und Körperempfindungen. 
Zu einer Aktivierung kommt es gewöhn-
lich, wenn der Betreffende in eine Situa-
tion gerät, die in einem Zusammenhang 
steht mit unliebsamen biografischen 
Erfahrungen. Die aktuelle Situation wird 
dann automatisch als Gefahrensituation 
interpretiert. Intuitiv reagiert er unange-
passt, übertrieben. Erschwerend kommt 
hinzu: Das, was um ihn herum passiert, 
sieht er als Ursache seines Erlebens an, 
er erkennt nicht, dass die Situation/der 
Mitmensch usw. „nur“ sein(!) innerpsy-
chisches Muster auslöst. 

Ein Schema beeinflusst den Le-
bensstil des Betreffenden maßgeblich 

Schemapädagogik ist eine neue Pä-
dagogik. Entwickelt wurde sie aus 

den sogenannten schemaorientierten 
Therapien (Kognitive Therapie, Schema-
therapie und Klärungsorientierte Psycho-
therapie). Das Konzept verfolgt das Ziel, 
beim Klienten ein Problembewusstsein 
zu erwecken, etwaige Manipulationen zu 
minimieren und ihn dauerhaft zu sozial 
erwünschten Verhaltensänderungen zu 
motivieren. 

Allgemeines

Die obersten Ziele des Strafvollzugs 
sind: Erziehung und Resozialisierung. 
Das heißt, der Straftäter soll während 
der Haft befähigt werden, zukünftig in 
sozialer Verantwortung ein Leben ohne 
Straftaten zu führen (Mührel 2005). Hier-
für müssen gewöhnlich Defizite auf ver-
schiedenen Ebenen (sozial, beruflich, 
schulisch) aufgearbeitet werden.

Die Maßnahmen und Aktivitäten in 
einer Jugendvollzugsanstalt (JA) sind 
entsprechend auf diese Ziele hin ausge-
legt. Einige Beispiele: Die Gefangenen 
sind gewöhnlich in Wohngruppen un-
tergebracht, wo unter anderem soziales 
Lernen stattfindet. Der Alltag ist hoch-
gradig strukturiert. Die Jugendlichen 
nehmen an Arbeitsangeboten teil. Sie 
können auch schulische und berufliche 
Qualifizierungsmaßnahmen wahrneh-
men. Solche Aktivitäten werden finanzi-
ell vergütet – was zur Motivation seitens 
der Gefangenen beiträgt. 

Auch durch andere Maßnahmen 
sollen die Heranwachsenden auf ihre 
Entlassung vorbereitet werden. Es gibt 
beispielsweise die Möglichkeit, dem 
Jugendlichen Vollzugslockerungen, Ur-
laub und sogar eine vorzeitige Entlas-

Schemapädagogik im Strafvollzug – 
Ein neuer Ansatz zur Entwicklung eines Problembewusstseins 
seitens des Klienten
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(Young et al. 2008). Zum Beispiel „gerät“ 
er immer wieder „ungewollt“ in diesel-
ben Situationen. Am Muster Misstrau-
en/Missbrauch lässt sich der Mechanis- 
mus gut demonstrieren. Manche Per-
sonen mit diesem Schema suchen und 
finden ausschließlich Beziehungspart-
ner, die Erstere schlecht behandeln. 
Oder sie behandeln im Zuge des Muster 
andere schlecht.

In Zusammenhang mit einem oder 
mehreren Schemata steht ein soge-
nannter Schemamodus. Er tritt unmittel-
bar in Erscheinung, sobald ein Schema 
aktiviert ist. Den Begriff kann man auch 
übersetzen mit: Ich-Zustand, Persönlich-
keitsfacette, Teil-Persönlichkeit. Young 
et al. (2008) unterscheiden verschie-
dene Schemamodi. Ist ein Klient etwa 
im Modus Impulsiv-undiszipliniertes Kind, 
dann wirkt er aufmüpfig, unreflektiert, 
bockig. Ist zum Beispiel der Schikanierer- 
und Angreifer-Modus aktiviert, erscheint 
der Betreffende sadistisch, unempa-
thisch und gewaltbereit.

Erfahrungsgemäß haben die Kli-
enten so gut wie keinen Einblick in 
ihre innerpsychischen Strukturen, ge-
nauer gesagt, sie kennen ihre eigenen 
Schemamodi nur ungenügend. Wenn 
zum Beispiel ein Klient „mal wieder seine 
5 Minuten hat“ und versucht, den Sozial-
arbeiter an der Nase herumzuführen, so 
könnte Letzterer zu dem Schluss kom-
men: „So jetzt bist Du im Manipulierer, 
Trickser, Lügner-Modus.“

Ganz wichtig: Ist einer der genann-
ten Modi aktiv, denkt, fühlt und handelt 
der Klient in einer ganz bestimmten 
Weise. Mit „gesundem Menschenver-
stand“ kann man ihn nicht von seinem 
„Trip“ abbringen. Man muss warten, bis 
der Betreffende „runterkommt“ bezie-
hungsweise im sogenannten Modus des 
Gesunden Erwachsenen ist. Dann erst ist 
er selbstreflektiert, einsichtig, reaktions-
flexibel, offen und aufnahmefähig.

Eigene Schemata und 
Schemamodi berücksichtigen

In der JA hat man es häufig mit Jugend-
lichen zu tun, die sehr nachteilige Kom-
binationen von maladaptiven (dysfunk-
tionalen) Schemata und Schemamodi 
aufweisen. Hinzu kommen weitere 
ungünstige Faktoren, die das Zusam-
menleben stören. 

Viele Häftlinge haben eine geringe 
Frustrationstoleranz, offenbaren An-
zeichen von Hyperaktivität, latenter 
Aggressivität, und sie zeigen ferner 
spezifische charakterologische Facet-
ten, die die Arbeitsbeziehung belasten 
können (antisoziale, narzisstische und 
paranoide). 

Die Fachkraft muss entsprechend 
jederzeit mit Manipulationen, Psycho-
spielen, Images rechnen. Sie ist sich aber 
darüber bewusst, dass die Manipulati-
onen im Laufe der Biografie des Klienten 
entstanden sind, und sie sind nicht per-
sönlich gemeint. Zur Ausprägung einer 
hohen Frustrationstoleranz seitens der 
Fachkraft hilft die Herstellung eines dy-
namischen Gleichgewichts zwischen 
Unterstützung und Verständnis einer-
seits und empathischer Konfrontation 
andererseits. 

Komplementärer 
Beziehungsaufbau

Es bedarf viel Fingerspitzengefühl beim 
Aufbau von Beziehungen, die wirklich 
authentisch sind. Die Arbeit mit den 
Schemamodi bietet sich besonders bei 

dieser Klientel an, wie unten noch zu 
zeigen sein wird. 

In Bezug auf die Beziehungsgestal-
tung ist besonders die Kenntnis der 
Aktenlage der Jugendlichen, mit denen 
man zu tun hat, hilfreich. Die meisten 
begangenen Delikte können leicht 
mit bestimmten Schemamodi in Ver-
bindung gebracht werden. Mit diesen 
muss die Fachkraft jederzeit rechnen. 
Schließlich können sie auch in der Haft 
durch Mithäftlinge oder bestimmte Si-
tuationen ausgelöst werden.

In Tabelle 1 unten sind einige Beispiele 
ausgeführt

Da es in einer JA stets berufliche, 
schulische und andere Angebote gibt, 
kann es lohnenswert sein, die bevor-
zugten Aktivitäten von Jugendlichen 
zu registrieren. Daran kann sich eine 
komplementäre Beziehungsgestaltung 
orientieren. Vielleicht hat ein Jugendli-
cher ein offensichtliches Interesse an ei-
ner bestimmten Aktivität (etwa Fußball); 
eventuell spricht er im Unterricht (in 
der in der JA untergebrachten Schule) 
ein Thema an, das ihn motiviert. Solche 
Hinweise können gezielt aufgegriffen 
und thematisiert werden. Eventuell er-
gibt sich ein Gespräch über die Zeit vor 
der Haft – und man kann Ressourcen 
freisetzen.

An geeignete Informationen kommt 
die Fachkraft auch möglicherweise in 
den regelmäßigen Teamsitzungen, an 
denen gewöhnlich alle Kolleginnen und 
Kollegen teilnehmen. 

Delikte Beteiligte Schemamodi

Raub, Erpressung

Straftaten gegen das Leben, 
Körperverletzung

Betrug, Untreue

Verstoß gegen das 
Betäubungsmittelgesetz

Schikanierer- und Angreifer-Modus

Zerstörer-/Killer-Modus

Manipulierer, Trickser, Lügner

Distanzierter Selbstberuhiger

Tabelle 1
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Tatsächlich entwickeln manche Straf- 
täter eine gewisse Perfektion im Um-
gang mit Freiräumen, mit dem Ziel, 
trotz der für sie widrigen Umstände die 
eigenen Interessen durchzusetzen.

Werden solche Vorfälle bekannt, 
sollte spätestens jetzt die Arbeit mit den 
Schemamodi beginnen. Dies sollte zeit-
nah erfolgen, um die übliche Neigung 
zur externalen Kausalattribuierung 
(„Der Andere war schuld!“) bestmöglich 
zu unterbinden.

Entsprechende Rückfälle, unerfreu-
lich, wie sie sind, bieten gleichzeitig die 
seltene verheißungsvolle Möglichkeit, 
beim Klienten ein Problembewusstsein 
zu erschaffen. 

Problemklärung

Ein Hauptproblem bei vielen jugend-
lichen Straftätern ist der Mechanismus 
externale Kausalattribuierung, worauf 
schon hingewiesen wurde. Viele delin-
quente Heranwachsende sehen sich 
entsprechend selbst als Opfer ihrer ei-
genen Vergehen. Das Schemamodus-
Modell soll diesen Wahrnehmungsfeh-
ler schrittweise beheben. 

Die Arbeit mit den Schemamodi ist 
nicht nur bei akuten Rückfällen hilf-
reich, sondern sie kann auch zur Prä-
vention eingesetzt werden. Spielerisch 
beziehungsweise humorvoll kann die 
Fachkraft einfache, aber eindeutige 
Schemamodi-Bezeichnungen in Ge-
spräche mit den Straffälligen einstreuen 
(„Na, Michael, kam da vor zwei Tagen der 
Killer-Michael in Dir raus, hm?“). Bei sol-
chen Interventionen sollte ausreichend 
Beziehungskredit vorhanden sein; au-
ßerdem muss sich der Klient gerade 
im Modus des Gesunden Erwachsenen 
befinden. Reagiert der Jugendliche auf 
solche Feststellungen nicht positiv, war-
tet die Fachkraft auf die nächste Situati-
on, in der der Straftäter gesprächsbereit 
erscheint.

Sobald der Jugendliche eine Sche-
mamodus-Bezeichnung als „Arbeits-
begriff“ akzeptiert, wird dieser immer 

wieder mal von der Fachkraft aufge-
griffen. Irgendwann kann man aktuelle 
Probleme des Klienten in Zusammen-
hang mit vergangenen Konflikten (vor 
der Haft) bringen („Der Killer-Michael in 
Dir hat Dich schon öfter in die Bredouille 
gebracht, stimmt’s?“ oder Ähnliches). 
Eventuell entwickeln sich durch solche 
humorvollen Sticheleien authentische 
Unterhaltungen über einen bestimmten 
maladaptiven Schemamodus. Die Vor- 
und Nachteile der entsprechenden Per-
sönlichkeitsfacette werden gemeinsam 
abgewogen. 

Denkbar ist auch, dass die Fachkraft 
in einem passenden Moment unter vier 
Augen die Wirkungsweisen von ausge-
wählten Schemamodi erklärt. Anhand 
einer Tabelle beispielsweise kann so der 
Klient in Sachen Schemamodi geschult 
werden. Eine solche Tabelle kann (in 
Anlehnung an das obige Beispiel) fol-
gendermaßen aussehen:
(siehe Tabelle 2 nächste Seite)

Es sollte auch geklärt werden, wann 
und wie genau welcher Modus ausge-
löst wird. Letztlich soll, wie auch bei 
den anderen Arbeitsfeldern der Fall, der 
Klient in die Verantwortung genommen 
werden, er muss seine charakterlichen 
Schattenseiten kontrollieren lernen. An-
sonsten, darauf weist der professionelle 
Helfer immer wieder hin, kommt es 
gezwungenermaßen zu Rückfällen und 
somit zu Straftaten, die nicht ungesühnt 
bleiben werden.

Aktive Motivation zur 
Problembewältigung 

Wenn Klienten verschiedene Namen 
für ihre kostenverursachenden Per-
sönlichkeitsfacetten gefunden haben, 
sind die Voraussetzungen für eine 
bewusste Kontrolle der Schemamodi 
geschaffen. 

Zur Unterstützung der Arbeit sollten 
Schemamodus-Memos erstellt werden, 
die aus vier Aspekten bestehen (siehe 
unten). Das Memo soll die Kenntnis 
über nachteilige Schemamodi kognitiv 

Die Berücksichtigung der an den De-
likten beteiligten Schemamodi ist auch 
im Arbeitsfeld Bewährungshilfe sinn-
voll. Der professionelle Helfer kann sich 
mithilfe der Kenntnis von bestimmten 
Mustern auf charakteristische Images, 
Psychospiele und sonstige Manipulati-
onen einstellen (Sachse et al. 2009). 

Wer auf die Interessen und Motiva-
tionen des Jugendlichen bewusst ein-
geht, trägt zu einem raschen Aufbau 
von Beziehungskredit (Vertrauensvor-
schuss) bei. In den ersten Tagen und Wo-
chen der Zusammenarbeit ist es wichtig, 
eine vertrauensvolle Beziehung herzu-
stellen. Gerade in dieser Zeit ist die Ge-
fahr eines Rückfalls in alte (delinquente) 
Verhaltensweisen erfahrungsgemäß im 
Durchschnitt recht hoch. Leicht kann 
der Jugendliche wieder in sein altes 
Umfeld abgleiten, und dann bleiben 
Schemamodi-Aktivierungen höchst-
wahrscheinlich nicht aus. 

Ausbau von vorhanden
Kompetenzen

Straftäter, die in einer JA untergebracht 
sind, finden, wie oben schon erwähnt, 
viele lebenspraktische Angebote vor, 
in denen sie ihre Ressourcen erkennen 
und ihre Potenziale verwirklichen kön-
nen. Das Team hat während der Haft die 
Aufgabe, entsprechende Interessen und 
Potenziale zu fördern. Wird der Jugend-
liche aus der Haft entlassen, sollte er ein 
vorbereitetes Netz aus Hilfsinstitutionen 
vorfinden, das ihn fordert (Beratungs-
stelle, Sportverein, Arbeitgeber, Schule 
usw.). Unter Umständen kann auch die 
Herkunftsfamilie in den Prozess einge-
bunden werden (Schmitt 2008). 

Problemaktualisierung

Es ist leider eine Tatsache, dass manche 
Jugendliche sogar schon in der Haft 
in delinquente Verhaltensmuster zu-
rückfallen. Erpressung, Raub, Gewalt, 
Drogenhandel – diese Phänomene sind 
keine Seltenheit (Laubenthal 2008).  

Forschung und Entwicklung
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verankern und zur dauerhaften Verhal-
tensänderung beitragen. 

Folgendes Memo, das in der Sprache 
des Klienten gehalten ist, stammt von 
einem männlichen Jugendlichen. Der 
Schüler M. ist 17 Jahre alt, und es wird 
der Schemamodus Schikanierer- und An-
greifer-Modus thematisiert. (Wichtig ist, 
dass der Klient mit eigenen Worten die 
Erinnerungskarte ausfüllt.) Angelehnt 
ist das Memo an die Empfehlungen von 
Roediger (2009: 84):

Die Erinnerungskarte von M.

Benennen einer Situation, in der ich 
wütend werde

„Wenn ich in meiner Stammknei-
pe sitze und mich jemand zu lange 
anguckt.“

Erkennen der aktivierten Teil-Persön-
lichkeit

„Ich weiß, dass so eine Situation  
Wut in mir auslöst, weil dann der 
aggressive M. in mir hochkommt 
– er war in ähnlichen Situationen 
kurzfristig nützlich.“

Anerkennen des unangepassten Den-
kens und Realitätsprüfung

„Mein Gedanke, dass der Andere  
mir schaden will, muss nicht stim-
men. Vielleicht schaut er nur „einfach 
so“ in der Gegend herum. Nicht je-
der, der mich anguckt, will sich mit 
mir schlagen.“

Trennen vom alten und Festigung des 
neuen Verhaltens

„Ich habe bisher immer gleich ag-
gressiv reagiert und dem Anderen 
Prügel angedroht. Ich könnte mich 
stattdessen umdrehen und gehen, 

Innerer… … motiviert Dich dazu…

Schikanierer-Michael … Deine Mitmenschen zu mobben und fertig 

zu machen.

Zerstörer/Killer-Michael … Sachen zu zerstören, aber auch dazu, andere 

zu schlagen, zu verletzen.

Trickser-Michael … andere zu manipulieren, für Deine Absichten 
einzuspannen.

auch wenn meine Kumpels das 
uncool finden. Die müssen sich ja 
nicht mit den Folgen auseinander-
setzen.“

Das Arbeitsblatt sollte dem Klienten 
ausgehändigt werden. In relevanten 
Situationen kann er dann noch recht-
zeitig einen Blick auf die Karte werfen 
und so möglicherweise die üblichen 
kostenverursachenden Handlungen 
unterbinden. 

Außerdem bietet sich für Straffäl-
lige das Führen von Schemamodus-
Tagebüchern an. In diesem wird täglich 
festgehalten, wann es zu Aktivierun- 
gen kommt und wie man der Sachlage 
letztlich Herr wurde. 

Beispiel

Ein wegen mehrfachen Autodiebstahls 
und mehrfacher schwerer Körperverlet-
zung vorbestrafter 18-jähriger Jugendli-
cher (Michael) gerät eines Tages in einer 
Discothek in eine Schlägerei. Einer der 
Beteiligten zeigt ihn bei der Polizei an. 
Er wird wenig später verhaftet und muss 
sich nach kurzer Zeit vor dem Richter 
verantworten. Das Urteil: zwei Jahre 
Haft ohne Bewährung. Er wird in die Ju-
gendstrafvollzugsanstalt verlegt. Zeu-
gen der Schlägerei sagten im Prozess 
aus, er hätte ohne ersichtlichen Grund 
auf sein Opfer mit äußerster Brutalität 
eingeschlagen, bis es bewusstlos wurde 
(Zerstörer-/Killer-Modus). 

In der Jugendstrafvollzugsanstalt 
wird er wegen der Qualität der Tat 
gezielt von einem Sozialarbeiter be-

treut, der nur unter Widerständen ei-
nen freundschaftlichen Kontakt zu ihm 
aufbauen kann (Modus Manipulierer, 
Trickser, Lügner). Begleitet wird die 
Phase des Beziehungsaufbaus von ei-
nigen Stolpersteinen („Alter, mit Dir 
will ich nix zu tun haben!“) (Modus Ag-
gressiver Beschützer). Michael lässt ihn 
oft auflaufen und lacht ihn dann aus 
(Modus Manipulierer, Trickser, Lüg-
ner). Doch der Sozialarbeiter lässt sich 
davon nicht beeindrucken (Herstellung 
von innerem Anstand), ihm liegt etwa 
an Michael. Eines Tages führen Sie ein 
Gespräch über das Model Pamela An-
derson, Michael hat ein Poster von ihr 
in seiner Zelle hängen (Komplementäre 
Beziehungsgestaltung). Diese Unter-
haltung bricht das Eis. 

Michael ärgert sich sehr darüber, 
dass er mit anderen Häftlingen an 
Gruppengesprächen teilnehmen muss 
(Modus Aggressiver Beschützer). Sie 
finden jeden Montag statt, ein Psycho-
loge betreut die Gruppe. Vor allem So-
zialkompetenz soll erlernt werden. „Das 
interessiert mich einen Scheiß!“, so sein 
Kommentar zu den Terminen (Modus 
Aggressiver Beschützer).

Der Sozialarbeiter konfrontiert 
Michael irgendwann auch mit seinen 
Taten. „Warum hast Du die Autos ge-
knackt?“ (Modus Aggressiver Beschüt-
zer) – Antwort: „Tja, wenn die Besitzer 
so doof sind und die Schlüssel stecken 
lassen! Selbst schuld!“ (Modus Aggres-
siver Beschützer) – „Und wie kam es 
zu den Schlägereien?“ – Antwort: „Weil 
die Anderen mich immer so blöd an-
geguckt haben!“ (Modus Aggressiver 
Beschützer)

An diesen Aussagen sieht man 
die Funktionsweise von reflexartigen 
Selbstrechtfertigungstendenzen. Dem 
Sozialarbeiter gelingt es in eineinhalb 
Jahren nicht, den Wahrnehmungsfehler 
externale Kausalattribuierung bei dem 
Inhaftierten zu reduzieren.

Es kommt trotz gemeinsamer Ab-
sprachen („Keine Gewalt!“) während des 
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der Ressourcen und Potenziale des Ju-
gendlichen dienen.
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Aufenthalts immer wieder zu Handgreif-
lichkeiten mit anderen Mithäftlingen 
(Schikanierer- und Angreifer-Modus), 
die „mich wieder blöd angeguckt ha-
ben“. Mithäftlinge berichten von grau-
samen Misshandlungen von anderen 
jungen Männern („Scheinhinrichtung 
mit Probehängen“) (Zerstörer-/Killer-
Modus) – aber auch von Diebstählen 
und Drogenhandel, in die Michael ver-
wickelt sein soll (Modus Manipulierer, 
Trickser, Lügner). Beweisen kann man 
ihm nichts. Auch gegenüber dem Sozi-
alarbeiter verliert Michael in dieser Zeit 
mehrmals die Fassung („Sie machen 
mich aggressiv!“).

Schemapädagogische 
Analyse und Interventionen

Der Jugendliche offenbart eine bri-
sante Mischung aus maladaptiven 
Schemamodi. Die Verhaltensweisen von  
Michael weisen auf die Relevanz des 
Schemas Misstrauen/Missbrauch hin 
(siehe Straftaten, Handgreiflichkeiten 
mit anderen Häftlingen, Durchführung 
von „Scheinhinrichtungen“). Es kommt 
in der JA immer wieder zu Modus-Ak-
tivierungen, unter denen Mithäftlinge 
leiden müssen. Ein Problembewusst-
sein existiert nicht.

Die Fachkraft spricht nach der Re-
alisierung der komplementären Bezie-
hungsgestaltung den Jugendlichen auf 
seine kostenverursachenden Schema-
modi an. Das kann humorvoll, spiele-
risch oder zynisch praktiziert werden. 
Bevorzugt kann das auch dann passie-
ren, wenn der Jugendliche aggressiv 
gegenüber dem professionellen Helfer 
auftrifft („Siehst Du, das ist jetzt der 
Killer-Michael!“). Wenn nach mehreren 
Gesprächen ausreichend Bewusstsein 
von den Schemamodi vorhanden ist, 
können Schemamodus-Memos ver-
fasst werden. Der Jugendliche sollte 
außerdem dazu animiert werden, ein 
Schemamodus-Tagebuch zu führen.

Dies unterstützt die üblichen pä-
dagogischen und therapeutischen 
Vorgehensweisen, die der Förderung 
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Aikido als Bewegungstherapeutische 
Methode im Straf- und Maßnahmen-
vollzug 
Daniel Hasler

Das Einführen einer Aikido-Gruppe 
in den Maßnahmenvollzug war 

2006 ein neuer, wie auch wenig tradi-
tioneller Zugang zur spezifischen Täter-
Behandlung. Jede Methode beginnt mit 
einer innovativen Idee, welche sorgfältig 
durchdacht, geplant, danach umgesetzt 
und später auf ihre Wirksamkeit geprüft 
werden sollte. 

Die Grundlage für die Implemen-
tierung von Aikido in der kantonalen 
Straf- und Maßnahmenvollzugseinrich-
tung „Bitzi“ (MZB)1 erarbeitete ich im 
Rahmen einer Weiterbildung in Sozial-
Management.

Der erste Teil des Aufsatzes dient als 
Einführung und behandelt den Maß-
nahmenvollzug in der Schweiz.  
Daran anschließend beschreibe ich 
Aikido im Allgemeinen ehe ich dann 
im Hauptteil auf Aikido als spezifische 
Methode in der Täterarbeit eingehe. An-
hand von zwei Behandlungsberichten 
zeige ich im letzten Teil die konkrete 
Umsetzung in der Praxis auf.

Straf- und Maßnahmenvoll-
zug in der Schweiz, Therapie 
von Straftätern, Legitimation

Über 99% aller Straftäter, welche zu 
einer Vollzugsstrafe (Straf oder Maß-
nahme) verurteilt worden sind, werden 
irgendwann wieder entlassen. Eine der 
großen Herausforderungen besteht da-
rin dafür zu sorgen, dass die Täter nicht 
gefährlicher den Vollzug verlassen als 
sie ihn angetreten haben. 

An dieser Stelle wird nicht weiter auf 
die Fragestellung über Sinn und Wirk-
samkeit von Haftstrafen eingegangen. 
Dennoch sollte erwähnt sein, dass em-
pirische Befunde berechtigten Grund zu 
Zweifeln geben, was Haftstrafen ohne 
begleitende Maßnahmen im Sinne ei-
ner Resozialisierung bewirken. Lipton’s2 
Befunde aus einer Meta-Analyse besa-
gen, dass das “traditionelle“ Gefängnis 
keinen Beitrag zur Rückfallsverminde-
rung leistet. Somit ist die Gefahr nicht 
von der Hand zu weisen, dass Haftstra-
fen am Ende noch zu einer Verstärkung 
der Probleme des Täters führen und ihn 
noch anfälliger für Rückfälle werden 
lassen.

Ziel des modernen Vollzugs müsste 
sein, eine bestehende Gefährlichkeit 
deutlich zu vermindern. Dieser Ansatz 
legitimiert auch die Bemühungen um 
eine möglichst effektive und nachhal-
tige Behandlung von Straftätern.  

Therapeutische Maßnahmen 

In der Schweiz können Gerichte sta-
tionäre Behandlungen für psychisch 
schwer gestörte Straftäter dann anord-
nen, wenn die begangene Tat mit einer 
psychischen Erkrankung in Zusammen-
hang steht. Die stationäre Behandlung 
erfolgt in einer geeigneten psychiat-
rischen Einrichtung (Forensische Psychi-

Maßnahmezentrum Bitzi
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atrie) oder in einer speziellen Institution 
des Maßnahmenvollzugs.

Maßnahmenzentrum Bitzi,
Mosnang (MZB)

Das MZB dient dem Vollzug von straf-
rechtlichen Maßnahmen. Es verfügt 
über vier moderne Häuser, die einen 
zweckmäßigen Rahmen für den Vollzug 
strafrechtlicher Maßnahmen bilden. Bei 
Vollbelegung verbringen 36 Insassen 
auf den offenen Stationen sowie 16 auf 
den Geschlossenen ihren Vollzugsalltag. 
Das MZB liegt in ländlicher Umgebung 
im schweizerischen Toggenburg.

Ziel der Behandlung im MZB
und Methoden

Das oberste Ziel des Maßnahmenvoll-
zugs im MZB besteht darin, die Insas-
sen zu befähigen, ein deliktfreies Leben 
zu führen, mit dem Ziel, wieder in die 
Gesellschaft integriert werden zu kön-
nen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, gilt es 
die Risikofaktoren, die zu den strafbaren 
Handlungen geführt haben, zu erken-
nen und zu minimieren. Die Insassen 
sollen lernen, sich selbstbewusst und 
eigenverantwortlich den Anforde-
rungen des gesellschaftlichen Lebens 
zu stellen. 
Die Integration in die Gesellschaft wird 
durch die Arbeit in folgenden Bereichen 
angestrebt: 

Verbesserung der Kompetenzen zur  -
Lebensbewältigung und -gestaltung 
durch Einübung in der geleiteten 
Wohngruppe (Milieutherapie auf den 
Wohngruppen).
Entwicklung bzw. Verbesserung der  -
Voraussetzungen zum Wiederein-
stieg in die Arbeitswelt bzw. das Fin-
den einer geeigneten Beschäftigung 
als sinnvolle Tagesstruktur. 
Forensische Behandlung zur nachhal- -
tigen Veränderung von Handlungs-
mustern mit dem Ziel der Rückfalls-
verhütung bzw. -verminderung. 

Deliktorientierte Täterarbeit

Grundlage bei fast allen Therapiever- 
fahren und Formen im MZB bildet 
der deliktorientierte Ansatz. Zentraler 
Ansatz der deliktorientierten Arbeit 
gründet auf der Idee, dass ein Täter 
“Experte für sein eigenes Tatverhalten“ 
werden soll. Je besser er sein eigenes 
Tatverhalten kennt, je genauer er es 
verstanden hat und einschätzen kann, 
desto bessere Chancen hat er, sich da-
rauf einzustellen, damit umzugehen 
und es verhindern zu können.
Deliktorientierte Behandlungselemen-
te

Deliktrekonstruktion -
Aufhebung kognitiver Verzerrun- -
gen
Schaffung von Delikt-Know-how -
Affektive Kompetenz steigern -
Opferempathie  -
Permanenter Wachsamkeitspegel -
Frühwarnzeichen  -
Kontrolle und Steuerung -
Soziales Kompetenztraining  -
Aggressionsmanagement  -

Die deliktorientierte Arbeit wirkt auf die 
individuelle Persönlichkeit in zweierlei 
Hinsicht:
Erhöhung der eigenen Steuerungsfä-
higkeit
Verminderung der Deliktmotivation 

Ein Täter, der nichts über sein Tatver-
halten weiss, kann sehr wenig Einfluss  
darauf nehmen, dieses im entschei-
denden Zeitpunkt zu steuern. Ebenso 
wichtig ist die Fähigkeit der Früherken-
nung. Denn je früher ein Täter die Vor-
gänge (innere wie auch äußere) wahr-
nimmt, die zu seinem Delikt führen, 
umso besser gelingt es ihm, geeignete 
Gegenmaßnahmen einzuleiten. 

Zentrale Elemente der deliktorien-
tierten Arbeit mit Straftätern sind u.a. 
Bewusstsein und Wahrnehmung. 
Der Neurologe Antonio Damasio er-
kannte, dass Bewusstsein und Wahr-
nehmung Prozesse sind, die in wech-
selseitiger Beziehung zwischen Körper 

und Gehirn stehen. Genau diese Er-
kenntnis bildet den zentralen Teil des 
Aikido Trainings.

Der Einfluss des Körpers auf 
Entscheidungsprozesse und 
das Handeln bzw. die 
wechselseitige Beziehung 
von Körper und Geist

António Damásio untersuchte vor allem 
die Wechselwirkungen zwischen Körper 
und Bewusstsein und kommt – durch 
zahlreiche empirische Belege – zu dem 
Schluss, dass die jahrhundertelang an-
genommene Trennung zwischen Kör-
per und Geist ein Irrtum sei. Stattdessen 
bekräftigt er mit seiner Forschung den 
Zusammenhang zwischen Körper und 
Geist, die sich ständig gegenseitig be-
einflussen. 

Damásio beweist dass:
die Vernunft von unserer Fähigkeit  -
abhängt, Gefühle zu empfinden 
die Empfindungen Wahrneh- -
mungen der Körperlandschaften 
sind 
der Körper das Bezugssystem aller  -
neuronalen Prozesse ist.

Ebenso beweist das Züricher Ressour-
cen Modell die Relevanz von Körper-
prozessen für bewusstes Entscheiden 
und Handeln. 

Zürcher Ressourcen Modell 
(ZRM)

Das Zürcher Ressourcen Modell ist ein 
Trainingsmanual zum ressourcenorien-
tierten Selbstmanagement. Ziel ist es, 
Handlungspotenziale bei sich zu erken-
nen und diese zu trainieren. Das Indivi-
duum erkennt in welcher Lebenslage es 
sich gerade befindet und was beson-
ders wichtig ist. Es durchschaut, wohin 
es am sinnvollsten die Aufmerksamkeit 
und Energien lenken soll. Mittels der 
eigenen Körpersignale lernt das Indivi-
duum stark motivierte Handlungsziele 
zu entwickeln. Das Resultat aus dem 
ressourcenorientierten Selbstmanage-
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ment ist eine zukunftsgerichtete Le-
bensplanung und -gestaltung. 

Das ZRM setzt den Körper aktiv und 
bewusst für das Erreichen des Zieles 
ein. Über die Kontrolle des Körperaus-
drucks wird dieser in eine bestimmte 
Haltung versetzt, was wiederum eine 
Handlungsbereitschaft erzeugt. Der 
Körperausdruck kann zu einem grossen 
Teil willentlich kontrolliert und genutzt 
werden. Daraus kann die These abgelei-
tet werden, dass die Wahrnehmung 
und der bewusste Einsatz des Kör-
pers Einfluss auf unser Selbstbild, das 
Fällen von Entscheidungen und das 
Umsetzen von Handlungen hat.
Körperhaltungen stehen mit Hand-
lungsdispositionen in Zusammenhang.  
Emotional bedeutsame Lebenserfah-
rungen und Grundhaltungen mani-
festieren sich körperlich, umgekehrt 
prägt ein habitueller Gebrauch (oft 
wiederholend) des Körpers Grundstim-
mungen und mentale Einstellungen 
zum Leben.

Behandlungsrepertoire im 
MZB 

Forensische Therapien sind eine relativ 
junge Disziplin. Im mitteleuropäischen 
Raum dominierten lange Zeit so ge-
nannte tiefenpsychologische Behand-
lungsansätze, bei welchen man davon 
ausgeht, dass die Persönlichkeit eines 
Menschen in den ersten Lebensjahren 
geprägt wird. D.h. Symptome oder Ver-
haltensauffälligkeiten sind die Folge 
von Konflikten, die im Unbewussten 
liegen.

Ein anderer Zugang zur Behandlung 
von Straftätern stellt der verhaltens-
therapeutische Ansatz dar. Ausgehend 
von einem verhaltenstherapeutischen 
Schwerpunkt wird das Tatverhalten ins 
Zentrum gestellt. 

Der deliktorientierte Ansatz stellt 
eine Weiterentwicklung der Verhal-
tenstherapie dar. Die deliktorientierte 
Behandlungsweise reagiert flexibel auf 
die Persönlichkeit des Täters. Die Thera-

pie wird dementsprechend individuell 
geplant und durchgeführt. 

Der forensischen Leiterin des MZB, 
Frau Dr. med. Anna Gerig, sowie der 
leitenden Oberärztin Frau Dr. med. 
Gabriele Schildheuer war es wichtig, 
dass neben den rein kognitiven und 
gesprächsgebundenen Verfahren auch 
Methoden der kreativen und integra-
tiven Therapien implementiert wur-
den. 
Damit wurde im MZB ein ganzheitlicher 
Zugang zur spezifischen Täterarbeit ge-
wählt. 

Ausgehend von den Arbeiten und 
Forschungen von Prof. Dr. Hilarion G. 
Petzold und Johanna Sieper entstand 
aus Elementen verschiedener Thera-
pierichtungen die integrative- Leib und 
Bewegungstherapie (IBT). Die Einbe-
ziehung von Budokünsten3 hat in der 
Ausbildung von IBT-Therapeuten einen 
hohen Stellenwert. In der Folge wur-
den immer mehr Verfahren wie Aikido, 
Karate-Do, Qi Gong etc. in der Therapie 
und Pädagogik angewandt. 

Der positive therapeutische Effekt, 
welcher durch das Üben von Aikido 
entstehen kann, wurde von der foren-
sischen Leiterin, wie auch der Direktion 
erkannt und deren Umsetzung geneh-
migt. 

Therapeutisches Angebot im MZB 
(Stand Nov. 2008)

Psychotherapeutische Einzelthera- -
pie
Psychotherapeutische Gruppenthe- -
rapie
Einzeltherapie mit Schwerpunkt  -
Sucht
Gruppentherapie mit Schwerpunkt  -
Sucht
Einzeltherapie mit Schwerpunkt Pä- -
dosexualität 
Milieutherapie auf den Wohngrup- -
pen
Körper- und Bewegungstherapie  -
(Aikido-Gruppe) 
Freizeitpädagogik -

Begleitetes Malen -
Bewegung -
Schwimmen -
Spaziergänge -
Ballspiele -
Fitnessraum -
Wandergruppe -

Aikido

Aikido ist eine gewaltlose Kampfkunst 
und zählt in Japan zu den Wegen, seine 
Persönlichkeit auszubilden. Aikido wur-
de von dem Japaner Morihei Ueshiba 
begründet. Er verband unterschiedliche 
Kampftechniken (Körper-, Schwert-, 
Stock- und Messerkampf) zu einem 
komplexen Bewegungssystem, das auf 
einheitlichen Prinzipien beruht. Lernziel 
ist, durch zunehmende Beweglichkeit, 
Geschicklichkeit, Koordination von Be-
wegungsabläufen sowie Gleichgewicht 
und Standfestigkeit zu seiner eigenen 
Mitte d.h. zu seinem Selbst zu finden. 
Aikido ist eine äusserst wirksame Me-
thode, die Voraussetzungen für eine 
bessere Lebensqualität zu schaffen. 
Angestrebt wird eine innere Standfe-
stigkeit, die nicht an Macht, Protzen 
und Gewalt gekoppelt ist. 

Der wesentliche Unterschied zwi-
schen Aikido und der gängigen Vorstel-
lung von Kampfsport und Selbstvertei-
digung ist der, dass es im Aikido keinen 
Kampf (im herkömmlichen Sinne) gibt, 
keinen Wettbewerb und kein Kräfte-
messen. Siege können im Aikido nur 
über sich selbst, d.h. über eigene Schwä-
chen und Unzulänglichkeiten errungen 
werden. 

Natürlich geht es im therapeutischen 
Ansatz nicht darum, dass der Patient 
bzw. Klient oder in diesem Kontext der 
Straftäter Aikido-Techniken erlernt um 
der Technik willen. Es geht um die Arbeit 
an der eigenen Persönlichkeit mit dem 
Ziel auch in schwierigen Situationen 
und bei Belastung möglichst in seiner 
Mitte zu sein und mit Ruhe und Gelas-
senheit handeln zu können. Es geht um 
den Transfer und das Integrieren der 
Aikido-Prinzipien in den Alltag. 
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Die Wirkungsebenen von Aikido
(siehe Grafik)

Aikido im MZB

Die Bewegungstherapiegruppe startete 
im Oktober 2006 mit sechs Teilnehmern 
als Pilotprojekt. Die Gruppe traf sich 
einmal in der Woche für jeweils 1 ½ h 
während der Therapiezeiten in der 
Mehrzweckhalle im MZB.

Im Sommer 2007 wurde die Metho-
de im positiven Sinne evaluiert und in 
das definitive Behandlungsangebot des 
MZB aufgenommen.  

Nach einer beruflichen Neuorien-
tierung des Therapiegruppenleiters im 
Dezember 2008, wurde die Bewegungs-
therapie als externes Angebot in einer 
Klinik in der Nähe angeboten. 

Motivation

Kampfkünste sind oft umgeben von 
einer gewissen Faszination. Ein gros-
ser Teil der Straftäter, die an der Ai-
kido-Gruppe teilgenommen haben, 
bewerteten ihre Teilnahme als “cool“.  
Dementsprechend gab es relativ gerin-
gen Widerstand bei Neueintritten. Der 
Umstand, dass die Gruppe innerhalb 
der Therapiezeiten durchgeführt wurde 
und damit die Teilnehmer in dieser Zeit 

Aikido

Köper-
beherrschung

Situations-
beherrschung

verantwortungsvolles Handeln

im Einklang mit sich selbst und seiner Umwelt.

Selbst-
beherrschung

Aktion Inter-Aktion Intra-Aktion

Sozial
Partnerübung

Physisch
Bewegungslernen

Mental
Meditation

(Ent)spannung -
Koordination -
Ausdauer -

Empathie -
Kommunikation -
Konfliktfähigkeit -

Verantwortungsvolles und
positives Gestalten von

Beziehungen

Entwickeln und fördern
eines positiven
Körpergefühls

Entwickeln und fördern von
Selbst-Bewusstsein

Reflexion -
Aufmerksamkeit -
Stärken -

Muskelkraft -
Beweglichkeit -

Wahrnehmung -

Nähe/Distanz -
Respekt -

Ritual -

Konzentration -
Präsenz -

Schwächen -

Freude an der Bewegung In Beziehung sein können Zugang zum inneren
Erleben

Internationales
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von der Beschäftigungs- bzw. Arbeits-
pflicht entbunden waren, führte eben-
falls zu motivierenden Aspekten.

Haltung

Im Aikido arbeitet das Individuum an 
der eigenen Haltung. Dank der zuneh-
menden Geschmeidigkeit und dem 
wachsenden Gespür für sich selbst 
kann man im Aikido leicht an einer ge-
sunden Körperhaltung arbeiten. Die 
aufrechte Körperhaltung steht im un-
mittelbaren Zusammenhang mit der 
inneren Haltung. Angestrebt wird eine 
Haltung in der Mitte zwischen Starre 
und Zerfließen. 

Körpergerechtes Training

Die Straftäter waren teilweise körperlich 
in einem sehr schlechten Zustand. Jah-
relanger Drogen- und/oder Alkoholkon-
sum waren mögliche Faktoren hierfür. 
Ein schonendes und körpergerechtes 
Training förderte in diesem Sinne auch 
die Gesundheit im Allgemeinen. Aiki-
do erfordert keine außergewöhnliche 
Kraft, keine athletischen Fähigkeiten 
und auch keine akrobatische Gelen-
kigkeit. Die Aikido-Übungen wurden so 
gewählt, dass ein schlichtes und ruhiges 
Üben den Körper auf vielfältige Weise 
fordert. Der gesamte Körper, vom den 
Zehen bis zum Scheitel wird bewegt. 
Für neu eingetretene Straftäter war 
der ruhige fließende Ablauf zu Beginn 
eine große Hilfe, um auch mit einem 
steiferen, angespannten Körper gesund 
ins Üben einsteigen zu können. Eini-
ge Straftäter bekamen nach eigenen 
Aussagen durch das Training erstmals 
wieder einen gesunden Zugang zu ih-
rem Körper. 

Atmung

In der Aikido-Gruppe kamen regelmäs-
sig auch Atemtherapeutische-Metho-
den zur Anwendung. Durch das gezielte 
Vertiefen der Atembewegung konnten 
die Straftäter ihre Fähigkeit zur Tonus-
regulation (Lösen, Aufbauen, Halten 
und Ausgleichen der Körperspannung) 

gezielt verbessern. Fast jeder Straftäter 
konnte sich selbst in Ausnahmesituati-
onen beschreiben. Was ihnen jedoch 
schwer fiel war, die Körperprozesse in 
solch erlebten Situationen wahrzuneh-
men. Durch gezielte Atemübungen 
konnte an der Sensibilität der Selbst-
wahrnehmung (Körperempfindungen, 
Gefühle etc.) gearbeitet werden. Mit 
einer gezielten Atmung gelang es den 
Straftätern immer besser, sich selbst 
zu regulieren. Ein Straftäter bemerkte 
bei Austritt aus der Gruppe, dass er 
zusätzlich seine Platzangst loswerden 
konnte. Auf die Nachfrage hin, wie er 
das geschafft habe, antwortete er: “… ja 
ich hab halt das gemacht was wir hier 
gelernt haben, ich hab halt tief geatmet 
und dann ist es besser geworden…“

Rollenverhalten

Die Aikido-Gruppe ermöglichte den 
Teilnehmern einen äußeren wie auch 
inneren Paradigma Wechsel. Jeder Teil-
nehmer hatte bei Eintritt in die Gruppe 
einen Gi (Aikido-Kimono) bekommen. 
Die Hierarchie in der Täter-Gruppe wur-
de damit aufgehoben, was es jedem 
einzelnen ermöglichte, äußerlich in eine 
neue Rolle zu schlüpfen. Hinzu kamen 
bewusst gestaltete Rituale wie z.B. das 
Waschen der Füße vor dem betreten 
des Dojos (Trainingsraum) oder das 

verneigen, als Zeichen des Respekts, 
gegenüber dem Trainingspartner. 
Ein sehr wertvoller Aspekt in der Aikido-
Gruppe war der Rollenwechsel inner-
halb des Übens. In der Regel wurde 
eine Technik vier Mal geübt ehe die 
Rollen „Nage“ (Angegriffener) und „Uke“ 
(Angreifer) gewechselt wurden. Durch 
diesen Rollenwechsel wurde der Teil-
nehmer mit der “anderen Seite“ kon-
frontiert und damit an der Empathiefä-
higkeit gearbeitet. In der spezifischen 
Täterarbeit wird in dieser Hinsicht von 
Täter-Opferempathie gesprochen.

Konflikte lösen und Beziehungen 
gestalten

Im Aikido geht es immer wieder um 
die zentrale Frage, wie die Beteiligten 
gemeinsam ihre Beziehung so gestal-
ten können, dass es nicht zu Beschä-
digungen oder Verletzungen kommt. 
Einem Angreifer wird nicht frontal be-
gegnet, sondern im ersten Moment aus-
gewichen. Trotzdem bleibt derjenige, 
der sich verteidigt im Kontakt zum An-
greifer. Der Verteidiger nimmt eine neue 
Haltung ein, die es ihm ermöglicht die 
Perspektive zu wechseln. Durch diese 
Bewegung wird Energie freigesetzt für 
das Finden von neuen Lösungen.  
Wie dieser Transfer von der Matte in die 
Realen Situationen geschafft werden 
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konnte wird nun anhand zwei Thera-
pieverläufe beschrieben. 

Beschreibung des Therapie-
verlaufs von zwei Straftätern

Herr Senyr (Name geändert), 
30 Jahre, Türke.
Anlasstaten: Mehrfacher Raub, Dieb-
stahl, einfache Körperverletzung, 
mehrfacher Hausfriedensbruch mit 
Sachbeschädigung, Übertretung des 
Betäubungsmittelgesetzes
Verurteilung: 24 Monate Gefängnis, 
die Haftstrafe wurde zugunsten einer 
therapeutischen Maßnahme aufge-
schoben.
Diagnosen: Abhängigkeitssyndrom 
(ICD-10 F19.22), Persönlichkeitsstö-
rung mit dissozialen Anteilen (ICD-10 
F60.2)
Herr Senyr trat im November 2007 in 
die Aikido Gruppe ein. In seinem indi-
viduellen Vollzugsplan wurden unter 
anderem folgende Behandlungsziele 
definiert: 

Soziale Kompetenzen weiterentwi- -
ckeln 
angemessene Handlungsfähigkeit in  -
kritischen Situationen entwickeln 
Stärkung des Selbstbewusstseins -
Verbesserung der Selbstwahrneh- -
mung
Verbesserung der Kritikfähigkeit -

Herr Senyr brauchte Zeit um sich auf 
die Methode und den Therapeuten 
einzulassen. Bei Eintritt in die Aikido 
Gruppe war Beziehungsabbruch nach 
Konflikten seine erste Wahl. So verwei-
gerte er kurz nach Eintritt die Teilnahme, 
wegen eines Konfliktes mit dem Thera-
peuten. Mit gezielten Gesprächen konn-
te er zur weiteren Teilnahme am Training 
bewegt werden. Der klar strukturierte 
Rahmen der Aikido Gruppe gab ihm 
schnell Sicherheit und Orientierung. 
Auch konnte er an seiner Beziehungs-
fähigkeit arbeiten, da innerhalb des 
Trainings regelmässige Partnerwech-
sel stattfanden. Es war ihm somit nicht 
immer möglich, seinen Trainingspartner 
frei zu wählen.

Zu Beginn erstarrte Herr Senyr 
körperlich, wenn ein Angriff mit ent-
sprechender Energie auf ihn zukam. 
Er konnte in diesen Situationen keine 
ihm bekannten Handlungsstrategien 
abrufen. Mittels gezielten Atem-, Ent-
spannungstechniken sowie Rollenspie-
len (angreifen und angegriffen werden) 
trainierte er seine Handlungsfähigkeit 
in für ihn bedrohlichen Situationen. Im 
Alltag in den Wohngruppen oder am 
internen Arbeitsplatz konnten die Mit-
arbeiter beobachten, wie er gelassener 
auf verbale Angriffe durch andere Straf-
täter reagieren konnte und es deutlich 
seltener zu Eskalationen kam.
Durch eine Konfliktanalyse mit Herrn 
Senyr wurde deutlich, dass er viele 
Konflikte selbst durch eigenes grenzü-
berschreitendes Handeln auslöste. Dies 
deutete auf Defizite in der Wahrneh-
mung hin. Durch spezifische Übungen 
zum Thema Nähe und Distanz konnte 
Herr Senyr sowohl seine Fremd- als  
auch seine Selbstwahrnehmung ver-
bessern. Nach und nach konnte er die 
physische Grenze sowie den Körper-
schutzraum seines Gegenübers besser 
wahrnehmen und respektieren.
Die Routineabläufe und Mechanismen 
im Therapie Setting unterstützten und 
verstärkten die positiven Verhaltens-
weisen im zwischenmenschlichen  
Umgang.
Herr Senyr wurde nach 12-monatiger 
Teilnahme aus der Gruppe verabschie-
det, da er in eine offenere Vollzugsein-
richtung versetzt wurde.
Bei seinem Austritt meinte er: “Wenn 
ich hart an etwas arbeite und ich es 
schaffe, meine Unlust zu überwinden, 
dann werde ich auch Erfolg haben.“

Herr Bobic (Name geändert), 
28 Jahre, Serbe.
Anlasstaten: Mehrfache Sachbeschädi-
gung, Drohung, Nötigung, Gewalt und 
Drohung gegen Beamte, Übertretung 
des Betäubungsmittelgesetzes
Verurteilung: 28 Monate Gefängnis, 
die Haftstrafe wurde zugunsten einer 
therapeutischen Maßnahme aufge-
schoben.
Diagnosen: Abhängigkeitssyndrom 

(ICD-10 F19.22), ADHS (ICD-10 F90), 
Emotional instabile Persönlichkeitsstö-
rung, impulsiver Typ (ICD-10 F60.30), 
traumatisierende Kindheitserlebnisse 
(ICD-10 F61)
Herr Bobic trat im September 2007 in 
die Aikido Gruppe ein. In seinem indi-
viduellen Vollzugsplan wurden unter 
anderem folgende Behandlungsziele 
definiert: 

Förderung und Verbesserung in der  -
Impulskontrolle
Selbstregulation -
Konzentration -
Erreichen einer Täter-Opfer  -
Empathie

Herr Bobic zeigte bei Eintritt in die 
Gruppe Unfähigkeit seine Impulse zu 
kontrollieren. Er war körperlich ruhelos 
und zeigte eine exzessive Aktivität. Die 
Aikido Stunden boten ihm ein Übungs-
feld, in dem er Selbstwahrnehmung, 
Konzentration, Bewegungskoordina-
tion, Impulsmanagement und soziales 
Verhalten fortgesetzt üben konnte. Mit 
gezieltem Körperwahrnehmungstrai-
ning war es möglich, ihn darin zu schu-
len, wie er sich selbst überwachen und 
regulieren kann. Bereits nach wenigen 
Sitzungen hatte er gelernt sich besser zu 
konzentrieren. Er schaffte es immer bes-
ser auch in stimulierender, ablenkender 
Umgebung seine Konzentration für eine 
gewisse Zeit aufrecht zu erhalten.

Herr Bobic sah bei sich selbst kei-
nen Handlungsbedarf im Bereich der 
sozialen Kompetenzen sowie in der 
Entwicklung und Verbesserung seiner 
Beziehungsfähigkeit. Diese Selbst-
einschätzung stand im kompletten 
Gegensatz zu der Einschätzung sei-
ner Bezugsperson aus der geleiteten 
Wohngruppe. 

Wie auch Herr Senyr oft die Bereit-
schaft verweigerte, mit anderen Grup-
penteilnehmern zu üben, so war dies 
auch bei Herrn Bobic immer wieder der 
Fall. Die Gruppenfähigkeit konnte mit 
ihm teilweise nur durch Struktur und 
Unterweisung hergestellt werden.
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Wegen des Übertritts in ein Arbeits-
externat trat Herr Bobic im August 2008 
aus der Gruppe aus.
Zitat von ihm: “Im Aikido habe ich 
mich mit Hilfe von Atemübungen bes-
ser konzentrieren gelernt. Dazu noch 
das Fühlen von mir selbst und den 
Anderen, die mir gegenüber standen. 
Dies ist der Kern der Therapie.“

Herr Senyr und Herr Bobic

Bei Eintritt von Herrn Senyr im Sep-
tember 07 ins MZB haben wir erfahren, 
dass sich Herr Bobic und Herr Senyr aus 
der Zeit vor dem Vollzug kannten und 
gewalttätige Auseinandersetzungen 
miteinander hatten. Herr Bobic machte 
damals die Aussage:“…es wird nicht 
gehen, dass wir beide in der gleichen 
Einrichtung sind…es wird eskalieren… 
es wird etwas Schlimmes passieren.“ 
Ein gemeinsames Gespräch mit den 
beiden war nicht möglich. Sie konnten 
sich jedoch darauf einigen, einander 
aus dem Weg zu gehen bzw. einander 
zu ignorieren. Zu diesem Zeitpunkt war 
Herr Bobic bereits Teilnehmer der Aiki-
do Gruppe. Zwei Monate später haben 
wir entschieden, dass auch Herr Senyr 
an der Gruppe teilnehmen soll. Die Ai-
kido Gruppe sollte für die beiden ein 
gemeinsames Lernfeld darstellen. Bei 
Eintritt von Herrn Senyr in die Grup-
pe betonten beide, sie würden nicht 
zusammen trainieren. Die ersten zwei 
Monate gingen sich die beiden während 
des Trainings auf der Matte aus dem 
Weg und übten nicht zusammen. Es fan-
den auch gegenseitige Provokationen 
statt. Der Therapeut räumte einerseits 
diesem Annäherungsprozess genügend 
Zeit ein, andererseits wurden auch die 
Übungen an die Situation angepasst. 
Nach ca. drei Monaten machten die 
beiden ohne Intervention von außen 
erste Übungen zusammen. Nachdem 
einige aus der Gruppe austraten waren 
Herr Bobic und Herr Senyr für eine kurze 
Zeit die einzigen Teilnehmer der Aikido 
Gruppe. Ein Ausweichen war somit nicht 
mehr möglich und da bereits erste An-
näherungen stattfanden, war dies auch 
vertretbar. 

Herr Bobic fragte immer wieder 
nach, ob es möglich sei, Aikido Prü-
fungen abzulegen. Ursprünglich war 
dies im MZB nicht vorgesehen. Den 
Umstand, dass Herr Bobic die Prüfung 
ablegen wollte, nutzte der Therapeut 
im Sinne der Beziehungsgestaltung 
zwischen Herr Bobic und Herr Senyr. 
Herr Bobic bekam das Ablegen einer 
Prüfung in Aussicht gestellt unter der 
Voraussetzung, dass er die Prüfung zu-
sammen mit Herrn Senyr ablegt. Herr 
Bobic schaffte es mit Unterstützung 
seiner Bezugsperson Herrn Senyr für 
das Vorhaben zu gewinnen. Beide 
absolvierten im März/April 2008 ein 
Prüfungsvorbereitungsprogramm und 
legten Anfang Mai 2008 gemeinsam 
eine gute Prüfung (6. Kyu) ab. Freunde 
wurden die beiden nicht, kamen aber 
durch diese Erfahrung zur Erkenntnis, 
dass, wenn man ein gemeinsames Ziel 
hat, dies auch unter widrigen Umstän-
den gemeinsam erreichen kann. 

Resümee

Während zweier Jahre begleitete ich 
über 20 Straftäter in meiner Aikido-
Gruppe. Es war faszinierend, die indi-
viduellen Entwicklungen zu beobach-
ten und Hilfe zur Selbsthilfe leisten zu 
können.

Natürlich gibt es nicht nur über posi-
tive Verläufe zu berichten. Die Mehrheit 
der Teilnehmer aber entwickelte sich 
nachweislich äußerst positiv. 

Einzelne Straftäter erarbeiteten sich 
durch Aikido eine persönliche Stärke, 
mit der sie den oft belastenden Alltag 
deutlich besser meisterten. Sie schafften 
es zusehends, sich auch in schwierigen 
Situationen mit menschlicher Eleganz 
und mit Respekt zu verhalten. 

Ich durfte mitverfolgen, wie sich 
die Teilnehmer zunehmend nicht mehr 
hilflos den sich wandelnden Umständen 
und äußeren Einflüssen ergaben, die 
Schuld für ihr Handeln gaben, sondern 
es schafften die Verantwortung für ihr 
Tun zu übernehmen. 

Erreicht haben wir das im MZB durch 
transparente und interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit zwischen den Bereichen 
Therapie, Soziale Integration und Beruf-
liche Integration. 

Aufgrund meiner Erfahrungen 
plädiere ich klar für die Implemen-
tierung Körper- und Bewegungsthe-
rapeutischer Verfahren im Straf- und 
Maßnahmenvollzug. Meine Arbeit hat 
gezeigt, dass mit verhältnismäßig ge- 
ringem Aufwand nachhaltige Ergeb-
nisse erzielt werden können.
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Jeder Mensch kann sich entwickeln, 
aber jemand muss an diese Entwick-
lungsmöglichkeit glauben. Wenn Re-
sozialisierung von Straftätern das Ziel 
sein soll, dann muss die Gesellschaft 
und die Politik auch an diese Entwick-
lung glauben wollen und ihren Beitrag 
dazu leisten.
Jede Begegnung auf der Matte war ein-
zigartig. Genau so einzigartig, wie die 
Aussage eines Täters: „in der letzten 
Stunde habe ich mich wie ein glück-
liches Kind gefühlt.“  
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Urteil des Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (Fünfte Sektion) 
als Kammer vom 17. Dezember 2009 – 
RECHTSSACHE M. ./. DEUTSCHLAND – 
Individualbeschwerde Nr. 19359/04

1. Die von einem erkennenden Gericht 
zusätzlich oder anstatt einer Freiheits-
strafe angeordnete Sicherungsverwah-
rung ist grundsätzlich als „Freiheits-
entziehung nach Verurteilung durch 
ein zuständiges Gericht“ im Sinne von 
Artikel 5 Abs. 1 Buchst. a EMRK gerecht-
fertigt.

2. Die Entscheidungen der Vollstre-
ckungsgerichte über die Fortdauer der 
Sicherungsverwahrung erfüllen nicht 
das Erfordernis der „Verurteilung“ im 
Sinne von Artikel 5 Abs. 1 Buchst. a 
EMRK, da sie keine Schuldfeststellung 
mehr beinhalten.

3. Zwischen der Verurteilung des Si-
cherungsverwahrten durch das erken-
nende Gericht im Jahre 1986 und der 
Fortdauer seiner Freiheitsentziehung 
nach Ablauf der zehn Jahre in der Si-
cherungsverwahrung, die nur durch 
die nachfolgende Gesetzesänderung 
im Jahre 1998 möglich wurde, besteht 
kein hinreichender Kausalzusammen-
hang. Folglich ist Artikel 5 Abs. 1 EMRK 
verletzt worden.

4. Aus dem Wortlaut von Artikel 7 Abs. 
1 Satz 2 EMRK ergibt sich, dass der Aus-
gangspunkt für die Prüfung, ob es sich 
bei der betreffenden Maßnahme um 
eine Strafe handelt, die Frage ist, ob 
sie im Anschluss an eine Verurteilung 
wegen einer „Straftat“ verhängt wird. 
Weitere erhebliche Faktoren sind die 
Charakterisierung der Maßnahme nach 

innerstaatlichem Recht, die Art und der 
Zweck der Maßnahme, die mit ihrer 
Schaffung und Umsetzung verbun-
denen Verfahren und die Schwere der 
Maßnahme.

5. Der Gerichtshof stellt zunächst fest, 
dass die Sicherungsverwahrung wie 
eine Freiheitsstrafe mit einer Frei-
heitsentziehung verbunden ist. Die 
geringfügigen Änderungen der Voll-
zugsgestaltung im Vergleich zu Straf-
gefangenen, u.a. Privilegien wie etwa 
das Recht, eigene Kleidung zu tragen 
und die – komfortableren – Zellen 
noch zusätzlich auszustatten, können 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
es keinen wesentlichen Unterschied 
zwischen dem Vollzug einer Freiheits-
strafe und dem Vollzug einer angeord-
neten Sicherungsverwahrung gibt. 
Die Gemeinsamkeiten von Strafe und 
Sicherungsverwahrung zeigt sich auch 
darin, dass die Sicherungsverwahrung 
nicht einem rein präventiven, sondern 
wie die Freiheitsstrafe auch einem be-
strafenden Zweck dient, weil sie sich 
gegen Personen richte, die wiederholt 
schwere Straftaten begangen haben. 
Wie die Freiheitsstrafe zielt auch die 
Sicherungsverwahrung darauf ab, die 
Allgemeinheit zu schützen und den 
Gefangenen dazu zu befähigen, künftig 
in sozialer Verantwortung ein Leben in 
Freiheit zu führen. 

6. Die Verlängerung der Sicherungsver-
wahrung des Sicherungsverwahrten, 
die von den Vollstreckungsgerichten 
nach der Neuregelung des § 67d StGB 
angeordnet wurde, betrifft nicht nur 
die Vollstreckung der Sanktion (bis zu 
zehn Jahren Sicherungsverwahrung), 
die gegen den Sicherungsverwahrten 
in Übereinstimmung mit dem zur Tatzeit 
geltenden Recht verhängt wurde. Sie 
stellt eine zusätzliche Strafe dar, die ge-
gen den Sicherungsverwahrten nach-
träglich nach einem Gesetz verhängt 
wurde, das erst in Kraft trat, nachdem 
der Beschwerdeführer seine Straftat 
begangen hatte. Dies verletzt Artikel 
7 Abs. EMRK.

Art. 5 EGMR
(Vereinbarkeit der Sicherungs-

verwahrung mit der EMRK)

Europäischer Gerichtshof
für Menschenrechte

Die Justizvollzugsanstalt hat keinen 1. 
Erstattungsanspruch gegen den Ge-
fangenen hinsichtlich der Kosten 
einer B-Probe zur Feststellung des 
Drogenkonsums
In einem aktiven Rauschmittelkon-2. 
sum liegt keine Selbstverletzung im 
Sinne des § 93 StVollzG
Für Aufwendungen, die der Straf-3. 
vollzug erfordert, können Kosten 
von den Gefangenen nur insoweit 
erhoben werden, als dafür eine 
gesetzliche Grundlage besteht. 
Anderes gilt für optional angebo-
tene, zusätzliche Leistungen (vgl. 
Senatsbeschluss vom 11.7.2005, 
NStZ 2006, 697).

Thüringer Oberlandesgericht, Beschluss 
vom 13. November 2009 – 1 Ws 307/09

G r ü n d e:

a) Zu Unrecht ist die Strafvollstreckungs-
kammer davon ausgegangen, die Ko-
sten der B-Probe seien vom Antragstel-
ler nach § 93 Abs. 1 StVollzG zu tragen. 
Denn die Kosten der Untersuchung auf 
Drogenkonsum sind keine durch eine 
Selbstverletzung verursachten Aufwen-
dungen. § 93 Abs. 1 StVollzG schafft 
einen Aufwendungsersatzanspruch 
für Arzt- und Krankenbehandlungsko-
sten, die für die Gesundheitsfürsorge 
bei Selbstverletzungen notwendig sind 
(vgl. Schwind/Böhm/Jehle, StVollzG, 4. 

§§ 47, 93, 112 StVollzG; 
§ 52 SGB V;

§§ 138, 762 Abs. 2 BGB

OLG Thüringen

Anmerkung der Redaktion: 
Es handelt sich um nicht amtliche Leitsät-
ze. Die vollständige Entscheidung befindet 
sich in einer nicht amtlichen Übersetzung 
auf der Homepage von Forum Strafvoll-
zug unter Rechtsprechung Aktuelles.

Rechtsprechung
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Aufl., § 93 Rn. 3; Calliess/Müller/Dietz, 
StVollzG, 11. Aufl., § 93 Rn. 1, Feest, 
StVollzG, 5. Aufl., § 93 Rn. 2). 

In einem aktiven Rauschmittelkonsum 
liegt im Regelfall keine Selbstverletzung 
in diesem Sinne. 

Zunächst ist darauf zu verweisen, dass 
das Gesetz von „Selbstverletzung“ in 
Abweichung vom Regierungsentwurf, 
in dem es „Selbstbeschädigung“ hieß, 
spricht (Feest, a.a.O., § 93 Rn. 2). Eine 
Verletzung im engeren Sinne (vgl. die 
Formulierung in § 223 StGB) hat es 
nicht gegeben. Drogenkonsum durch 
Rauchen ist nicht mit äußerlichen Ver-
letzungen verbunden. 

Die Regelung des § 93 StVollzG, die 
sich im Abschnitt des Gesetzes über 
Sicherheit und Ordnung findet, soll als 
Selbstverletzungen zwar insbesonde-
re solche gegen den eigenen Körper 
gerichteten Handlungen erfassen, die 
bestimmt oder geeignet sind, Sicherheit 
und Ordnung der Vollzugsanstalt zu 
beeinträchtigen. Das ergibt sich schon 
aus der systematischen Stellung des § 
93 StVollzG (OLG Koblenz NStZ 1989, 
391, Calliess/Müller/Dietz, a.a.O. § 93 Rn. 
2, Schwind/Böhm/Jehle, a.a.O., § 93 Rn. 
4) und würde hier eingreifen können, da 
jeder Betäubungsmittelkonsum gegen 
die Ordnung in der Justizvollzugsan-
stalt verstößt. Dem stände nicht entge-
gen, dass der Drogenkonsum nicht zur 
Ordnungsstörung bestimmt war. Es ist 
nicht erforderlich, dass die betreffende 
Person ihren Körper bewusst schädigt, 
um damit einen Erfolg herbeizuführen, 
z.B. sich staatlichen Eingriffen oder Ver-
pflichtungen, wie etwa der Arbeit im 
Vollzug, zu entziehen oder bestimmte 
Behandlungen oder Vergünstigungen 
im Rahmen der Strafvollstreckung zu 
erreichen.

Der Zweck der Regelung beschränkt sich 
aber nicht auf die Aufrechterhaltung der 
Ordnung in der Anstalt. Dafür würden 
disziplinarische Regelungen genügen, 
eine Kostenregelung müsste damit nicht 
verbunden sein. Die Bestimmung soll 

vielmehr auch eine Gleichstellung mit 
Personen in Freiheit erreichen, die bei 
bewussten Selbstschädigungen keinen 
Anspruch auf Sozialversicherungslei-
stungen haben, sondern bei denen die 
gesetzliche Krankenkasse nach § 52 SGB 
V Rückgriff nehmen kann (Feest, a.a.O. 
§ 93 Rn. 1, Schwind/Böhm/Jehle, a.a.O., 
§93 Rn. 1). Es soll nicht möglich sein, sich 
in Haft ohne finanzielle Risiken selbst zu 
verletzen (Calliess/Müller/Dietz, a.a.O. 
§ 93 Rn. 3). Vor diesem Hintergrund 
ist eine Kostenüberbürdung für eine 
zweite Probe nicht geboten. Denn in 
Freiheit hätte der Antragsteller gar keine 
medizinischen Leistungen in Anspruch 
genommen. Eine Abwälzung der Ko-
stenlast auf den Gefangenen für medi-
zinisch nicht notwendige Maßnahmen 
kann daher über § 93 StVollzG nicht 
begründet werden.

Auch wenn im Rahmen des § 93 StVollzG 
nicht erforderlich ist, dass die Handlung 
final gegen die Sicherheit und Ordnung 
in der Justizvollzugsanstalt gerichtet ist, 
so setzt doch der Begriff „Selbstverlet-
zung“ voraus, dass der eigene Körper 
bewusst geschädigt wird. Das ist hier 
nicht der Fall.

Mit dem Konsum von Rauschmitteln ist 
regelmäßig nicht der Wille verbunden, 
den eigenen Körper zu schädigen, ge-
gebenenfalls zur Erreichung weiterge-
hender Ziele, sondern es werden positiv 
empfundene Gefühle wie ein Rausch 
oder Entspannung angestrebt. Anders 
ist es im Fall bewusster Überdosierung, 
der hier nicht gegeben war.

Im konkreten Fall wurden die Rausch-
mittel nicht in der Erwartung einge-
nommen, damit eine medizinische 
Behandlung oder irgendwelche Aus-
wirkungen auf die Strafvollstreckung zu 
erreichen. Der Antragsteller war durch 
den Drogenkonsum und seine Folgen 
nicht körperlich oder im Verhalten auf-
fällig geworden. Ein medizinisches Ein-
schreiten in unmittelbarem zeitlichem 
Zusammenhang mit der Einnahme war 
nicht erforderlich und ist nicht erfolgt. 
Vielmehr sollte der Konsum nach der 

Vorstellung des Antragstellers gar nicht 
bemerkt werden. Eine medizinische Un-
tersuchung oder Behandlung dieser 
Einnahme von Stoffen, die Effekte auf 
die Gesundheit haben, war von ihm 
nicht gewünscht. 

b) Auch sonst ist keine Anspruchsgrund-
lage zugunsten des Antragsgegners 
ersichtlich.

Für Aufwendungen, die der Strafvoll-
zug erfordert, können Kosten von den 
Gefangenen nur insoweit erhoben wer-
den, als dafür eine gesetzliche Grund-
lage besteht. Anderes gilt für optional 
angebotene, zusätzliche Leistungen 
(vgl. Senatsbeschluss vom 11.7.2005, 
NStZ 2006, 697). 

Die Abbuchung kann auch nicht auf 
vertragliche Grundlage gestützt wer-
den. Dafür reicht nicht aus, dass der 
Antragsteller die zusätzliche Laborun-
tersuchung gefordert und eine Ein-
verständniserklärung unterschrieben 
hat. Die Justizvollzugsanstalt ist nicht 
berechtigt, Verträge über den Nach-
weis eines Disziplinarverstoßes abzu-
schließen, bei denen sie nur dann die 
Kosten trägt, wenn der Verstoß nicht 
nachweisbar ist. 

Es handelt sich um einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag, der mit diesem 
Inhalt nicht zulässig ist. Prägender Ver-
tragsgegenstand für die Zuordnung 
zum öffentlichen Recht ist die Verein-
barung über die Kostentragung für eine 
Maßnahme zur Aufrechterhaltung von 
Sicherheit und Ordnung in der Justiz-
vollzugsanstalt. Die bloße Vermittlung 
einer weiteren Laboruntersuchung auf 
Kosten des Verurteilten könnte zwar 
auch als zivilrechtlicher Vertrag einge-
ordnet werden. Darin erschöpft sich der 
Inhalt der Vereinbarung aber gerade 
nicht. Hinzu kommt die ergebnisabhän-
gige Kostenregelung. Ein Rechtsverhält-
nis kann, auch soweit es verschiedene 
Rechte und Pflichten umfasst, nur ein-
heitlich als öffentlich-rechtlich oder pri-
vatrechtlich qualifiziert werden (Kopp/
Ramsauer, VwVfG, 10. Aufl., § 54 Rn. 29; 

Rechtsprechung
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Knack, VwVfG, 8. Aufl.,  § 54 Rn. 12). Ein 
Wahlrecht zwischen öffentlich-recht-
lichem und privatrechtlichem Vertrag 
hat die Behörde nicht. Maßgeblich ist 
das zugrundeliegende Rechtsverhältnis 
(Kopp/Ramsauer, a.a.O., § 54 Rn. 27). 
Während die Benutzung öffentlicher 
Einrichtungen sowohl zivilrechtlich als 
auch öffentlich-rechtlich geregelt wer-
den kann, ist das bei der Kostentragung 
für Untersuchungen der Justizvollzugs-
anstalt nicht der Fall. 

Ein Vertrag darüber, dass der Gefangene 
die Kosten einer Untersuchung trägt, 
die zur Grundlage für die Entscheidung 
über Disziplinarmaßnahmen gemacht 
wird, ist nicht zulässig. Regelungen 
über erstattungsfähige Verfahrensko-
sten trifft das Gesetz abschließend. Mit 
der Regelung, dass je nach Ergebnis 
der Untersuchung die JVA oder der 
Antragsteller die Kosten tragen soll, 
ist von vornherein ersichtlich, dass der 
Untersuchungsauftrag nicht allein im 
Interesse des Gefangenen liegt. Auch 
bei vertraglichen Regelungen unterlie-
gt die Behörde der Bindung an Gesetz 
und Recht. Das gilt erst recht, wenn die 
Behörde und der einzelne Bürger, der 
den Vertrag mit der Behörde schließt, 
in einem so massiven Subordinations-
verhältnis stehen, wie es im Strafvollzug 
der Fall ist. Damit ist der Spielraum für 
vertragliche Gestaltungen besonders 
eng. Dies dient nicht nur der Rechts-
staatlichkeit durch die Bindung der Ver-
waltung, sondern auch dem Schutz des 
Einzelnen.

Welche Kosten des Verfahrens und des 
Vollzugs vom Gefangenen zu tragen 
sind, ist gesetzlich geregelt. Dies kann 
nicht durch öffentlich-rechtlichen Ver-
trag zu Lasten des Gefangenen erwei-
tert werden. 

Die Abklärung des Verdachts auf Dro-
genkonsum eines Gefangenen ist wie 
bei anderen Disziplinarverstößen al-
leinige Pflicht der Justizvollzugsan-
stalt und gegebenenfalls gerichtlich 
zu überprüfen. Deshalb kann eine Ko-
stenbeteiligung des betroffenen Straf-

gefangenen an der Verdachtsprüfung 
nicht verlangt werden. Die Pflicht zur 
Aufklärung umfasst auch die Verpflich-
tung, deren Kosten zu tragen. 

Demgegenüber besteht kein eigenes 
Interesse des Antragstellers an einer 
zweiten Untersuchung um jeden Preis. 
Insbesondere die Aufrechterhaltung 
oder Wiederherstellung seiner Gesund-
heit, die zu einer Kostenbeteiligung 
motivieren könnte, hat ihn hier nicht 
zu der Absprache veranlasst. Ein von 
Zwangsmaßnahmen der Behörde un-
abhängiges eigenes Interesse an der 
Untersuchung, das ihn dazu veranlassen 
könnte, Kosten im eigenen Interesse zu 
tragen, hat der Antragsteller nicht.

Selbst wenn man von einem zivilrecht-
lichen Vertrag ausginge, wäre eine Ver-
bindlichkeit des Antragstellers bei der 
gegebenen Konstellation schon we-
gen § 762 Abs. 2 BGB nicht begründet 
worden. Denn die vom Antragsteller 
unterschriebene Regelung war letztlich 
eine Wette auf ein Ergebnis, das beiden 
Seiten nicht mit Sicherheit bekannt war. 
Daraus konnte einer Verpflichtung des 
Antragstellers nicht entstehen. Diesen 
Umstand durfte die JVA nicht durch 
das Bestehen des Kontokorrentverhält-
nisses bezüglich des Hausgelds umge-
hen, zumal das Kontokorrentverhältnis 
vom Antragsteller nicht freiwillig be-
gründet wurde.

Auch wenn man diese Regelung über 
die ergebnisabhängige Kostentragung 
entfallen ließe, bestände kein Anspruch 
aus einem etwa verbleibenden Auf-
trag des Antragstellers, die Zweitun-
tersuchung durchzuführen. Soweit die 
verbleibende Absprache dafür sorgt, 
dass der Antragsteller in jedem Fall die 
Kosten zu tragen hätte, unterfiele diese 
Vereinbarung § 138 BGB. Denn zu dieser 
Auftragserteilung kam es nur in einer 
Zwangssituation. Die Justizvollzugs-
anstalt hatte Disziplinarmaßnahmen 
angedroht, obwohl sie offenbar selbst 
Zweifel an der Zuverlässigkeit des po-
sitiven Ergebnisses der ersten Probe 
hatte. Diesen Konsequenzen konnte 

der Antragsteller allenfalls durch eine 
negative, von der JVA angebotene 
Zweitprobe entkommen. 

Das Angebot, auf eigene Kosten La-
boruntersuchungen zur Feststellung 
eines Drogenkonsums vornehmen zu 
lassen, erschiene nur dann rechtmäßig 
und damit rechtlich durchsetzbar, wenn 
die Justizvollzugsanstalt den Sachver-
halt – gerade auch im Hinblick auf die 
Anordnung von Disziplinar- und Siche-
rungsmaßnahmen – für hinreichend 
aufgeklärt erachten durfte, so dass eine 
mit Kosten verbundene Laboruntersu-
chung objektiv überflüssig war (vgl. 
Senatsbeschluss vom 22.1.2007, 1 Ws 
338-339/07).

Diese Situation ist aber nicht gege-
ben. Gegen eine bereits vollständig 
und zuverlässig erfolgte Abklärung 
des Drogenverdachts spricht, dass die 
Justizvollzugsanstalt ein eigenes Inte-
resse an weiterer Aufklärung zeigte, 
indem sie sich verpflichtete, im Fall 
eines negativen Ergebnisses der Labo-
runtersuchung die Kosten zu tragen. 
Diese vorherige Erklärung der Kosten-
übernahme ist nur damit zu erklären, 
dass Zweifel an der Zuverlässigkeit der 
ersten Probenuntersuchung bestan-
den. Bestünden solche Zweifel nicht, 
sondern wäre die Justizvollzugsanstalt 
davon überzeugt, dass die erste Un-
tersuchung genügend zuverlässig sei, 
um auch einer gerichtlichen Prüfung 
standzuhalten, müsste sie nicht bereits 
mit vorgefertigtem Formular eine „B-
Probe“ anbieten. Denn dann wäre es 
allein Sache des Gefangenen, auf eigene 
Kosten, die allenfalls im Wege eines 
Schadensersatz- oder Folgenbeseiti-
gungsanspruchs wieder erlangt werden 
könnten, eine weitere Untersuchung 
zur Verwendung in einem Verfahren, 
mit dem etwa Disziplinarmaßnahmen 
angefochten werden, herbeizuführen. 
Ob oder wie die Vollzugsanstalt eine sol-
che weitere Untersuchung ermöglichen 
müsste, braucht hier nicht entschieden 
zu werden.

Rechtsprechung
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Hauptanstalt in Schleswig (83 Plätze), Teilanstalt Neumünster (116 Plätze)   -
Die Jugendanstalt in Schleswig ist im Jahr 2000 auf dem Gelände eines ehemaligen  -
Landesjugendheimes eingerichtet worden.  
43 Haftplätze befinden sich in vier Häusern des ehemaligen Landesjugendheimes, für  -
30 Haftplätze ist ein neues Gebäude errichtet worden; 10 Haftplätze sind im offenen 
Vollzug.
Die Anordnung der Gebäude ist nicht anstaltstypisch, sondern hat einen Dorfcharakter.   -
30 weitere Haftplätze entstehen durch die Einrichtung einer Sozialtherapie im Jahre  -
2011.  
Schwerpunkt der Jugendanstalt in Schleswig sind berufsvorbereitende Maßnahmen, die in  -
Kooperation mit freien Trägern durchgeführt werden; länger einsitzende junge Gefangene 
werden in der Teilanstalt Neumünster untergebracht und können dort an verschiedenen 
schulischen und beruflichen Ausbildungsmaßnahmen teilnehmen. 
Die Durchführung von Therapien und alle Maßnahmen der Sozialen Hilfe werden aus- -
schließlich durch externe Träger angeboten. 
Das Übergangsmanagement wird seit dem Jahr 2009 durch Integrationsbegleiter durch- -
geführt; sie begleiten den Gefangenen bei der Suche nach einer Ausbildungs- oder 
Arbeitsstelle und unterstützen ihn nach der Haftentlassung für die Dauer von 6 Monaten 
bei Fragen und Problemen mit dem Arbeitgeber und der Arbeitsagentur; das Projekt wird 
finanziert aus Landes- und ESF(Xenos)-Mitteln. 
Auf Grund einer Kooperationsvereinbarung nimmt die Bewährungshilfe bereits vor der  -
Haftentlassung Kontakt zu dem jungen Gefangenen auf. 
Zur weiteren Umsetzung des schleswig-holsteinischen Jugendstrafvollzugsgesetzes wird  -
durch den Bau von 2 Sporthallen – eine in Schleswig, eine in Neumünster – das Angebot 
für Sport und Freizeit erweitert. 

Personal
125 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (in Schleswig und Neumünster) -
15 Kooperationspartnerinnen und -partner -

Anschrift
Jugendanstalt Schleswig, Königswiller Weg 26, 24837 Schleswig
Telefon: 04621/809-0, www.ja-schleswig.de

 Jugendanstalt Schleswig

Anne Damberg
Leiterin der Jugendanstalt Schleswig
poststelle@jasl.landsh.de

Steckbriefe



Steckbriefe

Offene Strafvollzugsanstalt für erwachsene Männer -

Plätze Anzahl
Offener Vollzug: 6 Wohngruppen à 20 Plätze 120
Geschlossener Vollzug 18
Außenwohngruppe, Arbeitsexternat 10
Total Normalvollzug 148
Durchführung Vorbereitungs-, Durchsetzungs- und Ausschaffungshaft 36
Gesamttotal 184

Mit 825ha der größte landwirtschaftliche Betrieb der Schweiz -
Sicherheitskonzept mit 3-Zonen-Prinzip -

Vollzugsformen
Offener Vollzug -
Arbeitsexternat -
Durchführung Vorbereitungs-, Durchsetzungs- und Ausschaffungshaft -

Aufgaben und spezielle Funktionen
Als Schweizerisches Zentrum für Arbeitsagogik im Freiheitsentzug führen und fördern wir die Gefangenen  -
nach arbeitsagogischen Grundsätzen in 26 verschiedenen Berufen in der Landwirtschaft, im Gewerbe und 
in der Versorgung.
Zu Beginn des Vollzugs befindet sich der Gefangene mehrere Tage in der Eintrittsabteilung. Hier werden  -
mit spezifischen Instrumenten durch agogisch und psychologisch geschultes Personal die Handlungs-
kompetenzen des Gefangenen (Fach-, Methoden-, Selbst- und Sachkompetenz) ermittelt und darauf ba-
sierend, erste Vollzugsziele definiert. Die gewonnenen Ergebnisse bilden das Fundament für den ziel- und 
wirkungsorientierten Freiheitsentzug.
Im offenen Wohngruppenvollzug arbeitet die Betreuung vor Ort mit integriertem Sozialdienst und im  -
Bezugspersonensystem. 
Bildungsangebot in Kulturtechniken. Ausbildung in Berufs- und Attestlehrgängen. Freizeitangebot -
Gesundheitsdienst -
Gerichtlich verfügte und/oder vollzugsseitig initiierte Therapien -
Tatwiedergutmachung -

Personal
145 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter / Rund 35 konsiliarisch tätige Personen -

Anschrift
Anstalten Witzwil, Lindenhof, Kanton Bern, CH-3626 Gampelen, Tel.: 0041 31 635 65 11

 Anstalten Witzwil

Hans-Rudolf Schwarz
Direktor
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Im Jahre 2001 erschien von denselben 
Herausgebern das Werk „Das Gefängnis 
als lernende Organisation“. In den dor-
tigen insgesamt 21 Beiträgen wurde 
der Versuch unternommen aufzuzei-
gen, dass Justizvollzugsanstalten nicht 
zwingend zu denjenigen staatlichen 
Einrichtungen gehören müssen, die sich 
als besonders resistent gegenüber Ver-
änderungs- und Reformtendenzen er-
weisen (vgl. dazu die Besprechung von 
Müller-Dietz, ZfStrVo 2002, 125). Es kam 
ganz anders: Die „Föderalismusreform“ 
hat die deutsche Vollzugslandschaft 
grundlegend umgestaltet. Aus gesetz-
licher Einheit wurde gesetzliche Vielfalt; 
Theorie und Praxis in den Ländern ent-
wickeln sich konsequenterweise noch 
mehr auseinander als dies beim Vollzug 
des StVollzG bisher der Fall gewesen 
ist.

Das nunmehr vorliegende Werk 
konnte daher keine Fortsetzung des 
2001 erschienenen Sammelbandes 
sein. Gegenstand ist vielmehr eine Art 
Gesamtschau von Entwicklungslinien, 
die auf Risiken und Gefährdungen auf-
merksam machen wollen. Die Schwer-
punkte liegen dabei auf vollzuglichen 
Innovationen und deren Umsetzung, 
auf internationalen Entwicklungen und 
auf den Perspektiven.

Die Einführung beginnt mit einem 
Beitrag des Journalisten Prantl. Er be-
richtet dabei sehr plastisch von seinen 
Eindrücken als viertägiger „Gast-Ge-
fangener“ in der JVA Oldenburg. Das 
Titelthema behandelt Preusker. Nach 
einer Bestandsaufnahme anhand sta-
tistischer Zahlen werden Risiken und 
Chancen beschrieben. Preusker plädiert 
für mehr Risiko im Strafvollzug, denn 
sonst herrsche vollständiger Stillstand; 
die fortschreitende Risikominimierung 
sei das destruktivste und bedrohlichste 

Risiko für den Strafvollzug. Dünkel stellt 
in seinem Einführungsbeitrag einen Ver-
gleich zwischen dem deutschen Straf-
vollzug und dem anderer Länder an 
insbesondere anhand der Gefangenen-
raten. Der internationale und nationale 
Vergleich zeige, dass Gefangenenraten 
keineswegs schicksalhaft vorgegeben 
sein müssen. 

Das Kapitel „Innovationen und ihre 
Umsetzung“ beginnt mit einem Aufsatz 
von Kröber über Diagnose, Prognose, 
Behandlung und Evaluation, die der 
Autor als fortlaufenden Prozess sieht. 
Dabei plädiert er für eine einheitliche 
Dokumentation anhand gängiger Er-
fassungssysteme, sozusagen als Basis 
für Diagnose und Prognose. Damit 
ist dann auch der wichtigste Schritt 
für die Behandlung getan. In diesel-
be Kerbe schlägt auch der Beitrag 
von Meinen, der sich ebenfalls für die 
Einführung standardisierter Behand-
lungsprogramme ausspricht. Eher einen 
allgemeinen Ansatz folgend befürwor-
tet Müller Investitionen in eine gute 
Behandlung; denn nur diese würden 
auf Dauer zu mehr Sicherheit führen. 
Einem speziellen Thema, der Erziehung 
im Jugendstrafvollzug, widmet sich der 
Beitrag von J.Walter; er wendet sich 
gegen die Tendenz, zwischen mitwir-
kungswilligen und -unwilligen Gefan-
genen zu unterscheiden und für letztere 
nur eine vollzugliche Grundversorgung 
vorzuhalten; gerade bei Jugendlichen 
werde dabei zu sehr die persönliche 
Verantwortung betont, ohne die so-
zialen Bedingungen angemessen zu 
berücksichtigen. Konkrete Umsetzung 
einer Organisationsentwicklung zeigt 
der Beitrag von C.Jesse in der Jugend-
anstalt Hameln auf. Den Schwerpunkt 
auf das Personal legt dann der Beitrag 
von Pöhlsen-Wagner zur strategischen 
Personalentwicklung im Strafvollzug. 
Wiederum einen ganz anderen Aspekt 
beleuchtet Grote-Kux, die versucht 
im gender mainstreaming auch eine 
Chance für dem Frauenstrafvollzug 
zu erblicken. Matt und Hentschel zei-
gen am Beispiel des Landes Bremen 
auf, wie sich Entlassungsvorbereitung, 
Übergangsmanagement und Nachbe-

treuung in entsprechende Prozesse der 
Personal- und Organisationsentwick-
lung eingliedern lassen. Geibert stellt 
die vielfältigen Möglichkeiten und vor 
allem auch die Notwendigkeit einer Zu-
sammenarbeit zwischen den einzelnen 
Ländern dar.

Das Kapitel  „Internationale Ent-
wicklungen“ wird durch den Aufsatz 
von Brägger über das neue Massnah-
merecht der Schweiz eröffnet. Eine 
Übersicht über die europäische Pro-
jektförderung im Vollzug und in der 
Bewährungshilfe bietet der Beitrag von 
Hillmer. Die Europäischen Strafvollzugs-
grundsätze von 2006 stellt Dünkel dar. 
Und Flügge schließlich benennt die 
internationalen und nationalen Kon-
trollmechanismen. 

Im Kapitel „Perspektiven“ stellt 
Wirth die strategische Nutzung von 
Modellprojekten zur verbesserten Ar-
beitsmarktintegration von Strafgefan-
genen dar. Von ihm Bekanntes findet 
sich in dem Aufsatz von Maelicke zum 
Thema „Integrierte Resozialisierung - Im 
Verbund zum Erfolg“ (vgl. auch Heft 2 
2009). Gewisse – nach Meinung des 
Rezensenten durchaus berechtigte 
– Skepsis findet sich in dem Beitrag 
von Sandmann über Teilprivatisierung 
als Innovationsstrategie. Für eine Risi-
kominimierung bei vollzugspolitischen 
Entscheidungen spricht sich der Ham-
burger Justizsenator Steffen aus. Ab-
schließend benannt Gratz fünf Gründe 
oder Anlässe, sich im Strafvollzug mit 
Wissenschaft zu beschäftigen.

Die Themen des Sammelbandes 
sind so vielfältig wie der Strafvollzug 
selbst. Und auch die Autoren haben 
eine höchst unterschiedliche Profes-
sion. Somit handelt es sich weniger 
um eine stringente Entwicklungslinie, 
sondern vielmehr entsteht ein bunter 
Strauß von vollzuglichen Problemen, 
die aus verschiedenen Perspektiven 
behandelt werden. Der Sammelband 
eignet sich daher auch als Nachschlage-
werk bei spezifischen Fragestellungen. 
Er gehört in die Hand aller am Vollzug 
Interessierten.

Professor Dr. Frank Arloth, Augsburg

Bücher
Das Gefängnis als 
Risiko-Unternehmen
Preusker/Maelicke/Flügge (Hrsg.) 
(Verlag Nomos, Baden-Baden, 2010,
297 Seiten, geb. € 49,-)
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Das Thüringer Justizministerium 

sucht zum nächstmöglichen 
Einstellungstermin, frühestens 
zum 1.September 2010

eine/n Volljuristin/Volljuristen
für die Leitung der Justizvollzugsanstalt 
Suhl-Goldlauter

Die Justizvollzugsanstalt Suhl-Goldlauter ist im Süden des Frei-
staats Thüringen gelegen. Sie verfügt über 332 Haftplätze im ge-
schlossenen und offenen Vollzug. In Suhl-Goldlauter wird im We-
sentlichen Untersuchungs- und Strafhaft sowie Ersatzfreiheitsstra-
fe an männlichen erwachsenen Personen vollzogen. 

Gesucht wird eine engagierte, leistungsstarke und belastbare Per-
sönlichkeit mit abgeschlossener juristischer Hochschulausbildung 
(zweites Staatsexamen). Der Bewerber/die Bewerberin sollte be-
reits Führungsverantwortung in der vollzuglichen Praxis übernom-
men haben oder über langjährige richterliche bzw. staatsanwalt-
schaftliche Berufserfahrungen verfügen.
Neben ausgeprägten Führungsfähigkeiten und Organisationsta-
lent werden Teamfähigkeit, Eigeninitiative und soziale Kompetenz 
erwartet.

Die ausgeschriebene Stelle bietet Entwicklungsmöglichkeiten bis 
zur Besoldungsgruppe A 16 ThürBesO.

Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugniskopien und dienstlichen  
Beurteilungen

sind bis zum

09.07.2010 
an das 

Thüringer Justizministerium
Abt. Justizvollzug
Werner-Seelenbinder-Straße 5
99096 Erfurt

zu senden.

Das schriftliche Einverständnis zur Anforderung und Einsicht- 
nahme in die Personalakte wird erbeten.
Telefonische Auskünfte erteilt Frau StAin Decker 
(Tel.-Nr.: 0361/37 95 410).

Medien

Der Master-Studiengang Alpha-
betisierung und Grundbildung 
an der Pädagogischen Hoch-
schule Weingarten geht zum WS 
2010/2011 in die zweite Runde.

Im Studium können Studierende eine 
umfassende berufliche Handlungskom-
petenz für die Realisierung von Alphabe-
tisierungs- und Grundbildungsaufgaben 
mit Jugendlichen und Erwachsenen ent-
wickeln. 
Im Vordergrund steht dabei die Fähigkeit, 
individuelle Lernvoraussetzungen und 
-verläufe Jugendlicher und Erwachsener 
zu analysieren und die Ergebnisse sol-
cher Analysen mit dem Ziel zu nutzen, 
die betreffende Person zu fördern und 
ihr einen Zugang zu selbstständigem, 
lebenslangem Lernen zu ermöglichen.] 
Zielgruppe sind v.a. Lehrende im Be-
reich Alphabetisierung und Grundbil-
dung, Lehrende der Sekundarstufe I 
(höhere Klassen der Hauptschule) und 
II (Berufsschule, BEJ, BVJ), die Schüler 
mit besonderen Schwierigkeiten im 
Lesen, Schreiben und Rechnen unter-
richten, Sozialarbeiter/Sozialpädagogen, 
Diplompädagogen, Psychologen oder 
Soziologen, Mitarbeiter des Bibliotheks-
wesens und Wissenschaftler.
Die Pädagogische Hochschule Weingar-
ten widmet sich vorwiegend erziehungs-
wissenschaftlichen Fragestellungen und 
zeichnet sich durch besondere pädago-
gische Expertise aus. Dabei ist sie Uni-
versitäten gleichgestellt. Die Gebäude 
des Campus sind Teil einer historischen 
Klosteranlage. Diese liegt malerisch in 
Oberschwaben – nicht weit entfernt von 
Bodensee und Allgäu.
Weitere Informationen zum Studiengang 
finden Sie unter 
http://www.ph-weingarten.de/stag so-
wie Hinweise zu aktuellen unter
http://www.ph-weingarten.de/stag/
aktuelles. 

Bewerbungsfrist für das WS 2010/2011: 
15.Juli 2010

Kontaktdaten:
Prof. Dr. Cordula Löffler
Tel.: 0751/ 501 8305
loeffler@ph-weingarten.de
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aus rostfreiem Stahl. Ob Klinge, 
Feile, Säge oder Schraubendreher -
hier werden Sie fündig! inkl. Nylonetui

Best.-Nr.:    6757    € 29,-

www.ENFORCER.de

Telefon: 07251 / 96510
Telefax: 07251 / 965114

E-Mail : info@enforcer.de

Unsere Filiale in 
Berlin fi nden Sie in der 

Rankestraße 14

Enforcer Pülz GmbH
Ubstadter Straße 36

76698 Ubstadt-Weiher

neuer
SECURITY
Katalog!

Besuchen Sie   
uns im Internet
Besuchen Sie   

uns im Internet www.ENFORCER.de

Justiz 
100% Baumwolle, doppelte Steppnähte, 
und Rückseite mit refl ektierendem Aufdruck, 
waschbar bei 30°

Größen: S - 3XL

Best.-Nr.:
4273J 
4263J  

Puma TEC 
Multitool
Zange und 7 weitere Werkzeuge
aus rostfreiem Stahl. Ob Klinge, 
Feile, Säge oder Schraubendreher -
hier werden Sie fündig! inkl. Nylonetui

Best.-Nr.:    

PFLICHTLEKTÜRE FÜR PRAKTIKER

www.degruyter.de/recht

MASSREGELVOLLZUGSRECHT
Kommentar

Hrsg. von Heinz Kammeier
3. neu bearb. u. erw. Aufl age 2010. LIV, 650 Seiten. € 98,– [D]
Gebunden ISBN 978-3-89949-049-7 
eBook ISBN 978-3-89949-536-2
(de Gruyter Kommentar)

Mit der neu bearbeiteten 3. Au� age wird das Standardwerk zum Maßregelvollzugsrecht auf den 
aktuellen Stand gebracht. Der Kommentar behandelt ausführlich die Themenbereiche freiwillige und 
zwangsweise Behandlung, das Maß des Freiheitsentzugs und die Lockerungen, die Gewährleistung von 
Grundrechten und die zulässigen Eingriffe sowie die Durchsetzung und die Grenzen von Maßnahmen 
zur Sicherheit und Ordnung. 

Dabei stellt er die Regelungen in den Ländergesetzen synoptisch nebeneinander. Neben einer einleiten-
den Darstellung der historischen Herausbildung und der gegenwärtigen Systematik des Maßregelrechts 
umfasst der Kommentar ein Kapitel zum Rechtsschutz im Maßregelvollzug und erstmals auch zum 
Maßregelvollstreckungsrecht.

Eine Leseprobe � nden Sie unter 
www.degruyter.de/kammeier



Wieder neu mit Stand 1. Februar 2010.

Das Standardwerk 
zum Jugendstrafrecht bietet:

n  praxisgerechte Konzeption mit 

vorbildlich klarer Darstellungsweise

n  umfassende Auswertung der 

gesamten Judikatur

n  verständnisfördernde Hinweise zur 

Entstehung des JGG und zu aktuellen 

Reformvorstellungen

n  differenzierte Informationen 

zur Ländergesetzgebung im Zuge  

der Föderalismusreform

Wieder da – in Neuauflage
Die 14. Aufl. berücksichtigt im Schwerpunkt

n  die Auswirkungen des Gesetzes zur 

Änderung des U-Haftrechts auf das 

JGG. Besonders bedeutsam ist der neu 

eingefügte § 89 c JGG, der die Grundvor-

aussetzungen für den Vollzug der U-Haft 

bei Jugendlichen und Heranwachsenden 

in den für junge Gefangene vorgesehenen 

Einrichtungen normiert.

n  die bis Januar 2010 verkündeten Lan-

desgesetze zum U-Haftvollzug sowie

n  die Änderungen durch das FGG-Reform-

gesetz sowie durch das 2. Opferrechts-

reformgesetz.
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Fax-Coupon
 Expl. 978-3-406-60280-1
Eisenberg, Jugendgerichtsgesetz (JGG)
14. Auflage. 2010. XLII, 1296 Seiten. In Leinen € 94,–

Name 

Straße

PLZ/Ort

Datum/Unterschrift  156678

Bei schriftlicher oder telefonischer Bestellung haben Sie das Recht, Ihre Bestellung innerhalb von 
2 Wochen nach Absendung ohne Begründung in Textform (z.B. Brief, Fax, Email) zu widerrufen. 
Die rechtzeitige Absendung des Widerrufs innerhalb dieser Frist genügt. Die Frist beginnt nicht 
vor Erhalt dieser Belehrung. Der Widerruf ist zu richten an den Lieferanten (Buchhändler, beck-
shop.de oder Verlag C.H.Beck, c/o Nördlinger Verlags auslieferung, Augsburger Str. 67a, 
86720 Nördlingen). Im Falle eines Widerrufs sind beiderseits empfangene Leistungen zurückzu-
gewähren. Kosten und Gefahr der Rücksendung trägt der Lieferant. Zu denselben Bedingun-
gen haben Sie auch ein Rückgaberecht für die Erstlieferung innerhalb von 14 Tagen seit Erhalt.
Ihr Verlag C.H.Beck oHG, Wilhelmstr. 9, 80801 München.

Bestellen Sie bei Ihrem Buchhändler oder bei: 
beck-shop.de oder Verlag C.H.Beck · 80791 München
Fax: 089/38189-402 · www.beck.de


